
68. Jahrgang Ausgegeben zu Düsseldorf am 15. Oktober 2014 Nummer 29

Glied.- Datum  I n h a l t  Seite
 Nr.

1101  2. 10. 2014  11. Gesetz zur Änderung des Abgeordnetengesetzes  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  620

1101 2. 10. 2014  Siebtes Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befristungen im Zuständigkeitsbereich des Ministe-
1111   riums für Inneres und Kommunales sowie zur Änderung weiterer Gesetze   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  622
2010
2011
20340
205
2060
2061
214
2180
221
26
29
300
7111

2005 24. 9. 2014  Verordnung zur Änderung der Befristung von Rechtsvorschriften im Geschäftsbereich des Justiz-
2030  ministeriums  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  647
203011
25
301
311
313
314
315
321
33
631
7811

20320 2. 10. 2014  Gesetz zur Aufhebung der Verordnung über die Gewährung von Unterhaltsbeihilfen an Rechts-
20321  referendare und zur Anpassung weiterer Gesetze im Zuständigkeitsbereich des Finanzministeriums   .  624
41 

2120 2. 10. 2014  Gesetz zur Entwicklung und Stärkung einer demographiefesten, teilhabeorientierten Infrastruktur
820  und zur Weiterentwicklung und Sicherung der Qualität von Wohn- und Betreuungsangeboten für 

 ältere Menschen, Menschen mit Behinderungen und ihre Angehörigen (GEPA NRW) . . . . . . . . . . . . . .  625

46  2. 10. 2014  Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Verbesserung der Sicherheit in Justizvollzugsanstalten des 
Landes Nordrhein-Westfalen   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  646

7124  2. 10. 2014  Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Zuständigkeiten nach der Handwerksordnung 
und der EU/EWR-Handwerk-Verordnung   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  646

G 3229619

Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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11. Gesetz 
zur Änderung des Abgeordnetengesetzes

Vom 2. Oktober 2014

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

11. Gesetz 
zur Änderung des Abgeordnetengesetzes

Artikel I
Elftes Gesetz zur Änderung des Abgeordnetengesetzes

Das Abgeordnetengesetz des Landes Nordrhein-Westfa-
len (AbgG NRW) vom 5. April 2005 (GV. NRW. S.  252), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. Juni 2013 (GV. 
NRW. S. 410), wird wie folgt geändert:

1.  § 16 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 16
 Sicherung der Unabhängigkeit der Abgeordneten

  (1) Die Ausübung des Mandats steht im Mittelpunkt 
der Tätigkeit eines Mitglieds des Landtags. Unbescha-
det dieser Verpfl ichtung bleiben Tätigkeiten beruf-
licher oder anderer Art neben dem Mandat zulässig. 
Sie können der Verwurzelung der Landtagsmitglieder 
in der Gesellschaft und im Arbeitsleben Rechnung 
tragen.

  (2) Ein Mitglied des Landtags darf für die Ausübung 
seines Mandats keine anderen als die in diesem Ge-
setz vorgesehenen Zuwendungen annehmen. Eine Ver-
gütung aus einem Dienst- oder Werkverhältnis darf es 
nur annehmen, soweit diese sich nicht auf die Aus-
übung des Mandats bezieht. Die Annahme von Zu-
wendungen, die das Mitglied des Landtags, ohne die 
danach geschuldeten Dienste zu leisten, nur deshalb 
erhält, weil von ihm im Hinblick auf sein Mandat er-
wartet wird, dass es im Landtag die Interessen des 
Zahlenden vertreten und nach Möglichkeit durchset-
zen wird, ist unzulässig. Besondere parlamentarische 
Aufgaben, die Abgeordnete für ihre Fraktion wahr-
nehmen, dürfen von dieser vergütet werden.

  (3) Wirkt ein Mitglied des Landtags in einem Aus-
schuss an der Beratung oder Abstimmung über einen 
Gegenstand mit, an welchem es selbst oder ein ande-
rer, für den es gegen Entgelt tätig ist, ein wirtschaftli-
ches Interesse hat, so hat es diese Interessenverknüp-
fung zuvor im Ausschuss offen zu legen.

  (4) Hinweise auf die Mitgliedschaft im Landtag in be-
rufl ichen oder geschäftlichen Angelegenheiten sind 
unzulässig und daher zu unterlassen.

  (5) In Zweifelsfragen ist das Mitglied des Landtags 
verpfl ichtet, sich über die Auslegung der Bestimmun-
gen durch Rückfragen bei der Präsidentin bzw. beim 
Präsidenten des Landtags zu vergewissern.“

2.  Nach § 16 wird folgender neuer § 16 a eingefügt:

 „§ 16 a
 Anzeigepflichten

  (1) Die Mitglieder des Landtags haben die Pfl icht zur 
Anzeige

 1.  ihres Berufes und ihrer wirtschaftlichen Tätigkei-
ten sowie anderer Tätigkeiten, die auf für die Aus-
übung des Mandats bedeutsame Interessenver-
knüpfungen hinweisen können;

 2.  von Art und Umfang der nach Nummer 1 anzeige-
pfl ichtigen selbständigen oder unselbständigen Tä-
tigkeiten oder Gewerbe, wobei der Umfang der Tä-
tigkeiten in der durchschnittlichen zeitlichen 
Inanspruchnahme (wöchentlich, monatlich oder 
jährlich) anzugeben ist;

 3.  von Art, Höhe und Herkunft der aus den anzeige-
pfl ichtigen selbständigen oder unselbständigen Tä-
tigkeiten oder Gewerbe jeweils erzielten Entgelte;

 4.  und gesonderten Rechnungsführung über Geld-
spenden und geldwerte Zuwendungen aller Art 

(Spenden), die ihnen für ihre politische Tätigkeit 
zur Verfügung gestellt werden, wenn ein Wert von 
1.000 Euro in einem Kalenderjahr überstiegen 
wird. Solche Spenden und Zuwendungen sind 
unter Angabe des Namens und der Anschrift des 
Spenders bzw. Zuwendungsgebers der Präsidentin 
bzw. dem Präsidenten anzuzeigen, und zwar inner-
halb des ersten Halbjahres für das vergangene 
Jahr. 

  (2) Die Mitglieder des Landtags sind verpfl ichtet, der 
Präsidentin bzw. dem Präsidenten schriftlich folgende 
Tätigkeiten und Verträge anzuzeigen, die während der 
Mitgliedschaft im Landtag ausgeübt oder aufgenom-
men werden bzw. wirksam sind:

 1.  Die gegenwärtig ausgeübten Berufe und Tätigkei-
ten, und zwar

  a)  unselbständige Tätigkeit unter Angabe der Ar-
beitgeberin bzw. des Arbeitgebers (mit Branche) 
sowie der Art der Tätigkeit, insbesondere die ei-
gene Funktion bzw. dienstliche Stellung,

  b)  selbständige Gewerbetreibende: Art des Gewer-
bes, Ort der Ausübung sowie – falls vorhanden – 
Name und Sitz der Firma,

  c)  freie Berufe, sonstige selbständige Berufe: An-
gabe des Berufszweiges,

  d)  Angabe des Schwerpunktes der berufl ichen Tä-
tigkeit bei mehreren ausgeübten Berufen.

 2.  Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Auf-
sichtsrates, Verwaltungsrates, Beirates oder eines 
sonstigen Gremiums einer Gesellschaft, Genossen-
schaft oder eines in einer anderen Rechtsform be-
triebenen Unternehmens.

 3.  Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Auf-
sichtsrates, Verwaltungsrates, Beirates oder eines 
sonstigen Gremiums einer Körperschaft, Anstalt 
oder Stiftung des öffentlichen Rechts mit Aus-
nahme der Mandate in Gebietskörperschaften.

 4.  Funktionen in Berufsverbänden, Wirtschaftsverei-
nigungen, sonstigen Interessenverbänden oder 
ähnlichen Organisationen mit Bedeutung auf Lan-
des- oder Bundesebene.

 5.   Sonstige Tätigkeiten, die auf für die Ausübung des 
Mandates bedeutsame Interessenverknüpfungen 
hinweisen können, wie z. B. Funktionen in Vereinen, 
Verbänden oder ähnlichen Organisationen mit lo-
kaler Bedeutung.

 6.   Entgeltliche Tätigkeiten der Beratung, Vertretung 
fremder Interessen, Erstattung von Gutachten, pu-
blizistische und Vortragstätigkeit, soweit diese Tä-
tigkeiten nicht im Rahmen des ausgeübten Berufes 
liegen.

 7.   Das Halten und die Aufnahme von Beteiligungen 
an Kapital- oder Personengesellschaften, wenn da-
durch ein wesentlicher wirtschaftlicher Einfl uss 
auf das Unternehmen begründet wird.

  (3) Bei der Anzeige von Entgelten nach Absatz  1 
Nummer 3 sind die für eine Tätigkeit erhaltenen Ein-
nahmen beziehungsweise die erzielten Einkünfte 
unter Einschluss von Entschädigungs-, Ausgleichs- 
und Sachleistungen, Aufwandsentschädigungen, Gra-
tifi kationen und Tantiemen nach folgender Maßgabe 
zugrunde zu legen:

 1.  Die Anzeigepfl icht entfällt, wenn die Entgelte den 
Betrag von 5 Prozent der Abgeordnetenbezüge 
nach §  5 Absatz  1 AbgG im Monat bzw. im Jahr 
nicht übersteigen. 

 2.  Bei den Entgelten nach Absatz  2 Nummern 1, 4 
und 5 ist der Jahresbetrag in Höhe der erzielten 
Einkünfte anzugeben. 

 3.  Bei den Entgelten nach Absatz  2 Nummern  2, 3 
und 6 ist der jeweilige Monatsbetrag in Euro und 
Cent anzugeben. 

 4.  Das gilt auch für Entgelte aus Berufen nach Ab-
satz  2 Nummer  1, sofern diese auf einer außeror-
dentlichen Tätigkeit beruhen, sowie bei freien Be-
rufen im Sinne des Absatzes 2 Nummer  1 c) für 
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Entgelte, die auf einer Einzelvereinbarung im Rah-
men oder außerhalb bestehender Gebührenord-
nungen beruhen und den Betrag von 2.000 Euro 
monatlich übersteigen. 

 5.  Bei üblicherweise unregelmäßigem Zufl uss von 
Entgelten, die auf der Grundlage einer regelmäßi-
gen, der Ziffer 2 vergleichbaren Tätigkeit erwirt-
schaftet werden, kann statt des Monatsbetrages 
der jeweilige Jahresbetrag angegeben werden. 

  (4) Die Mitglieder des Landtags sind zusätzlich ver-
pfl ichtet, die Tätigkeiten im Sinne des Absatzes 2 auch 
aus der Zeit vor der Mitgliedschaft im Landtag anzu-
zeigen, soweit sie in den letzten zwei Jahren vor der 
Mandatsübernahme aufgegeben worden sind.

  (5) Die Anzeigepfl icht umfasst nicht die Mitteilung 
von Tatsachen über Dritte, für die das Mitglied des 
Landtags gesetzliche Zeugnisverweigerungsrechte 
oder Verschwiegenheitspfl ichten geltend machen 
kann. Die Anzeigepfl icht ist so zu erfüllen, dass die in 
Satz  1 genannten Rechte nicht verletzt werden. 
Hierzu ist statt der Angaben zum Auftraggeber eine 
Branchenbezeichnung anzugeben sowie Angaben über 
die Art der Tätigkeit in dem einzelnen Vertrags- oder 
Mandatsverhältnis zu machen. Die Anzeigepfl icht für 
Rechtsanwälte entfällt, wenn die Vertretung nicht per-
sönlich übernommen wird.

  (6) Die Anzeigen sind bei der Präsidentin des Land-
tags nach folgender Maßgabe einzureichen:

 1.  Anzeigen nach Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung 
mit Absatz 2 innerhalb einer Frist von drei Mona-
ten nach Annahme des Mandats 

 2.  Änderungen und Ergänzungen während der Wahl-
periode innerhalb einer Frist von drei Monaten 
nach ihrem Eintritt 

 3.  Angaben nach Absatz 1 Nummer 3 in Verbindung 
mit Absatz 3 Nummer 2 jährlich, und zwar inner-
halb des ersten Halbjahres für das vergangene Jahr 

 4.  Angaben nach Absatz 1 Nummer 3 in Verbindung 
mit Absatz  3 Nummer  3 monatlich innerhalb von 
drei Monaten.“

3.  Nach § 16 a wird folgender neuer § 16 b eingefügt:

 „§ 16 b
 Rechtsanwälte

  (1) Mitglieder des Landtags, die gegen Entgelt ge-
richtlich oder außergerichtlich für eine oberste Lan-
desbehörde oder eine Landesoberbehörde des Landes 
Nordrhein-Westfalen auftreten, haben der Präsidentin 
bzw. dem Präsidenten die Übernahme der Vertretung 
anzuzeigen.

  (2) Mitglieder des Landtags, die gegen Entgelt zur 
Besorgung fremder Angelegenheiten gerichtlich oder 
außergerichtlich gegen eine oberste Landesbehörde 
oder eine Landesoberbehörde des Landes Nordrhein-
Westfalen auftreten, haben der Präsidentin bzw. dem 
Präsidenten die Übernahme der Vertretung anzuzei-
gen. 

  (3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend in Bezug 
auf Landesmittelbehörden, soweit diese den Ur-
sprungsbescheid erlassen haben bzw. den Erlass oder 
die Vornahme einer anderen Verwaltungshandlung ab-
gelehnt haben, sowie insbesondere bei gerichtlichem 
oder außergerichtlichem Auftreten für oder gegen lan-
desunmittelbare Körperschaften, Anstalten oder Stif-
tungen des öffentlichen Rechts.“

4.  Nach § 16 b wird folgender neuer § 16 c eingefügt:

 „§ 16 c
 Veröffentlichung

  (1) Die Angaben gemäß §  16 a Absatz  1 Nummer  4 
und Absatz  2 und 3 werden auf den Internet-Seiten 
des Landtags (www.Landtag.NRW.de) veröffentlicht. 

  (2) Entgelte nach §  16 a Absatz  3 Nummer  3 und 
Nummer  4 werden mit ihrem monatlichen Betrag in 
Euro und Cent unverzüglich veröffentlicht.

  (3) Die Angaben gemäß §  16 a Absatz  3 Nummer  2 
werden in Stufen veröffentlicht. Die Stufe  1 erfasst 
anzeigepfl ichtige jährliche Einkünfte bis 1.000 Euro, 
die Stufe 2 Einkünfte bis 2.500 Euro, die Stufe 3 Ein-
künfte bis 5.000 Euro, die Stufe 4 Einkünfte bis 
10.000  Euro, die Stufe 5 Einkünfte bis 20.000 Euro, 
die Stufe 6 Einkünfte bis 40.000 Euro, die Stufe 7 
Einkünfte bis 60.000 Euro. Bei allen folgenden Stufen, 
deren Nummerierung sich fortlaufend erhöht, werden 
jeweils 30.000 € zum Höchstbetrag der vorhergehen-
den Stufe addiert. Die Einkünfte werden der entspre-
chenden Stufe zugeordnet, sofern der Höchstbetrag 
der vorhergehenden Stufe überschritten wurde. Wer-
den innerhalb eines Kalenderjahres unregelmäßige 
Einkünfte nach § 16 a Absatz 3 Nummer 4 angezeigt, 
wird die Einkommensstufe bzw. der Betrag mit An-
gabe des Monatsnamens veröffentlicht. 

  (4) Spenden nach § 16 a Absatz 1 Nummer 4 werden 
jährlich unter Angabe der Höhe und Herkunft veröf-
fentlicht. Für Spenden an ein Mitglied des Landtags 
fi ndet § 25 Absatz 2 und 4 des Gesetzes über die poli-
tischen Parteien entsprechende Anwendung.“

5.   § 17 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 17
 Verfahren bei Verstößen

  (1) Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass

 1.  ein Mitglied des Landtags seine Pfl ichten nach 
§§ 16, 16 a verletzt oder

 2.  gegen das Verbot gemäß §  16 Absatz  2 verstoßen 
hat oder 

 3.  ein Mitglied des Landtags sich weigert, an der 
Aufklärung mitzuwirken, oder 

 4.  die nach §  16 a Absatz  2 angezeigten Tätigkeiten 
und Verträge sowie die daraus erzielten Entgelte 
oder die angezeigten Spenden die unabhängige 
Ausübung des Mandats gefährden,

  leitet die Präsidentin bzw. der Präsident des Landtags 
nach Anhörung des betreffenden Mitglieds des Land-
tags eine Prüfung in tatsächlicher und rechtlicher 
Hinsicht ein. Dabei ist bei der Prüfung auf Vorliegen 
einer Gegenleistung im Sinne des § 16 Absatz 2 Satz 4 
auf die Verkehrsüblichkeit abzustellen; hilfsweise ist 
entscheidend, ob Leistung und Gegenleistung offen-
sichtlich außer Verhältnis stehen. Sie bzw. er kann von 
dem Mitglied ergänzende Auskünfte zur Erläuterung 
und Aufklärung des Sachverhalts verlangen. Ferner 
kann sie bzw. er die Vorsitzende bzw. den Vorsitzenden 
der Fraktion, der das betreffende Mitglied angehört, 
um eine Stellungnahme bitten.

  (2) Ergibt sich nach der Überzeugung der Präsidentin 
bzw. des Präsidenten, dass ein minder schwerer Fall 
bzw. leichte Fahrlässigkeit vorliegt (z. B. Überschrei-
tung von Anzeigefristen), wird das betreffende Mit-
glied ermahnt. 

  (3) Stellt die Präsidentin bzw. der Präsident des 
Landtags fest, dass eine Pfl ichtverletzung, ein Verstoß 
gegen Verbote, eine unzulässige Zuwendung oder eine 
Gefährdung der unabhängigen Ausübung des Man-
dats im Sinne des Absatzes 1 vorliegt, unterrichtet sie 
bzw. er das Präsidium und die Fraktionsvorsitzenden 
in einer gemeinsamen vertraulichen Sitzung. Das Prä-
sidium stellt nach Anhörung des betroffenen Mitglie-
des fest, ob ein Verstoß gegen Absatz 1 vorliegt. 

  (4) Das Präsidium kann gegen das Mitglied des Land-
tags, das seine Anzeigepfl icht verletzt hat, nach erneu-
ter Anhörung ein Ordnungsgeld festsetzen. Die Höhe 
des Ordnungsgeldes bemisst sich nach der Schwere 
des Einzelfalles und nach dem Grad des Verschuldens. 
Es kann bis zu der Höhe der Hälfte der jährlichen Ab-
geordnetenbezüge festgesetzt werden. Die Präsidentin 
bzw. der Präsident führt die Festsetzung aus. Auf 
Wunsch des betreffenden Mitglieds kann eine Raten-
zahlung vereinbart werden. 

  (5) Bestehen Anhaltspunkte für eine Pfl ichtverletzung 
gegen ein Mitglied des Präsidiums oder gegen eine 
Fraktionsvorsitzende bzw. einen Fraktionsvorsitzen-
den, nimmt das betroffene Mitglied des Landtags an 
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Sitzungen im Rahmen dieses Verfahrens nicht teil. An-
stelle einer bzw. eines betroffenen Fraktionsvorsitzen-
den wird seine Stellvertreterin bzw. sein Stellvertreter 
gemäß Absatz 1 angehört und gemäß Absatz 3 unter-
richtet. Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass die Präsi-
dentin bzw. der Präsident eigene Pfl ichten nach den 
Verhaltensregeln verletzt hat, hat seine Stellvertrete-
rin bzw. sein Stellvertreter nach diesen Vorschriften zu 
verfahren.

  (6) Die Feststellung, dass eine Pfl ichtverletzung, ein 
Verstoß gegen Verbote, eine unzulässige Zuwendung 
oder eine Gefährdung der unabhängigen Ausübung 
des Mandats im Sinne des Absatzes 1 vorliegt, wird 
unbeschadet weiterer Sanktionen als Drucksache ver-
öffentlicht. Die Feststellung, dass eine Pfl ichtverlet-
zung, ein Verstoß gegen Verbote, eine unzulässige Zu-
wendung oder eine Gefährdung der unabhängigen 
Ausübung des Mandates nicht vorliegt, kann die Prä-
sidentin bzw. der Präsident des Landtags im Einver-
nehmen mit dem betreffenden Mitglied des Landtags 
veröffentlichen. Sie wird veröffentlicht, falls das be-
treffende Mitglied des Landtags es verlangt. Absatz 3 
gilt entsprechend.

  (7) Wer eine nach §  16 Absatz  2 verbotene Zuwen-
dung empfängt, hat sie oder, falls dies nicht möglich 
ist, ihren Wert an das Land abzuführen. Die Präsiden-
tin bzw. der Präsident des Landtags macht den An-
spruch durch Verwaltungsakt geltend. Der Anspruch 
wird durch einen Verlust der Mitgliedschaft im Land-
tag nicht berührt.

  (8) Für Streitigkeiten gegen einen nach Absatz 4 oder 
Absatz  7 erlassenen Verwaltungsakt ist der Verwal-
tungsrechtsweg eröffnet. Zuständig ist das Gericht am 
Sitz des Landtags.“

Artikel II
Inkrafttreten

1.  Artikel I tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

2.  § 16 a Absatz 6 Nummern 3 und 4 gilt für Entgelte ab 
dem 1. Januar 2015. 

Düsseldorf, den 2. Oktober 2014

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

(L. S.) Hannelore  K r a f t

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

– GV. NRW. 2014 S. 620
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Siebtes Gesetz zur Änderung der gesetzlichen 
Befristungen im Zuständigkeitsbereich des 

Ministeriums für Inneres und Kommunales sowie 
zur Änderung weiterer Gesetze

Vom 2. Oktober 2014

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Siebtes Gesetz zur Änderung der gesetzlichen 
Befristungen im Zuständigkeitsbereich des 

Ministeriums für Inneres und Kommunales sowie 
zur Änderung weiterer Gesetze

1101
Artikel 1

Änderung des Fraktionsgesetzes

Artikel 3 des Fraktionsgesetzes vom 18. Dezember 2001 
(GV. NRW. S.  866), das zuletzt durch Gesetz vom 16. 
März 2012 (GV. NRW. S. 140) geändert worden ist, wird 
wie folgt gefasst:

„Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2002 in Kraft.“

1111
Artikel 2

Änderung des Gesetzes über das Verfahren bei 
 Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid

§ 34 des Gesetzes über das Verfahren bei Volksinitiative, 
Volksbegehren und Volksentscheid in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 2004 (GV. NRW. 
S. 542), das zuletzt durch Gesetz vom 22. Dezember 2011 
(GV. NRW. S. 726) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1.  § 34 wird aufgehoben.

2.  § 35 wird § 34.

2010
Artikel 3

Änderung des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW

Das Verwaltungsvollstreckungsgesetz NRW in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2003 (GV. 
NRW. S. 156, ber. 2005 S. 818), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 13. November 2012 (GV. NRW. S. 508) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  Im Inhaltsverzeichnis wird die Angabe zu §  82 wie 
folgt gefasst:

 „§ 82 Inkrafttreten“.

2.  § 82 wird wie folgt gefasst:

 „§ 82
 Inkrafttreten

  Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1958 in Kraft. Die 
Änderung durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. De-
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zember 2002 sowie diese Neufassung treten am Tag 
nach der Verkündung in Kraft.“

2010
Artikel 4

Änderung des Informationsfreiheitsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen

Das Informationsfreiheitsgesetz Nordrhein-Westfalen 
von 27. November 2001 (GV. NRW. S.  806), das zuletzt 
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 8. Dezember 2009 (GV. 
NRW. S. 765) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1.  Im Inhaltsverzeichnis wird die Angabe zu §  14 wie 
folgt gefasst:

 „§ 14 Inkrafttreten“.

2.  § 14 wird wie folgt gefasst:

 „§ 14
 Inkrafttreten

 Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2002 in Kraft.“

2011
Artikel 5

Änderung des Gebührengesetzes für das 
Land  Nordrhein-Westfalen

§  10 Absatz  1 Satz  2 Nummer  1 des Gebührengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. August 1999 (GV. NRW. 
S.  524), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
1. Oktober 2013 (GV. NRW. S. 566) geändert worden ist, 
wird wie folgt gefasst:

„1. Aufwendungen für weitere Ausfertigungen, Abschrif-
ten und Auszüge, die auf besonderen Antrag erteilt wer-
den; für die Berechnung der als Auslagen zu erhebenden 
Dokumentenpauschale gelten die Vorschriften nach 
Nummer  31000 des Teil  3 Auslagen, Hauptabschnitt 1, 
der Anlage 1 (zu § 3 Absatz 2) zum Gerichts- und Notar-
kostengesetz vom 23. Juli 2013 (BGBl. I S. 2586),“.

20340
Artikel 6

Änderung des Landesdisziplinargesetzes

Das Landesdisziplinargesetz vom 16. November 2004 
(GV. NRW. S. 624), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 27. Oktober 2009 (GV. NRW. S.  530) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1.  In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu §  84 ge-
strichen.

2.  § 84 wird aufgehoben.

205
Artikel 7

Änderung des Polizeigesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen

Das Polizeigesetz des Landes Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juli 2003 (GV. 
NRW. S.  441), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 21. Juni 2013 (GV. NRW. S. 375) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.  In der Inhaltsübersicht wird der Abschnitt „Sechster 
Abschnitt Evaluierung“ gestrichen.

2.  Der Abschnitt „Sechster Abschnitt Evaluierung“ wird 
aufgehoben.

2060
Artikel 8

Änderung des Ordnungsbehördengesetzes

§  52 Satz  2 des Ordnungsbehördengesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 (GV. NRW. 
S.  528), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 765) geändert worden ist, 
wird aufgehoben.

2061
Artikel 9

Änderung des Straßenreinigungsgesetzes NRW

§ 5 Satz 2 des Straßenreinigungsgesetzes NRW vom 18. 
Dezember 1975 (GV. NRW. S.  706; ber. 1976  S.  12), das 
zuletzt durch Gesetz vom 30. Juni 2009 (GV. NRW. 
S. 390) geändert worden ist, wird aufgehoben.

214
Artikel 10

Änderung des Landesenteignungs- und 
-entschädigungsgesetzes

§  53 Satz  2 des Landesenteignungs- und -entschädi-
gungsgesetzes vom 20. Juni 1989 (GV. NRW. S.  366, ber. 
S. 570), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 8. 
Dezember 2009 (GV. NRW. S.  765) geändert worden ist, 
wird aufgehoben.

2180
Artikel 11

Änderung des Bannmeilengesetzes des 
Landtags Nordrhein-Westfalen

§  3 des Bannmeilengesetzes vom 25. Februar 1969 (GV. 
NRW. S. 142), das zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes 
vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 765) geändert wor-
den ist, wird wie folgt gefasst:

„§ 3

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Februar 1969 in 
Kraft.“

221
Artikel 12

Änderung des Fachhochschulgesetzes öffentlicher Dienst

In §  38 des Fachhochschulgesetzes öffentlicher Dienst 
vom 29. Mai 1984 (GV. NRW. S.  303), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 16. November 2010 (GV. 
NRW. S.  600) geändert worden ist, wird die Angabe 
„2014“ durch die Angabe „2019“ ersetzt.

26
Artikel 13

Änderung des Gesetzes zur Ausführung des 
 Asylbewerberleistungsgesetzes

Das Gesetz zur Ausführung des Asylbewerberleistungs-
gesetzes vom 29. November 1994 (GV. NRW. S. 1087), das 
zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes vom 8. Dezember 
2009 (GV. NRW. S.  765) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.  In §  1 Absatz  2 Satz  1 wird die Angabe „BSHG“ 
durch die Angabe „des Zwölften Buchs Sozialgesetz-
buch“ ersetzt.

2.  § 4 wie folgt gefasst:

 „§ 4
 Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1995 in Kraft.“

29
Artikel 14

Änderung des Zensusgesetz 
2011-Ausführungsgesetzes NRW

In §  16 des  Zensusgesetz 2011-Ausführungsgesetzes 
NRW vom 16. November 2010 (GV. NRW. S.  554), das 
durch Gesetz vom 16. Mai 2013 (GV. NRW. S. 247) geän-
dert worden ist, wird die Angabe „2015“ durch die An-
gabe „2018“ ersetzt.

300
Artikel 15

Änderung des Justizgesetzes

Dem § 110 Absatz 1 des Justizgesetzes Nordrhein-West-
falen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S. 30), das zuletzt 
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durch Artikel 9 des Gesetzes vom 4. Februar 2014 (GV. 
NRW. S.  104) geändert worden ist, wird folgender Satz 
angefügt:

„Für Verwaltungsakte, die auf Grund einer Rechtsgrund-
lage im Sinne von §  2 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 
(GV. NRW. S.  712) auch in Verbindung mit §  3 bezie-
hungsweise auf Grund von § 4 des Straßenreinigungsge-
setzes NRW vom 18. Dezember 1975 (GV. NRW. S.  706, 
ber. 1976 S. 12) erlassen werden oder deren Erlass abge-
lehnt wird, und für Verwaltungsakte im Bereich der von 
den Gemeinden zu erhebenden Realsteuern bedarf es 
einer Nachprüfung in einem Vorverfahren abweichend 
von §  68 Absatz  1 Satz  1 und Absatz  2 Verwaltungsge-
richtsordnung nicht, wenn der Verwaltungsakt oder die 
Ablehnung der Vornahme des Verwaltungsaktes während 
des Zeitraums vom 1. November 2007 bis 31. Dezember 
2015 bekannt gegeben worden ist.“

7111
Artikel 16

Änderung des Ausführungsgesetzes zum Waffengesetz 
des Landes Nordrhein-Westfalen

In §  2 des Ausführungsgesetzes zum Waffengesetz des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 17. Dezember 2009 
(GV. NRW. S. 863 ber. S. 975) werden die Wörter „und am 
31. Dezember 2014 außer Kraft“ gestrichen.

Artikel 17
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 2. Oktober 2014

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

(L. S.) Hannelore  K r a f t

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

zugleich für die
Ministerin für Gesundheit, Emanzipation, 

Pfl ege und Alter

Sylvia  L ö h r m a n n

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk 
zugleich für den Finanzminister

Garrelt  D u i n

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

zugleich für den 
Minister für Bauen, Wohnen,  

Stadtentwicklung und Verkehr 
und die Ministerin für 

Bundesangelegenheiten, Europa und Medien

 Guntram  S c h n e i d e r

Der Justizminister

Thomas  K u t s c h a t y

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz

Johannes  R e m m e l

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung

Svenja  S c h u l z e

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport

Ute  S c h ä f e r

– GV. NRW. 2014 S. 622

20320
20321
41

Gesetz zur Aufhebung der Verordnung über die 
 Gewährung von Unterhaltsbeihilfen an 

 Rechtsreferendare und zur Anpassung weiterer 
Gesetze im Zuständigkeitsbereich des 

 Finanzministeriums
Vom 2. Oktober 2014

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Aufhebung der Verordnung über die 
Gewährung von Unterhaltsbeihilfen an 

Rechtsreferendare und zur Anpassung weiterer 
Gesetze im Zuständigkeitsbereich des 

Finanzministeriums

20321
Artikel 1

Gesetz zur Aufhebung der Verordnung über 
die Gewährung von Unterhaltsbeihilfen 

an Rechtsreferendare

Die Verordnung über die Gewährung von Unterhaltsbei-
hilfen an Rechtsreferendare vom 20. April 1999 (GV. 
NRW. S. 148), die zuletzt durch Verordnung vom 28. Ok-
tober2005 (GV. NRW. S.  838) geändert worden ist, wird 
aufgehoben.

20320
Artikel 2

Gesetz zur Änderung des Landesbesoldungsgesetzes

Die Anlage 1 (Landesbesoldungsordnungen) zum Lan-
desbesoldungsgesetz vom 17. Februar 2005 (GV. NRW. 
S. 154), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. 
Dezember 2013 (GV. NRW. S.  880) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.  In den Vorbemerkungen wird folgende Nr.1.13 einge-
fügt:

  „1.13

  Die für den Schulbereich ausgebrachten Beförde-
rungsämter in den Besoldungsordnungen A des Über-
geleiteten Besoldungsgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen und des Landesbesoldungsgesetzes 
können mit Ausnahme der Ämter für Schulleiterinnen 
und Schulleiter auch außerhalb von Schulorganisatio-
nen verliehen werden. Die Verleihung ist begrenzt auf 
die Ämter der Laufbahn, für die die Bewerberinnen 
und Bewerber die Lehramtsbefähigung besitzen.“

2.  Die Besoldungsordnung A wird wie folgt geändert:

 a)  In der Besoldungsgruppe A14 werden nach dem 
Wort „Schulrat“ folgende Wörter eingefügt „- an 
der Qualitäts- und UnterstützungsAgentur – Lan-
desinstitut für Schule – 2)“.

 b)  In der Besoldungsgruppe A 15 werden nach dem 
Wort „Regierungsschuldirektor“ die Wörter „- als 
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Referent am Landesprüfungsamt für Lehrämter an 
Schulen – 3)“ und „- an der Qualitäts- und Unter-
stützungsAgentur – Landesinstitut für Schule –“ 
eingefügt und die Wörter „- als Leiter einer Ge-
schäftsstelle des Landesprüfungsamtes für Erste 
Staatsprüfungen für Lehrämter an Schulen 3)“ 
und „- als Leiter eines Dienstbereichs des Landes-
prüfungsamtes für Zweite Staatsprüfungen für 
Lehrämter an Schulen 3)“ gestrichen.

 c)  In der Besoldungsgruppe A 16 werden die Wörter 
„Direktor – als Mitglied der Geschäftsführung 
der  Unfallkasse Nordrhein-Westfalen (soweit 
nicht  in den Besoldungsgruppen B 2, B 3 oder B 
4)“ und „Direktor des Landesprüfungsamtes für 
Zweite Staatsprüfungen für Lehrämter an Schu-
len“ gestrichen und nach den Wörtern „Leitender 
Kollegdirektor – als Leiter eines voll ausgebau-
ten  Weiterbildungskollegs mit mindestens zwei 
Bildungsgängen, darunter dem Bildungsgang 
Abendrealschule –“ die Wörter „Leitender Regie-
rungsdirektor – als Arbeitsbereichsleiter am Lan-
desprüfungsamt für Lehrämter an Schulen –“ und 
„- als ständiger Vertreter des Direktors des Lan-
desprüfungsamtes für Lehrämter an Schulen -“ 
sowie die Wörter „Leitender Regierungsschuldi-
rektor – als Arbeitsbereichsleiter am Landesprü-
fungsamt für Lehrämter an Schulen –“ und „- an 
der Qualitäts- und UnterstützungsAgentur – Lan-
desinstitut für Schule -“ eingefügt.

3.  Die Besoldungsordnung B wird wie folgt geändert:

 a)  In der Besoldungsgruppe B 2 werden nach den 
Wörtern „Abteilungsdirektor – als der ständige 
Vertreter des Direktors des Landesbetriebes Geo-
logischer Dienst –“ die Wörter „– als der ständige 
Vertreter des Direktors der Qualitäts- und Unter-
stützungsAgentur – Landesinstitut für Schule –“ 
eingefügt, die Wörter „Direktor – als Mitglied der 
Geschäftsführung der Unfallkasse Nordrhein-
Westfalen (soweit nicht in den Besoldungsgruppen 
A 16, B 3 oder B4)“ und „Direktor des Landesprü-
fungsamtes für Erste Staatsprüfungen für Lehr-
ämter an Schulen“ gestrichen und nach den Wör-
tern „Direktor des Landesmuseums für Kunst und 
Kulturgeschichte in Münster 2)“ die Wörter „Di-
rektor des Landesprüfungsamtes für Lehrämter an 
Schulen“ eingefügt.

 b)  In der Besoldungsgruppe B 3 werden die Wörter 
„Direktor – als Mitglied der Geschäftsführung der 
Unfallkasse Nordrhein-Westfalen (soweit nicht in 
den Besoldungsgruppen A 16, B 2 oder B 4)“ ge-
strichen und nach den Wörtern „Direktor der 
Fachhochschule für Rechtspfl ege“ die Wörter „Di-
rektor der Qualitäts- und UnterstützungsAgentur 
– Landesinstitut für Schule –“ eingefügt.

 c)  In der Besoldungsgruppe B 4 werden die Wörter 
„Direktor – als Mitglied der Geschäftsführung der 
Unfallkasse Nordrhein-Westfalen (soweit nicht in 
den Besoldungsgruppen A 16, B 2 oder B 3)“ und 
„Erster Direktor – als Geschäftsführer der Unfall-
kasse Nordrhein-Westfalen (soweit nicht in der 
Besoldungsgruppe B 5) 1)“  sowie die Fußnote  1) 
gestrichen und nach den Wörtern „Präsident der 
Deutschen Hochschule der Polizei“ die Wörter 
„Stellvertretender Geschäftsführer der Unfall-
kasse Nordrhein-Westfalen“ eingefügt.

 d)  In der Besoldungsgruppe B 5 werden nach den Wör-
tern „Direktor der Landwirtschaftskammer“ die 
Wörter „Direktor der Unfallkasse Nordrhein-West-
falen“ eingefügt und die Wörter „Erster  Direktor – 
als Geschäftsführer der Unfallkasse Nordrhein-
Westfalen (soweit nicht in der Besoldungsgruppe 
B 4) 2)“  sowie die Fußnote 2) gestrichen.

41
Artikel 3

Änderung des Vergütungsoffenlegungsgesetzes

§ 5 des Vergütungsoffenlegungsgesetzes vom 17. Dezem-
ber 2009 (GV. NRW. S. 950) wird aufgehoben.

Artikel 4
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 2. Oktober 2014

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

(L. S.) Hannelore  K r a f t

Für den Finanzminister
Der Minister 

für Wirtschaft, Energie, Industrie, 
Mittelstand und Handwerk

Garrelt  D u i n

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

Der Justizminister

Thomas  K u t s c h a t y

– GV. NRW. 2014 S. 624

2120
82

Gesetz zur Entwicklung und Stärkung 
einer demographiefesten, teilhabeorientierten 

 Infrastruktur und zur Weiterentwicklung 
und Sicherung der Qualität von Wohn- und 
Betreuungsangeboten für ältere Menschen, 

Menschen mit Behinderungen und ihre 
Angehörigen (GEPA NRW)

Vom 2. Oktober 2014

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Entwicklung und Stärkung 
einer demographiefesten, teilhabeorientierten 

Infrastruktur und zur Weiterentwicklung 
und Sicherung derQualität von Wohn- und 
Betreuungsangeboten für ältere Menschen, 

Menschen mit Behinderungen und ihre 
Angehörigen (GEPA NRW)

Artikel 1
Gesetz zur Weiterentwicklung des 

Landespflegerechtes und Sicherung einer 
unterstützenden Infrastruktur für ältere Menschen, 
pflegebedürftige Menschen und deren Angehörige 

(Alten- und Pflegegesetz 
Nordrhein-Westfalen – APG NRW)

Inhaltsübersicht

Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1  Ziele

§ 2  Gestaltung der Angebote

§ 3   Trägerinnen und Träger, Kooperationsgebot, Lan-
desausschuss
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§ 4   Sicherstellung und Koordinierung der Angebots-
struktur

§ 5   Zusammenwirken von Pfl egeeinrichtungen, Kran-
kenhäusern und Vorsorge- und Rehabilitationsein-
richtungen

§ 6  Beratung

§ 7  Örtliche Planung

§ 8  Kommunale Konferenz Alter und Pfl ege

§ 9 Datenverarbeitung und Auskunftspfl ichten

Teil 2
Finanzierung der pflegerischen Angebotsstruktur

§ 10  Ermittlung der anerkennungsfähigen Aufwendun-
gen stationärer Pfl egeeinrichtungen

§ 11   Allgemeine Grundsätze der Förderung von Pfl ege-
einrichtungen

§ 12   Förderung ambulanter Pfl egeeinrichtungen

§ 13   Förderung von Tages-, Nacht- und Kurzzeitpfl ege-
einrichtungen

§ 14   Förderung vollstationärer Dauerpfl egeeinrichtun-
gen (Pfl egewohngeld)

§ 15   Gesonderte Berechnung nicht geförderter Aufwen-
dungen

Teil 3
Weitere Angebote

§ 16  Komplementäre ambulante Dienste

§ 17   Angebote zur Unterstützung pfl egender Angehöri-
ger

§ 18  Einrichtungen der Behindertenhilfe

Teil 4
Maßnahmen des Landes

§ 19  Landesförderplan 

§ 20   Bericht der Landesregierung zur Lage der Älteren 
in Nordrhein-Westfalen

Teil 5

§ 21  Verfahren, Datenschutz

§ 22  Übergangsregelungen

§ 23  Inkrafttreten, Außerkrafttreten; Berichtspfl icht 

Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Ziele

(1) Ziel dieses Gesetzes ist die Sicherstellung einer leis-
tungsfähigen und nachhaltigen Unterstützungsstruktur 
für ältere Menschen und pfl egebedürftige Menschen 
sowie deren Angehörige durch die Förderung der Entste-
hung, Entwicklung und Qualität von Dienstleistungen, 
Beratungsangeboten, Pfl egeeinrichtungen und alternati-
ven Wohnformen. 

(2) Sämtliche Maßnahmen nach diesem Gesetz sind dar-
auf auszurichten, das Selbstbestimmungsrecht von älte-
ren Menschen und pfl egebedürftigen Menschen in jeder 
Lebensphase zu sichern. 

(3) Die Bedürfnisse der Pfl egepersonen im Sinne von 
§ 19 des Elften Buches Sozialgesetzbuch – Soziale Pfl e-
geversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 
1994, BGBl. I S. 1014, 1015), das zuletzt durch Artikel 2 a 
des Gesetzes vom 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2423) geändert 
worden ist, und aller anderen Menschen, die auf der 
Basis von Selbstverpfl ichtung, ohne kommerzielle Inter-
essen, verlässlich und auf frei bestimmte Dauer Verant-
wortung für andere Menschen, denen sie sich zugehörig 
fühlen, übernehmen (Angehörige), sind bei der Gestal-
tung der Versorgungsstruktur nach diesem Gesetz beson-
ders zu berücksichtigen. Angehörige sind in ihrer eige-
nen Rolle anzuerkennen, in Planung und Umsetzung 
strukturell einzubinden und zu unterstützen.

§ 2
Gestaltung der Angebote

(1) Ausgangspunkt für Planungen und die Gestaltung 
der Angebote sind die Bedarfe älterer Menschen, pfl ege-
bedürftiger Menschen und deren Angehöriger. Dabei 
sind die besonderen Bedürfnisse von Frauen und Män-
nern durchgängig zu berücksichtigen. Die Angebote sol-
len orts- beziehungsweise stadtteilbezogen vorgehalten 
und weiterentwickelt werden und den älteren oder pfl e-
gebedürftigen Menschen weitestgehend ermöglichen, an 
dem Ort ihrer Wahl wohnen zu können; die besonderen 
Bedarfe des ländlichen Raums sind zu berücksichtigen. 
Dabei sind alle Wohn- und Pfl egeangebote vorrangig ein-
zubeziehen, die eine Alternative zu einer vollständigen 
stationären Versorgung darstellen. Maßnahmen nach die-
sem Gesetz sollen auch kultursensible Aspekte berück-
sichtigen, insbesondere die unterschiedlichen Bedürf-
nisse der Menschen, die sich durch Migrationsgeschichte, 
sexuelle Orientierung und geschlechtliche Identität erge-
ben können. Darüber hinaus ist Armut und sozialer Aus-
grenzung entgegen zu wirken.

(2) Bei Planung, Gestaltung und Betrieb beziehungs-
weise Ausführung von Angeboten ist darauf hinzuwir-
ken, dass die Bestimmungen des Gesetzes zu dem Über-
einkommen der Vereinten Nationen vom 13. Dezember 
2006 über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
(BGBl. 2008 II S.  1420; UN-Behindertenrechtskonven-
tion) berücksichtigt werden.

(3) Bei Pfl egeeinrichtungen haben Sanierung, Moderni-
sierung, Umbau und Ersatzneubau Vorrang vor Neubau. 

§ 3
Trägerinnen und Träger, 

Kooperationsgebot, Landesausschuss

(1) Trägerinnen und Träger der Angebote nach diesem 
Gesetz können insbesondere die Kommunen, die Land-
schaftsverbände, die Trägerinnen und Träger der Pfl ege-
versicherung, die Medizinischen Dienste der Kranken-
versicherungen, die Freie Wohlfahrtspfl ege, andere 
gemeinnützige oder privat-gewerbliche Anbieter sozialer 
Dienstleistungen, die Verbraucherzentralen, die Senio-
renvertretungen und die Vertretungen der pfl egebedürfti-
gen Menschen, Menschen mit Behinderungen, chronisch 
Kranken und Angehörigen sowie die zuständigen Lan-
desbehörden sein. Diese sollen ihre Angebote bestmög-
lich aufeinander abstimmen und unter Berücksichtigung 
der Vorschriften zum Datenschutz zur Erreichung der in 
§ 1 bestimmten Ziele eng und vertrauensvoll im Interesse 
der pfl egebedürftigen Menschen zusammenarbeiten. 

(2) Zur Beratung der Landesregierung in Fragen der 
Alten- und Pfl egepolitik nach diesem Gesetz wird vom 
zuständigen Ministerium ein „Landesausschuss Alter 
und Pfl ege“ gebildet. Ihm gehören Vertretungen der in 
Absatz  1 genannten Institutionen und Verbände sowie 
Interessenvertretungen der Beschäftigten an.

(3) Die Landesregierung wird ermächtigt, im Einverneh-
men mit dem Landtag durch Rechtsverordnung die dem 
„Landesausschuss Alter und Pfl ege“ angehörenden Or-
ganisationen unter Berücksichtigung der Interessen aller 
an der Alten- und Pfl egepolitik im Land Beteiligten zu 
benennen und das Verfahren zur Berufung der Mitglieder 
und zur Arbeit des Landesausschusses zu regeln.

§ 4
Sicherstellung und Koordinierung der Angebotsstruktur

(1) Die Kreise und kreisfreien Städte sind verpfl ichtet, 
eine den örtlichen Bedarfen entsprechende pfl egerische 
Angebotsstruktur nach Maßgabe dieses Gesetzes sicher-
zustellen, und beziehen hierbei die kreisangehörigen 
Städte und Gemeinden ein.

(2) Die Verpfl ichtung des Absatz  1 erstreckt sich auch 
auf nicht pfl egerische Angebote für ältere, pfl egebedürf-
tige, von Pfl egebedürftigkeit bedrohte Menschen sowie 
auf pfl egende Angehörige, wenn diese Angebote nach-
weisbar dazu beitragen, den aktuellen oder späteren Be-
darf an pfl egerischen Angeboten zu vermeiden oder zu 
verringern. Dies gilt nur, soweit der den Kreisen und 
kreisfreien Städten für diese Angebote entstehende Auf-
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wand höchstens dem Aufwand entspricht, den sie zur Si-
cherstellung der durch diese Angebote entbehrlich wer-
denden pfl egerischen Angebote hätten aufwenden 
müssen. Einklagbare Rechtsansprüche werden hierdurch 
nicht begründet.

(3) Öffentliche Träger sollen neue eigene Einrichtungen 
und Angebote nur schaffen, soweit sich keine geeigneten 
freigemeinnützigen oder privaten Träger fi nden. Insge-
samt ist zur Absicherung des Wahlrechts der Betroffenen 
eine größtmögliche Trägervielfalt anzustreben.

§ 5
Zusammenwirken von 

Pflegeeinrichtungen, Krankenhäusern 
Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen

(1) Die zugelassenen Krankenhäuser, Vorsorge- und Re-
habilitationseinrichtungen (§  107 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung – 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I 
S.  2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 11. August 2014 (BGBl. I S. 1346) geändert worden 
ist) sind verpfl ichtet, mit zugelassenen Pfl egeeinrichtun-
gen (§ 72 des Elften Buches Sozialgesetzbuch), dem Me-
dizinischen Dienst der Krankenversicherung oder dem 
Prüfdienst des Verbandes der Privaten Krankenversiche-
rung e.V., den Betroffenen sowie ihren Vertretungen und 
den Angehörigen mit dem Ziel zusammenzuwirken, den 
Übergang von der Krankenhausbehandlung oder Reha-
bilitationsbehandlung in die eigene Wohnung oder unter 
Wahrung der Wahlfreiheit in eine Pfl egeeinrichtung si-
cherzustellen. Einem Wunsch nach Rückkehr in die ei-
gene Wohnung oder einer quartiersnahen Versorgung ist 
dabei durch Ausnutzung aller präventiven und rehabili-
tativen Angebote möglichst zu entsprechen.

(2) Über die Zusammenarbeit nach Absatz  1 schließen 
die Landesverbände der Pfl egekassen mit den Vereini-
gungen der Trägerinnen und Träger und, soweit solche 
nicht existieren, mit den Trägerinnen und Trägern von 
Krankenhäusern, Rehabilitationseinrichtungen und Pfl e-
geeinrichtungen Vereinbarungen. Diese Vereinbarungen 
sind für die zugelassenen Krankenhäuser und Rehabili-
tationseinrichtungen sowie die Pfl egeeinrichtungen und 
Pfl egekassen im Land unmittelbar verbindlich.

§ 6
Beratung

Personen, die sich auf eine Situation der eigenen Pfl ege-
bedürftigkeit vorbereiten oder bei denen diese bereits 
eingetreten ist, sowie deren Angehörige sind trägerun-
abhängig über die Ansprüche und Unterstützungsmög-
lichkeiten entsprechend ihrer individuellen Bedarfe zu 
beraten. Die Beratung soll im abgestimmten Zusammen-
wirken der Beratungsangebote, insbesondere der Kom-
munen und Pfl egekassen, vorgehalten werden. Hierbei 
soll insbesondere auf gemeinsame, unabhängige Bera-
tungsangebote vor Ort mit der Möglichkeit von zugehen-
der Beratung und Fallmanagement hingewirkt werden, 
wobei für Personen, die eine Beratung in Anspruch neh-
men, die fachliche Qualifi kation der Beratungsperson er-
kennbar sein muss. Das zuständige Ministerium schließt 
hierzu Rahmenvereinbarungen mit den Kreisen und 
kreisfreien Städten, den Landschaftsverbänden, den 
Pfl egekassen und Dachverbänden sonstiger in der Bera-
tung tätiger Institutionen.

§ 7
Örtliche Planung

(1) Die Planung der Kreise und kreisfreien Städte um-
fasst

1.  die Bestandsaufnahme der Angebote, 

2.  die Feststellung, ob qualitativ und quantitativ ausrei-
chend Angebote zur Verfügung stehen und

3.  die Klärung der Frage, ob und gegebenenfalls welche 
Maßnahmen zur Herstellung, Sicherung oder Weiter-
entwicklung von Angeboten erforderlich sind.

Sie umfasst insbesondere komplementäre Hilfen, Wohn- 
und Pfl egeformen sowie zielgruppenspezifi sche Ange-

botsformen wie persönliche Assistenz und die Weiterent-
wicklung der örtlichen Infrastruktur. Die Planung hat 
übergreifende Aspekte der Teilhabe einer altengerechten 
Quartiersentwicklung zur Sicherung eines würdevollen, 
inklusiven und selbstbestimmten Lebens, bürgerschaftli-
ches Engagement und das Gesundheitswesen einzubezie-
hen.

(2) Die Kreise beziehen die kreisangehörigen Gemeinden 
in den Planungsprozess ein und berücksichtigen die Pla-
nungen angrenzender Gebietskörperschaften.

(3) Zur Umsetzung der Planung teilen die Kreise und 
kreisfreien Städte anderen Behörden, die über Entschei-
dungsbefugnisse bei der Gestaltung der kommunalen In-
frastruktur verfügen, die Ergebnisse des Planungspro-
zesses mit und stimmen sich mit diesen ab. Dies gilt 
insbesondere für die die Bauleitplanung verantworten-
den Trägerinnen und Träger.

(4) Die Kreise und kreisfreien Städte stellen die Ergeb-
nisse der örtlichen Planung sowie die Umsetzung von 
Maßnahmen zum Stichtag 31. Dezember jedes zweite 
Jahr, beginnend mit dem Jahr 2015, zusammen. 

(5) Sie haben die örtliche Planung nach Absatz  4 ver-
ständlich sowohl im Internet als auch in anderer geeig-
neter Form kostenfrei zu veröffentlichen und darüber hi-
naus dem zuständigen Ministerium zur Verfügung zu 
stellen. Das für die Pfl egeversicherung zuständige Minis-
terium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Landtag durch Rechtsverordnung konkrete Vorgaben, 
insbesondere zu Aufbau und Mindestinhalten der Pla-
nungsprozesse, festzulegen.

(6) Wenn die Planung nach Absatz 1 Grundlage für eine 
verbindliche Entscheidung über eine bedarfsabhängige 
Förderung zusätzlicher teil- oder vollstationärer Pfl ege-
einrichtungen nach diesem Gesetz sein soll, ist sie jähr-
lich nach Beratung in der Kommunalen Konferenz Alter 
und Pfl ege durch Beschluss der Vertretungskörperschaft 
festzustellen (verbindliche Bedarfsplanung) und öffent-
lich bekannt zu machen. Die verbindliche Bedarfspla-
nung muss zukunftsorientiert einen Zeitraum von drei 
Jahren ab der Beschlussfassung umfassen und auf der 
Grundlage nachvollziehbarer Parameter darstellen, ob 
das Angebot an Pfl egeeinrichtungen den örtlichen Be-
darf abdeckt oder in welcher Höhe zur Bedarfsdeckung 
zusätzliche Kapazitäten erforderlich sind. Die Aussagen 
können auf verschiedene Sozialräume innerhalb eines 
Kreises oder einer kreisfreien Stadt bezogen sein. Eine 
Bedarfsdeckung kann angenommen werden, wenn einer 
zu erwartenden Nachfrage nach den jeweiligen Pfl ege- 
und Betreuungsangeboten ein mindestens deckungsglei-
ches Angebot gegenübersteht und auch Wahlmöglichkei-
ten in angemessenem Umfang gesichert sind.

§ 8
Kommunale Konferenz Alter und Pflege

(1) Zur Umsetzung der in diesem Gesetz und in den §§ 8 
und 9 des Elften Buches Sozialgesetzbuch beschriebenen 
Aufgaben richten die Kreise und kreisfreien Städte örtli-
che Konferenzen ein. Diese tagen in der Regel zweimal 
jährlich.

(2) Die Konferenzen wirken mit bei der Sicherung und 
Weiterentwicklung der örtlichen Angebote. Hierzu gehö-
ren insbesondere:

1.  die Mitwirkung an der kommunalen Pfl egeplanung,

2.  die Mitwirkung an der Schaffung von altengerechten 
Quartiersstrukturen insbesondere unter Einbeziehung 
neuer Wohn- und Pfl egeformen,

3.  die Beratung stadt- beziehungsweise kreisübergrei-
fender Gestaltungsnotwendigkeiten im Zusammen-
wirken mit den angrenzenden Kommunen,

4.  die Mitwirkung beim Aufbau integrierter Unterstüt-
zungs-, Entlastungs- und Vernetzungsstrukturen für 
pfl egende Angehörige,

5.  die Beteiligung der Gruppen nach §  3 Absatz  1 an 
Fragen der zukünftigen Sicherung der Pfl ege in den 
Kommunen,
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6.  die Unterstützung der örtlichen Aufgabenkoordina-
tion, insbesondere im Bereich der Beratung und des 
Fallmanagements und

7.  die Beratung von Investitionsvorhaben bei teil- und 
vollstationären Pfl egeeinrichtungen und, soweit die 
Kommune nicht von der Möglichkeit des §  11 Ab-
satz  7 Gebrauch macht, einer diesbezüglichen Be-
darfseinschätzung.

(3) Mitglieder der örtlichen Konferenzen sind insbeson-
dere:

1.  die jeweils einrichtende Kommune,

2.  in Kreisen die kreisangehörigen Gemeinden, die es 
wünschen,

3.  die Ombudspersonen nach § 16 des Wohn- und Teil-
habegesetzes vom 2. Oktober 2014 (GV. NRW. S. 625),

 sowie Vertreterinnen oder Vertreter

4.  der vor Ort tätigen ambulanten und stationären 
Wohn- und Pfl egeeinrichtungen bzw. -dienste,

5.   der entsprechenden Interessenvertretungen zur Mit-
wirkung und Mitbestimmung in den Pfl egeeinrich-
tungen (Beiräte, Vertretungsgremien, Vertrauensper-
sonen),

6.  der Trägerinnen und Träger der gesetzlichen und 
privaten Pfl egeversicherung, 

7.  des Medizinischen Dienstes der Krankenversiche-
rung, 

8.  der kommunalen Seniorenvertretung, 

9.  der kommunalen Integrationsräte und 

10.  der örtlichen Selbsthilfegruppen und Interessenver-
tretungen von pfl egebedürftigen Menschen, Men-
schen mit Behinderungen, chronisch kranken Men-
schen, Angehörigen und Alten-Wohngemeinschaften 
sowie

11.  der örtlichen Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspfl ege.

Andere an der Versorgung beteiligte Institutionen oder 
Organisationen (zum Beispiel Vertretungen der Woh-
nungswirtschaft und der Verbände der Pfl egeberufe und 
Gewerkschaften) können beteiligt werden.

(4) Die Berichte der Behörden nach § 14 Absatz 11 des 
Wohn- und Teilhabegesetzes sind regelmäßig in die Bera-
tungen einzubeziehen. 

(5) Über die Ergebnisse der Beratungen der kommuna-
len Konferenzen Alter und Pfl ege ist dem zuständigen 
Ministerium zum 31. Dezember eines jeden Jahres zu be-
richten. Den Trägerinnen und Trägern ist zu ihren Inves-
titionsvorhaben das etwaige Ergebnis der Beratung 
mitzuteilen.

§ 9
Datenverarbeitung und Auskunftspflichten

(1) Die Pfl egekassen, die Trägerinnen und Träger der So-
zialhilfe, die Trägerinnen und Träger der Pfl egeeinrich-
tungen, die privaten Versicherungsunternehmen sowie 
die Medizinischen Dienste der Krankenversicherungen 
sind verpfl ichtet, dem zuständigen Ministerium und den 
Kreisen und kreisfreien Städten die für die Zwecke der 
Planung und der Investitionskostenförderung im Pfl ege-
bereich erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Personen-
bezogene Daten sind zu anonymisieren. 

(2) Das für die Pfl egeversicherung zuständige Ministe-
rium kann die Erfüllung der Aufgaben nach diesem Ge-
setz durch den Einsatz eines Verfahrens zur elektroni-
schen Datenverarbeitung unterstützen. Das Ministerium 
ist berechtigt, zum Zwecke einer landesweiten Planung 
Auswertungen vorzunehmen. Personenbezogene Daten 
sind vorher zu anonymisieren. 

(3) Das für die Pfl egeversicherung zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Land-
tag durch Rechtsverordnung das Nähere zur Ausgestal-
tung des Verfahrens zu bestimmen, insbesondere die 
Nutzung des Verfahrens zur elektronischen Datenverar-
beitung nach Absatz  2 für die zuständigen Stellen und 
die Trägerinnen und Träger verbindlich vorzugeben 

sowie Art und Umfang der Daten und die datenverant-
wortlichen Stellen festzulegen.

Teil 2
Finanzierung der pflegerischen Angebotsstruktur

§ 10
Ermittlung der anerkennungsfähigen Aufwendungen 

stationärer Pflegeeinrichtungen

(1) Grundlage der Finanzierung von stationären Pfl ege-
einrichtungen nach §§ 9, 82 Absatz 3 des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch ist die Ermittlung der betriebsnot-
wendigen Aufwendungen im Sinne des §  82 Absatz  2 
Nummer  1 und Nummer  3 des Elften Buches Sozialge-
setzbuch (förderungsfähige Aufwendungen) durch den 
zuständigen überörtlichen Träger der Sozialhilfe.

(2) Anerkennungsfähig sind dabei Aufwendungen, die 
für bereits durchgeführte Maßnahmen angefallen sind 
oder für sicher im Veranlagungszeitraum durchzufüh-
rende Maßnahmen anfallen werden und betriebsnotwen-
dig sind. Sofern hierfür eine öffentliche Förderung ge-
währt wurde oder wird, ist diese mindernd zu 
berücksichtigen.

(3) Aufwendungen gelten als betriebsnotwendig, wenn 
sie

1.  dazu dienen, eine den aktuellen fachlichen Standards 
entsprechende Qualität von Pfl ege und Betreuung zu 
gewährleisten und beziehungsweise oder die für Pfl e-
geeinrichtungen geltenden öffentlich-rechtlichen An-
forderungen, insbesondere die qualitativen Vorgaben 
nach § 11 Absatz 3, zu erfüllen und

2.  den Grundsätzen der Sparsamkeit und Wirtschaft-
lichkeit entsprechen und insbesondere landesrechtlich 
festgelegte Angemessenheitsgrenzen nicht überschrei-
ten. Über Ausnahmen im Fall einer Überschreitung 
der Angemessenheitsgrenzen entscheidet die jeweils 
zuständige Behörde, wobei stets das Einvernehmen 
zwischen dem zuständigen örtlichen und überörtli-
chen Träger der Sozialhilfe anzustreben ist. Sollte 
Einvernehmen nicht hergestellt werden können, so 
entscheidet der örtliche Träger der Sozialhilfe.

(4) Der zuständigen Behörde ist im Vorfeld von bauli-
chen Maßnahmen Gelegenheit zu geben, die Trägerinnen 
und Träger der Einrichtungen hinsichtlich der Wirt-
schaftlichkeit und Betriebsnotwendigkeit (Anerken-
nungsfähigkeit) der entstehenden Aufwendungen zu be-
raten.

(5) Die förderungsfähigen Aufwendungen sind über 
einen angemessenen Zeitraum linear zu verteilen.

(6) Aufwendungen für Erweiterungen und sonstige bau-
liche Maßnahmen an einem Gebäude (Folgeinvestitio-
nen), die als wesentliche Verbesserung über einen Erhalt 
oder eine Wiederherstellung des ursprünglichen Zustan-
des hinausgehen, sind anzuerkennen, wenn sie erforder-
lich sind, um die für die Einrichtungsträgerin oder den 
Einrichtungsträger geltenden und zwingend umzuset-
zenden gesetzlichen Vorgaben für die Gestaltung der Ge-
bäude zum Betrieb der Einrichtung zu erfüllen. Sie kön-
nen darüber hinaus auch anerkannt werden, wenn die 
Maßnahme dazu dient, das Gebäude dem jeweils aktuel-
len Stand pfl egefachlicher, energetischer und sonstiger 
baufachlicher Erkenntnisse anzupassen und die Aufwen-
dungen in einem angemessenen Verhältnis zu den Vortei-
len stehen, die die Maßnahme für die Nutzerinnen und 
Nutzer bringt. Aufwendungen für Maßnahmen, die zu 
einer Erweiterung des bisher vorhandenen Platzangebo-
tes führen, können nur anerkannt werden, wenn ohne sie 
ein dem aktuellen Bedarf entsprechendes Angebot an 
Plätzen in stationären Einrichtungen vor Ort nicht si-
chergestellt werden kann. Die Summe aus der Addition 
der Aufwendungen für Maßnahmen im Sinne des Sat-
zes 2 und der vor der Maßnahme bestehenden Restwerte 
darf die Höhe der für einen Neubau anerkennungsfähi-
gen Aufwendungen nicht überschreiten.

(7) Für stationäre Pfl egeeinrichtungen gelten einheitli-
che Anforderungen an die Anerkennungsfähigkeit von 
Aufwendungen, es sei denn, in der Vergangenheit wurden 
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abweichende Angemessenheitsgrenzen und Verteilungs-
zeiträume anerkannt. Diese gelten auch weiterhin fort.

(8) Für Eigentum und Miete beziehungsweise Pacht gel-
ten grundsätzlich die gleichen Maßstäbe insbesondere 
hinsichtlich der Angemessenheit der anerkennungsfähi-
gen Aufwendungen in ihrem Verhältnis zum tatsächli-
chen Nutzwert des Objektes. Befi nden sich betriebsnot-
wendige Anlagegüter nicht im Eigentum der Trägerinnen 
und Träger, sondern in einem Miet- beziehungsweise 
Pachtverhältnis, so können die tatsächlichen Miet- bzw. 
Pachtzahlungen als Aufwendung im Sinne des § 82 Ab-
satz  3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch anerkannt 
werden, sofern sie betriebsnotwendig und angemessen 
sind. Die Anerkennungsfähigkeit der Zahlungen ist 
dabei auf die Beträge beschränkt, die bei einer ver-
gleichbaren Einrichtung im Eigentum der Trägerin oder 
des Trägers anerkennungsfähig wären.

(9) Das für die Pfl egeversicherung zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Land-
tag durch Rechtsverordnung das Nähere zu regeln zur 
Ermittlung der förderungsfähigen Aufwendungen, insbe-
sondere zum Verfahren und zu Art, Höhe und linearer 
Verteilung der anerkennungsfähigen Aufwendungen, zur 
Angemessenheit von Aufwendungen nach Absatz  6 
Satz  2 sowie der Berechnung zur Verteilung der aner-
kannten Beträge auf die Pfl egebedürftigen. Für Instand-
haltungs- und Instandsetzungsaufwendungen sowie die 
jeweils der Verteilung zugrunde zu legende Belegungs-
quote können Pauschalierungen vorgenommen werden, 
die sich an den tatsächlichen Gegebenheiten zu orientie-
ren haben. Durch Rechtsverordnung sind zudem das Ver-
fahren einer Vergleichsberechnung nach Absatz  8 sowie 
mögliche Ausnahmen näher zu regeln. Darüber hinaus 
wird das Ministerium ermächtigt, das Verwaltungsver-
fahren zur gesonderten Berechnung nicht geförderter 
Aufwendungen gemäß §  82 Absatz  3 des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch zu regeln.

§ 11
Allgemeine Grundsätze der Förderung von 

 Pflegeeinrichtungen

(1) Für Einrichtungen nach § 71 des Elften Buches Sozi-
algesetzbuch werden förderungsfähige Aufwendungen 
im Sinne des § 10 Absatz 1 nach Maßgabe dieses Geset-
zes gefördert.

(2) Voraussetzungen für die Förderung sind der Ab-
schluss eines Versorgungsvertrages nach §  72 Absatz  1 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch und eine vertragli-
che Regelung nach § 85 oder § 89 des Elften Buches So-
zialgesetzbuch.

(3) Voraussetzung für die Bewilligung der Förderung ist 
die Beachtung der Anforderungen an die Wohnqualität 
nach dem Wohn- und Teilhabegesetz und den hierauf be-
ruhenden Rechtsverordnungen, soweit sie für die Ein-
richtung anwendbar sind. Zuständige Stellen für diese 
Feststellungen sind die Kreise und kreisfreien Städte.

(4) Werden Förderungen nach Teil 2 dieses Gesetzes ge-
währt, handelt es sich hierbei um öffentliche Förderun-
gen der Pfl egeeinrichtungen gemäß § 9 des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch. Dies gilt insbesondere auch für die an 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Pfl egebe-
dürftigen orientierte fi nanzielle Unterstützung der Pfl e-
gebedürftigen nach § 14.

(5) Zuständig für die Förderung ist der örtliche Träger 
der Sozialhilfe oder für Berechtigte nach dem Sozialen 
Entschädigungsrecht der überörtliche Träger der Kriegs-
opferfürsorge. Die Kreise können kreisangehörige Ge-
meinden zur Durchführung der ihnen nach diesem Ge-
setz obliegenden Aufgaben durch Satzung heranziehen; 
diese entscheiden dann in eigenem Namen. In den Sat-
zungen ist zu bestimmen, welche Aufgaben ganz oder 
teilweise zu erfüllen sind.

(6) Die der Förderung stationärer Pfl egeeinrichtungen 
zugrunde gelegten Aufwendungen bedürfen der Ermitt-
lung durch den zuständigen überörtlichen Träger der So-
zialhilfe nach den Grundsätzen des §  10. Die Aufwen-
dungen sind für alle pfl egebedürftigen Menschen nach 
einheitlichen Grundsätzen zu bemessen; eine Differen-
zierung nach Kostenträgern ist unzulässig.

(7) Der örtliche Träger der Sozialhilfe kann bestimmen, 
dass eine Förderung für teil- und vollstationäre Pfl ege-
einrichtungen im Sinne der §§ 13 und 14 dieses Gesetzes, 
die innerhalb seines örtlichen Zuständigkeitsbereiches 
neu entstehen und zusätzliche Plätze schaffen sollen, 
davon abhängig ist, dass für die Einrichtungen auf der 
Grundlage der örtlichen verbindlichen Bedarfsplanung 
nach § 7 Absatz 6 ein Bedarf bestätigt wird (Bedarfsbe-
stätigung). Eine solche Fördervoraussetzung ist von der 
Vertretungskörperschaft mit Wirkung für alle zusätzlich 
entstehenden Plätze in Einrichtungen innerhalb ihres 
örtlichen Zuständigkeitsbereiches zu beschließen und öf-
fentlich bekannt zu machen. Sie gilt für sämtliche Plätze 
einer Einrichtung unabhängig davon, wer Kostenträger 
einer Förderung nach diesem Gesetz ist. Der Beschluss 
nach Satz  1 gilt für sämtliche Plätze, für die erstmals 
nach dem Beschluss ein Antrag auf Förderung gestellt 
wird, es sei denn, die Trägerin oder der Träger der Ein-
richtung hat zu einem früheren Zeitpunkt eine Bestäti-
gung der zuständigen Behörde über die Förderfähigkeit 
erhalten. In dem Beschluss ist festzulegen, ob Maßstab 
für die Bedarfsfeststellung alleine der Gesamtbedarf im 
örtlichen Zuständigkeitsbereich sein soll oder auch ein 
in der örtlichen Planung ausdrücklich ausgewiesener so-
zialräumlicher Bedarf Grundlage einer Bedarfsbestäti-
gung sein kann.

(8) Das für die Pfl egeversicherung zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Land-
tag durch Rechtsverordnung das Nähere zu den Anforde-
rungen an den Beschluss nach Absatz 7 Satz 1 und zum 
Verfahren der Bedarfsbestätigung zu regeln. Zu regeln 
sind insbesondere ein diskriminierungsfreies Auswahl-
verfahren und objektive Entscheidungskriterien für den 
Fall, dass nach Feststellung und öffentlicher Bekanntma-
chung einer verbindlichen Bedarfsplanung mehr Träge-
rinnen und Träger Interesse an der Schaffung zusätzli-
cher Angebote bekunden, als dies zur Bedarfsdeckung im 
Sinne des § 7 Absatz 6 erforderlich ist. Kriterium für die 
Auswahl kann dabei neben den in diesem Gesetz formu-
lierten Zielsetzungen insbesondere auch eine sozialräu-
mliche Bedarfsorientierung sein.

§ 12
Förderung ambulanter Pflegeeinrichtungen

(1) Die durchschnittlichen Aufwendungen nach § 10 Ab-
satz  1, die durch unmittelbar pfl egerische Leistungen 
nach dem Elften Buch Sozialgesetzbuch bedingt sind, 
werden bei Pfl egediensten nach § 71 Absatz 1 des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch durch angemessene Pauschalen 
gefördert. Betreibt der Träger eines Pfl egedienstes eine 
Wohngemeinschaft nach §  24 Absatz  3 des Wohn- und 
Teilhabegesetzes und stellt die Nutzung dieses Angebo-
tes eine angemessene Alternative zur Nutzung einer nach 
§ 11 geförderten stationären Einrichtung dar, so umfasst 
die Förderung nach Satz 1 auch die Aufwendungen, die 
dem Träger für diese Wohngemeinschaft entstehen.

(2) Das für die Pfl egeversicherung zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Land-
tag durch Rechtsverordnung die Höhe der Pauschale 
nach Absatz 1 Satz 1, das Verfahren zu ihrer Berechnung 
anhand überprüfbarer Leistungskennzahlen sowie die 
Einzelheiten einer möglichen zusätzlichen Förderung 
nach Absatz 1 Satz 2 festzulegen.

§ 13
Förderung von Tages-, Nacht- und 

 Kurzzeitpflegeeinrichtungen

(1) Die Förderung von Plätzen in Tages-, Nacht- und 
Kurzzeitpfl egeeinrichtungen, die von als pfl egebedürftig 
im Sinne des Elften Buches Sozialgesetzbuch anerkann-
ten Personen genutzt werden, erfolgt zur Finanzierung 
der gesondert ausgewiesenen förderungsfähigen Auf-
wendungen im Sinne des §  10 durch einen auf die ein-
zelne Nutzerin beziehungsweise. den einzelnen Nutzer 
bezogenen Aufwendungszuschuss. Bei der Ermittlung 
der förderungsfähigen Aufwendungen werden die Beson-
derheiten der Belegung und Kostengestaltung berück-
sichtigt. Der Anspruch auf Zahlung des Aufwendungszu-
schusses besteht nur für Einrichtungen, die nicht nach 
den Regelungen dieses Gesetzes oder der auf Grundlage 
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dieses Gesetzes erlassenen Verordnung von der Förde-
rung nach diesem Gesetz ausgeschlossen sind.

(2) Das für die Pfl egeversicherung zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Land-
tag durch Rechtsverordnung das Nähere zum Verfahren 
der Förderung nach Absatz  1 zu regeln. Dabei kann es 
zur Erreichung eines bedarfsangemessenen Angebotes 
auch Abweichungen von den nach § 10 Absatz 8 festge-
legten Berechnungsmaßstäben festlegen, die zu einer 
schnelleren Refi nanzierung der tatsächlichen Aufwen-
dungen führen.

§ 14
Förderung vollstationärer Dauerpflegeeinrichtungen 

(Pflegewohngeld)

(1) Pfl egewohngeld wird in vollstationären Dauerpfl ege-
einrichtungen in Nordrhein-Westfalen als Unterstützung 
der Personen (Anspruchsberechtigte) gewährt, die gemäß 
§ 14 des Elften Buches Sozialgesetzbuch pfl egebedürftig 
und nach § 43 des Elften Buches Sozialgesetzbuch oder 
im Rahmen einer privaten Pfl egeversicherung an-
spruchsberechtigt sind und deren Einkommen und Ver-
mögen unter Berücksichtigung des Einkommens und 
Vermögens ihrer nicht getrennt lebenden Ehegattinnen, 
Ehegatten, eingetragenen Lebenspartnerinnen oder Le-
benspartnern oder der mit ihnen in eheähnlicher oder le-
benspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft lebenden 
Personen zur Finanzierung der von ihnen ansonsten zu 
tragenden förderungsfähigen Aufwendungen im Sinne 
des §  10 Absatz  1 ganz oder teilweise nicht ausreicht. 
Hiervon ist auszugehen, wenn der Träger der Sozialhilfe 
die Kosten nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch – 
Sozialhilfe – (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 
2003, BGBl.  I S.  3022), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 1. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3733) geändert 
worden ist, endgültig trägt oder im Falle der Sozialhilfe-
berechtigung zu tragen hätte. Der Anspruch auf Zahlung 
von Pfl egewohngeld besteht nur in Einrichtungen, die 
nicht nach den Regelungen dieses Gesetzes oder der auf 
Grundlage dieses Gesetzes erlassenen Verordnung von 
der Förderung nach diesem Gesetz ausgeschlossen sind.

(2) Pfl egewohngeld wird nicht gezahlt, wenn durch Ein-
satz eigenen Einkommens und Vermögens die Zahlung 
der Investitionskosten möglich ist oder wenn die erfor-
derliche Leistung von Dritten oder Trägern anderer So-
zialleistungen außerhalb des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch vorgesehen ist. Pfl egewohngeld wird nicht 
gezahlt für Berechtigte, die als Kriegsopfer einen An-
spruch auf Gewährung von Versorgung nach § 1 in Ver-
bindung mit § 26 c des Bundesversorgungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 
(BGBl. I. S. 21), das zuletzt durch Artikel 1 a des Geset-
zes vom 24. Mai 2014 (BGBl. I. S. 538) geändert worden 
ist, haben oder Leistungen in den Fällen des §  25 Ab-
satz 4 des Bundesversorgungsgesetzes mittelbar erhalten. 

(3) Die Ermittlung des einzusetzenden monatlichen 
 Einkommens und Vermögens erfolgt entsprechend der 
Regelungen des Elften Kapitels des Zwölften Buches So-
zialgesetzbuch und der §§ 25 bis 27 j des Bundesversor-
gungsgesetzes. Abweichend hiervon sind von dem Ein-
kommen zusätzlich abzusetzen: 

1.  der Barbetrag zur persönlichen Verfügung nach § 27 b 
Absatz  2 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und 
für Personen, die sich am 31. Dezember 2004 in einer 
stationären Einrichtung befi nden, der zusätzliche 
Barbetrag des § 133 a des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch, 

2.  die Kosten für Unterkunft und Verpfl egung,

3.  die von der Pfl egekasse nicht abgedeckten Pfl egekos-
ten (§  43 Absatz  2 des Elften Buches Sozialgesetz-
buch) und

4.  ein weiterer Selbstbehalt von 50 Euro monatlich, je-
doch beschränkt auf den jeweiligen Einkommens-
überhang.

Die Gewährung von Pfl egewohngeld darf zudem nicht 
abhängig gemacht werden von dem Einsatz oder der Ver-
wertung kleinerer Barbeträge und sonstiger Geldwerte 
in Höhe von bis zu 10 000 Euro beziehungsweise 15 000 
Euro bei nicht getrennt lebenden Ehegattinnen, Ehegat-

ten, eingetragenen Lebenspartnerinnen oder Le-
benspartnern sowie eheähnlichen oder lebenspartner-
schaftsähnlichen Gemeinschaften.

(4) Unterhaltsansprüche der pfl egebedürftigen Person, 
ausgenommen gegenüber nicht getrennt lebenden Ehe-
gattinnen, Ehegatten, Partnerinnen und Partnern einge-
tragener Lebenspartnerschaften sowie eheähnlicher oder 
lebenspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaften, bleiben 
unberücksichtigt. §  94 des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch und § 27 h des Bundesversorgungsgesetzes fi n-
den keine Anwendung. §  41 Absatz  4 des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch fi ndet entsprechend Anwendung.

(5) Gleichartige Leistungen anderer Sozialleistungsträ-
ger bleiben von der Förderung mit Pfl egewohngeld unbe-
rührt. §  2 Absatz  2 des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch gilt entsprechend.

(6) Pfl egewohngeld wird nur für pfl egebedürftige Men-
schen gewährt, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Sinne des § 30 Absatz 3 Satz 2 des Ersten Buches Sozial-
gesetzbuch – Allgemeiner Teil – (Artikel 1 des Gesetzes 
vom 11. Dezember 1975, BGBl.  I S.  3015), das zuletzt 
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 19. Oktober 2013 
(BGBl.  I S.  3836) geändert worden ist, vor Heimeintritt 
im Land Nordrhein-Westfalen gehabt haben. Dies gilt 
nicht, sofern die pfl egebedürftige Person nachweist, dass 
in dem Kreis oder der kreisfreien Stadt, in dem oder in 
der die Pfl egeeinrichtung ihren Sitz hat, eine in gerader 
oder nicht gerader Linie verwandte Person des ersten 
oder zweiten Grades im Sinne des §  1589 Bürgerliches 
Gesetzbuch ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(7) Pfl egewohngeld ist kein Einkommen der Bewohnerin 
und des Bewohners im Sinne des Zwölften Buches Sozi-
algesetzbuch.

(8) §§ 91 und 93 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
sind entsprechend anwendbar.

(9) Das für die Pfl egeversicherung zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Land-
tag durch Rechtsverordnung das Nähere festzulegen zum 
Antragsverfahren, zur Prüfung und Berechnung der An-
spruchsvoraussetzungen, zur Dauer und Höhe sowie zum 
Verfahren zur Änderung der Leistungsgewährung.

§ 15
Gesonderte Berechnung nicht 

geförderter Aufwendungen

Pfl egeeinrichtungen können pfl egebedürftigen Menschen 
die durch öffentliche Förderung nicht gedeckten Auf-
wendungen im Sinne des §  10 Absatz  1 gesondert be-
rechnen. Die gesonderte Berechnung bedarf der Zustim-
mung des überörtlichen Trägers der Sozialhilfe. Dies gilt 
nicht für Einrichtungen, die nach den Regelungen dieses 
Gesetzes oder der auf Grundlage dieses Gesetzes erlasse-
nen Verordnung von der Förderung nach diesem Gesetz 
ausgeschlossen sind.

§ 16
Komplementäre ambulante Dienste

(1) Zu den komplementären ambulanten Diensten ge-
hören insbesondere hauswirtschaftliche Hilfen, Bera-
tungsdienste zur Wohnraumanpassung, Hausbetreu-
ungsdienste, Hausnotrufdienste und andere ergänzende 
ambulante Hilfen wie persönliche Assistenz für ältere 
und pfl egebedürftige Menschen und Angehörige. 

(2) Die Kreise und kreisfreien Städte stellen die zur Um-
setzung des Vorranges der häuslichen Versorgung erfor-
derlichen komplementären ambulanten Dienste sicher. 

§ 17
Angebote zur Unterstützung pflegender Angehöriger

(1) Die Kreise und kreisfreien Städte sind für ein be-
darfsgerechtes Angebot an Unterstützungsleistungen für 
pfl egende Angehörige verantwortlich. Hierbei sind min-
destens solche Angebote vorzuhalten, ohne deren Inan-
spruchnahme den pfl egenden Angehörigen die Fortset-
zung ihrer pfl egenden Tätigkeiten nicht möglich wäre. 
§ 4 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.
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(2) Als Angebote nach Absatz  1 kommen insbesondere 
Qualifi zierungsangebote, Rechtsinformationen, und Er-
fahrungsaustausch in Betracht. Zudem sind bei der Ge-
staltung der Pfl ege- und Betreuungsangebote, die die 
Pfl ege durch Angehörige ergänzen, die Bedarfe der pfl e-
genden Angehörigen zu berücksichtigen.

§ 18
Einrichtungen der Behindertenhilfe

Soweit in Einrichtungen der Behindertenhilfe nach dem 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch Pfl egeleistungen nach 
dem Elften Buch Sozialgesetzbuch erbracht werden, sind 
die betriebsnotwendigen Investitionsaufwendungen oder 
Aufwendungen für Miete, Pacht, Erbbauzins, Nutzung 
oder Mitbenutzung gemäß § 82 Absatz 3 Satz 1 des Elf-
ten Buches Sozialgesetzbuch vom zuständigen überörtli-
chen Träger der Sozialhilfe zu fördern, soweit nicht an-
dere Leistungsträger zur Finanzierung verpfl ichtet sind.

§ 19
Landesförderplan

(1) Das zuständige Ministerium erstellt für jede Legisla-
turperiode einen Landesförderplan, in dem die Maßnah-
men der Landesregierung zur Erreichung der Ziele nach 
§ 1 gebündelt und planmäßig aufbereitet werden. Hierzu 
können insbesondere gehören

1.  die Förderung landesweiter Strukturen der Partizi-
pation älterer Menschen,

2.  die Förderung landesweiter Beratungsstrukturen 
zur Unterstützung der kommunalen Beratungsange-
bote und Maßnahmen zur Koordinierung und Quali-
fi zierung von Beratungsangeboten einschließlich der 
Wohnberatungsstellen,

3.  besondere Maßnahmen zur Förderung alternativer 
Wohn- und Betreuungsformen,

4.  die Förderung von Maßnahmen zur Implementie-
rung von altengerechten Quartiersstrukturen,

5.  Maßnahmen zur Verbesserung der Qualität in der 
Pfl ege unter besonderer Berücksichtigung einer kul-
tur- und geschlechtersensiblen Ausrichtung der 
Pfl ege,

6.  die Förderung landesweit wirksamer Strukturen 
und Initiativen zur Unterstützung pfl egender Ange-
höriger, 

7.  besondere Maßnahmen zur Berücksichtigung der 
spezifi schen Bedarfe von älteren Männern und 
Frauen sowie von älteren Menschen mit Migrations-
geschichte und die Unterstützung und Entwicklung 
von bedarfsgerechten Angeboten für ältere Men-
schen mit unterschiedlicher sexueller Orientierung 
und geschlechtlicher Identität,

8.  besondere Maßnahmen gegen soziale Ausgrenzung,

9.  besondere Maßnahmen zur Verbesserung der Versor-
gungsstrukturen von Menschen mit Demenz und der 
sie unterstützenden Angehörigen,

10.  Rahmenbedingungen für mögliche strukturelle An-
teilsförderungen kommunaler Strukturen der Bera-
tung, der Unterstützung pfl egender Angehöriger 
und des sorgenden Umfelds, 

11.  Maßnahmen zur Unterstützung der politischen Teil-
habe älterer Menschen und Förderung der Arbeit 
der Landesseniorenvertretung und

12.  Hilfeangebote für eine gewaltfreie, autonomiestär-
kende Pfl ege und Maßnahmen zur Reduzierung der 
Anwendung freiheitsbeschränkender Maßnahmen in 
der Pfl ege, 

Rahmenbedingungen und Zielsetzungen für Modellför-
derungen in den Themenbereichen Alter, Pfl ege und de-
mographische Entwicklung. 

(2) Der Landesförderplan soll eine verlässliche und 
transparente Fördergrundlage schaffen und regelmäßig 
für die Dauer einer Legislaturperiode erstellt werden.

(3) Das für die Pfl ege zuständige Ministerium erarbeitet 
den Förderplan nach Absatz 1 unter Beteiligung der Ver-

tretungen aller in § 3 genannten Trägerinnen und Träger. 
Die Ergebnisse der Landesberichterstattung nach §  20 
sowie die Berichte der Kommunen über die Ergebnisse 
ihrer kommunalen Altenberichterstattung und der Bera-
tungen der Kommunalen Konferenzen Alter und Pfl ege 
werden berücksichtigt. Vor der Veröffentlichung des För-
derplans ist dem zuständigen Ausschuss des Landtags 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(4) Das Land fördert die Maßnahmen im Rahmen der 
Alten- und Pfl egepolitik auf der Grundlage des Förder-
plans nach Absatz 1 nach Maßgabe des Landeshaushal-
tes.

§ 20
Bericht der Landesregierung zur Lage der Älteren in 

Nordrhein-Westfalen

Das für die Altenpolitik zuständige Ministerium erarbei-
tet und veröffentlicht einmal in jeder Legislaturperiode 
einen Bericht als Gesamtanalyse zur Lage der Älteren in 
Nordrhein-Westfalen. Dieser dient zugleich als Pla-
nungsgrundlage für den Landesförderplan nach § 19.

§ 21
Verfahren

Für Verwaltungsverfahren nach diesem Gesetz und nach 
den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord-
nungen gelten, soweit nichts anderes bestimmt ist, die 
Vorschriften des Sozialgesetzbuches entsprechend.

§ 22
Übergangsregelungen

(1) Bescheide über die Zustimmung zur gesonderten Be-
rechnung, die auf der Grundlage des §  13 des Gesetzes 
zur Umsetzung des Pfl ege-Versicherungsgesetzes (Lan-
despfl egegesetz Nordrhein-Westfalen) vom 19. März 1996 
(GV. NRW. S. 137), zuletzt geändert durch Artikel 17 des 
Gesetzes vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S.  498), für den 
Zeitraum bis zum 31. Dezember 2014 ergangen sind, gel-
ten bis zum 31. Dezember 2015 fort. Dies gilt nicht, wenn 
die Trägerin oder der Träger der Einrichtung einen An-
trag auf Erteilung eines neuen Bescheides auf der 
Grundlage dieses Gesetzes stellt.

(2) Pfl egebedürftigen Personen, denen zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes bei der Berechnung 
von Pfl egewohngeld gemeinsam mit ihren nicht getrennt 
lebenden Ehegattinnen, Ehegatten, Lebenspartnerinnen, 
Lebenspartnern oder Partnerinnen oder Partnern von 
eheähnlichen oder lebenspartnerschaftsähnlichen Ge-
meinschaften ein doppelter Vermögensschonbetrag ge-
währt wurde, weil beide vollstationär gepfl egt werden, 
bleibt der bisher gewährte Vermögensschonbetrag erhal-
ten.

(3) Soweit in diesem Gesetz oder in der auf Grundlage 
dieses Gesetzes erlassenen Verordnung Fristen festgesetzt 
sind, kann das für die Pfl egeversicherung zuständige Mi-
nisterium für die Jahre 2015 und 2016 ausnahmsweise 
abweichende Fristen im Wege der Allgemeinverfügung 
festlegen.

(4) Macht ein örtlicher Sozialhilfeträger von der Mög-
lichkeit des §  11 Absatz  7 bis zum 31. Dezember 2014 
Gebrauch, kann er die Entscheidungen über Bedarfsbe-
stätigungen nach § 11 Absatz 7 Satz 1 bis zur Erarbei-
tung und Beschlussfassung einer verbindlichen Bedarfs-
planung gemäß § 7 Absatz 6, längstens aber bis zum 31. 
März 2015 aussetzen.

§ 23
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Berichtspflicht

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt das Landespfl egegesetz Nord-
rhein-Westfalen außer Kraft. 

(2) Die Landesregierung überprüft beginnend mit dem 
Inkrafttreten die Wirkungen dieses Gesetzes sowie der 
hierauf beruhenden Verordnung insbesondere im Hin-
blick auf die Sicherstellung einer bedarfsgerechten Ver-
sorgungsstruktur und die auskömmliche Bemessung der 
damit geregelten Investitionskostenfi nanzierung. Sie be-
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richtet dem Landtag abschließend bis zum 31. Juli 2019 
über die Erfahrungen mit diesem Gesetz und der hierzu 
ergangenen Verordnung.

(3) Die Landesregierung überprüft zudem in Abstim-
mung mit den kommunalen Spitzenverbänden bis zum 
1. Januar 2019 fortlaufend die durch das Gesetz und die 
hierauf beruhende Verordnung entstehenden Be- und 
Entlastungen bei den betroffenen Gemeinden und Ge-
meindeverbänden. Maßstab für die Feststellungen von 
Be- und Entlastungen ist ein Vergleich mit der bis zum 
31. Juli 2013 bestehenden Verwaltungspraxis. Im Falle 
der Feststellung einer wesentlichen Belastung sind das 
Gesetz oder die hierauf beruhende Verordnung umge-
hend so anzupassen, dass bei den betroffenen Gemeinden 
und Gemeindeverbänden wesentliche Belastungen ver-
mieden werden.

820
Artikel 2

Wohn- und Teilhabegesetz (WTG)

Inhaltsübersicht

Teil 1
Allgemeiner Teil

Kapitel 1
Allgemeine Vorschriften

§ 1  Zweck des Gesetzes

§ 2  Geltungsbereich

§ 3  Begriffsbestimmungen

Kapitel 2
Gemeinsame Anforderungen an alle 

Wohn- und Betreuungsangebote

§ 4  Allgemeine Anforderungen 

§ 5  Teilhabe am Leben in der Gesellschaft

§ 6  Informationspfl ichten, Beschwerdeverfahren

§ 7   Leistungen an Leistungsanbieterinnen und Leis-
tungsanbieter und deren Beschäftigte

§ 8   Freiheitsbeschränkende und freiheitsentziehende 
Maßnahmen

§ 9  Anzeigepfl ichten

§ 10  Dokumentationspfl ichten

Kapitel 3
Qualitätssicherung

§ 11  Anspruch auf Information und Beratung

§ 12   Abwägungsgebot und einheitliche Rechtsanwen-
dung

§ 13   Möglichkeit begründeter Abweichung von Anfor-
derungen

§ 14   Durchführung der behördlichen Qualitätssiche-
rung

§ 15  Mittel der behördlichen Qualitätssicherung 

§ 16  Ombudsperson 

§ 17  Arbeitsgemeinschaft zur Beratung der Landesre-
gierung

Teil 2
Besonderer Teil

Kapitel 1
Einrichtungen mit umfassendem Leistungsangebot

§ 18  Begriffsbestimmung

§ 19  Grundsätzliche Anforderungen 

§ 20  Anforderungen an die Wohnqualität

§ 21  Personelle Anforderungen

§ 22   Mitwirkung und Mitbestimmung der Nutzerinnen 
und Nutzer

§ 23  Behördliche Qualitätssicherung

Kapitel 2
Wohngemeinschaften mit Betreuungsleistungen

§ 24  Begriffsbestimmung

§ 25  Selbstverantwortete Wohngemeinschaften

§ 26   Grundsätzliche Anforderungen an anbieterverant-
wortete Wohngemeinschaften

§ 27  Anforderungen an die Wohnqualität

§ 28  Personelle Anforderungen

§ 29   Mitwirkung und Mitbestimmung der Nutzerinnen 
und Nutzer

§ 30  Behördliche Qualitätssicherung

Kapitel 3
Servicewohnen

§ 31  Begriffsbestimmung

§ 32  Anforderungen und Qualitätssicherung

Kapitel 4
Ambulante Dienste

§ 33  Begriffsbestimmung

§ 34  Grundsätzliche Anforderungen

§ 35  Behördliche Qualitätssicherung

Kapitel 5
Gasteinrichtungen

§ 36  Begriffsbestimmung

§ 37  Grundsätzliche Anforderungen

§ 38  Anforderungen an die Wohnqualität

§ 39  Personelle Anforderungen

§ 40  Mitwirkung und Mitbestimmung 

§ 41  Qualitätssicherung

Teil 3
Ordnungswidrigkeit, Zuständigkeit, Zusammenarbeit, 

Verordnungsermächtigung

§ 42  Ordnungswidrigkeiten

§ 43  Zuständigkeit

§ 44  Zusammenarbeit der Behörden

§ 45  Rechtsverordnungen

Teil 4
Schlussvorschriften

§ 46  Einschränkung von Grundrechten

§ 47  Übergangsregelungen

§ 48  Bestandsschutzregelung für personelle Anforde-
rungen

§ 49  Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Ersetzung von 
Bundesrecht, Berichtspfl icht

Teil 1
Allgemeiner Teil

Kapitel 1
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Zweck des Gesetzes

(1) Dieses Gesetz hat den Zweck, die Würde, die Rechte, 
die Interessen und Bedürfnisse der Menschen, die Wohn- 
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und Betreuungsangebote für ältere oder pfl egebedürftige 
Menschen und Menschen mit Behinderung nutzen, vor 
Beeinträchtigungen zu schützen, die Rahmenbedingun-
gen für Betreuungs- und Pfl egekräfte positiv zu gestalten 
und die Einhaltung der den Leistungsanbieterinnen und 
Leistungsanbietern obliegenden Pfl ichten zu sichern. Es 
soll älteren oder pfl egebedürftigen Menschen und Men-
schen mit Behinderung ein selbstbestimmtes Leben ge-
währleisten, deren Mitwirkung und Mitbestimmung un-
terstützen, die Transparenz über Gestaltung und 
Qualität von Betreuungsangeboten fördern und zu einer 
besseren Zusammenarbeit aller zuständigen Behörden 
beitragen. Dabei soll es insbesondere kleinere Wohn- und 
Betreuungsangebote fördern und eine quartiersnahe Ver-
sorgung mit Betreuungsleistungen ermöglichen.

(2) Das Gesetz soll die angemessene Berücksichtigung 
der kulturellen und religiösen Belange der älteren oder 
pfl egebedürftigen Menschen und der Menschen mit Be-
hinderung und die unterschiedlichen Bedürfnisse von 
Männern und Frauen sowie von Menschen unterschiedli-
cher sexueller Orientierung und geschlechtlicher Identi-
tät sicherstellen. Es soll ältere oder pfl egebedürftige 
Menschen und Menschen mit Behinderung vor Gewalt, 
Ausbeutung und Missbrauch schützen.

(3) Die Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter 
haben ihre Leistungserbringung auch auf eine Förderung 
der Teilhabemöglichkeiten auszurichten. Sie sollen den 
Menschen, die Angebote nach diesem Gesetz nutzen, eine 
angemessene und individuelle Lebensgestaltung insbe-
sondere durch die gleichberechtigte Teilhabe am gemein-
schaftlichen und kulturellen Leben in der Gesellschaft 
ermöglichen. 

(4) Die Menschen, die Angebote nach diesem Gesetz nut-
zen, sollen insbesondere

1.  ein möglichst selbstbestimmtes Leben führen können,

2.  in der Wahrnehmung ihrer Selbstverantwortung un-
terstützt werden,

3.  vor Gefahren für Leib und Seele geschützt werden,

4.  in ihrer Privat- und Intimsphäre geschützt sowie in 
ihrer sexuellen Orientierung und geschlechtlichen 
Identität geachtet werden,

5.  eine am persönlichen Bedarf ausgerichtete, gesund-
heitsfördernde und qualifi zierte Betreuung erhalten,

6.  umfassend über Möglichkeiten und Angebote der Be-
ratung, der Hilfe, der Pfl ege und der Behandlung in-
formiert werden,

7.  Wertschätzung erfahren, sich mit anderen Menschen 
austauschen und am gesellschaftlichen Leben teilha-
ben,

8.  ihrer Kultur und Weltanschauung entsprechend leben 
und ihre Religion ausüben können und

9.  in jeder Lebensphase in ihrer unverletzlichen Würde 
geachtet und am Ende ihres Lebens auch im Sterben 
respektvoll begleitet werden.

§ 2
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für Betreuungsleistungen sowie 
die Überlassung von Wohnraum, wenn diese Angebote 
entgeltlich sind und im Zusammenhang mit den durch 
Alter, Pfl egebedürftigkeit oder Behinderung ausgelösten 
Unterstützungsbedarfen und darauf bezogenen Leistun-
gen stehen.

(2) Angebote im Sinne dieses Gesetzes sind

1.  Einrichtungen mit umfassendem Leistungsangebot,

2.  Wohngemeinschaften mit Betreuungsleistungen,

3.  Angebote des Servicewohnens,

4.  ambulante Dienste und

5.  Gasteinrichtungen.

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für Einrichtungen der Kin-
der- und Jugendhilfe, soweit diese der Erlaubnispfl icht 
nach § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch – Kinder 
und Jugendhilfe – (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juni 

1990, BGBl.  I S.  1163) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022) unter-
liegen, Krankenhäuser im Sinne des § 2 Nummer 1 des 
Krankenhausfi nanzierungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. April 1991 (BGBl.  I S.  886), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. 
April 2013 (BGBl.  I S.  617), Internate der Berufsbil-
dungs- und Berufsförderungswerke und Vorsorge- oder 
Rehabilitationseinrichtungen im Sinne des §  107 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Kran-
kenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. De-
zember 1988, BGBl. I S. 2477), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 20. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2789) 
geändert worden ist, und des § 15 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch– Gesetzliche Rentenversicherung – in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2002 
(BGBl. I S. 754, 1404, 3384), zuletzt geändert durch Arti-
kel 9 Absatz 3 des Gesetzes vom 3. April 2013 (BGBl.  I 
S. 610). 

(4) Die Feststellung, ob ein Angebot dem Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes unterfällt, lässt dessen Einordnung 
nach anderen Rechtsvorschriften unberührt. Dies gilt 
insbesondere auch für leistungsrechtliche Regelungen.

§ 3
Begriffsbestimmungen

(1) Betreuung und Betreuungsleistungen im Sinne dieses 
Gesetzes umfassen Pfl ege im Sinne des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch – Soziale Pfl egeversicherung – (Arti-
kel  1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl.  I S.  1014, 
1015), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 14 des Ge-
setzes vom 8. April 2013 (BGBl. I S. 730) und soziale Be-
treuung. Soziale Betreuung umfasst Tätigkeiten, die 
Menschen in einer selbstbestimmten Lebensführung und 
insbesondere der Erfüllung ihrer sozialen und kognitiven 
Bedürfnisse unterstützen sowie der Förderung einer un-
abhängigen Lebensführung und der vollen Teilhabe am 
Leben in der Gesellschaft dienen. Hierzu gehören darü-
ber hinaus die Hilfestellung bei der Gestaltung und 
Strukturierung des Alltagslebens, die Erhaltung oder 
Wiederherstellung der körperlichen Mobilität und Ar-
beitsfähigkeit zugleich mit der anleitenden Unterstüt-
zung bei der Ausübung einer Erwerbstätigkeit wie auch 
bei der Gestaltung der sozialen Beziehungen und der 
Freizeit. Nicht umfasst sind allgemeine unterstützende 
Tätigkeiten, die nicht vorwiegend auf Grund eines durch 
hohes Alter, Pfl egebedürftigkeit oder eine Behinderung 
begründeten Unterstützungsbedarfes erbracht werden. 

(2) Leistungsanbieterin oder Leistungsanbieter ist, wer 
allein oder gemeinschaftlich mit einer anderen natürli-
chen oder juristischen Person älteren oder pfl egebedürf-
tigen Menschen oder Menschen mit Behinderungen 
Wohn- oder Betreuungsleistungen nach diesem Gesetz 
anbietet.

(3) Nutzerinnen und Nutzer sind ältere oder pfl egebe-
dürftige Menschen oder Menschen mit Behinderungen, 
denen Wohn- oder Betreuungsleistungen nach diesem 
Gesetz angeboten werden oder die diese Leistungen tat-
sächlich in Anspruch nehmen.

(4) Beschäftigte sind Personen, die im Rahmen eines ent-
geltlichen Beschäftigungsverhältnisses in den Angeboten 
tätig sind, unabhängig davon, mit wem das Beschäfti-
gungsverhältnis besteht. Für Personen, die nicht in einem 
Beschäftigungsverhältnis zur Leistungsanbieterin oder 
zum Leistungsanbieter stehen, gilt dies nur, soweit sie 
betreuende Tätigkeiten im Sinne dieses Gesetzes erbrin-
gen.

(5) Fachkräfte sind Beschäftigte, die in einer mindestens 
dreijährigen Ausbildung oder einem Studium die erfor-
derlichen Fähigkeiten und Kenntnisse erworben haben, 
um Tätigkeiten auf dem Gebiet der Pfl ege oder sozialen 
Betreuung unter Beachtung des jeweils aktuellen Stan-
des der fachlichen Erkenntnisse auszuüben. Hauswirt-
schaftsfachkräfte sind Beschäftigte, die in einer dreijäh-
rigen Ausbildung oder einem Studium die erforderlichen 
Fähigkeiten und Kenntnisse erworben haben, um die 
hauswirtschaftliche Versorgung (Ernährung, Verpfl egung, 
Reinigung, Wäscheversorgung) der Nutzerinnen und 
Nutzer zu organisieren, zu planen, durchzuführen sowie 
dabei durch Einhaltung der Hygieneanforderungen 
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einen ausreichenden Schutz vor Infektionen zu gewähr-
leisten.

(6) Mitwirkung der Nutzerinnen und Nutzer umfasst In-
formations-, Mitsprache- und Beratungsrechte bei Ent-
scheidungen der Leistungsanbieterin oder des Leis-
tungsanbieters, wobei die Entscheidung nicht von der 
Zustimmung der Nutzerinnen und Nutzer abhängig ist.

(7) Mitbestimmung bezeichnet die Form der Mitwirkung, 
bei der Entscheidungen oder Maßnahmen der Leistungs-
anbieterinnen und Leistungsanbieter erst durch Zustim-
mung der Nutzerinnen und Nutzer wirksam werden. 

Kapitel 2
Gemeinsame Anforderungen an alle Wohn- 

und Betreuungsangebote

§ 4
Allgemeine Anforderungen

(1) Angebote und Leistungen nach diesem Gesetz müs-
sen dem jeweiligen Stand der fachlichen und wissen-
schaftlichen Erkenntnisse einschließlich der Barriere-
freiheit entsprechen. Die Leistungsanbieterinnen und 
Leistungsanbieter haben hierfür die angebotsbezogen 
erforderlichen personellen, sächlichen, baulichen und or-
ganisatorischen Voraussetzungen zu schaffen und zu un-
terhalten und ihre Verpfl ichtungen aus den leistungs-
rechtlichen Vereinbarungen zu erfüllen. Maßstab für 
Leistungserbringung und Angebotsgestaltung müssen im 
Rahmen der vertraglich vereinbarten Leistungen die in-
dividuellen Bedarfe der Nutzerinnen und Nutzer sein.

(2) Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter müs-
sen die notwendige Zuverlässigkeit besitzen. Sie müssen 
angebotsbezogen sicherstellen, dass der Zweck des Ge-
setzes in die Konzeption der Leistungserbringung ein-
geht und sich die Umsetzung daran ausrichtet.

(3) Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter von 
Betreuungsleistungen müssen ein Qualitätsmanagement 
betreiben, das mindestens umfasst:

1.  eine Beschreibung der Qualitätsziele,

2.  eine verbindliche und dokumentierte Festlegung von 
Aufgaben, Verantwortlichkeiten und Maßnahmen für 
die Entwicklung und Sicherung von Qualität,

3.  ein verbindliches Konzept für die Fort- und Weiterbil-
dung der Beschäftigten,

4.  ein Verfahren zur regelmäßigen Evaluation der Zu-
friedenheit der Beschäftigten,

5.  eine Beschreibung der Kernprozesse des Betriebes

6.  eine geeignete Dokumentation der Maßnahmen.

(4) Sie haben zudem sicherzustellen, dass bei der Leis-
tungserbringung ein ausreichender Schutz vor Infektio-
nen gewährleistet ist und die Beschäftigten die Hygiene-
anforderungen nach dem anerkannten Stand der 
fachlichen Erkenntnisse einhalten.

(5) Zur Gewährleistung einer angemessenen Palliativ-
versorgung haben Leistungsanbieterinnen und Leis-
tungsanbieter die Inanspruchnahme der Leistungen der 
spezialisierten ambulanten Palliativversorgung durch 
eine Kooperation mit den entsprechenden Angeboten zu 
ermöglichen. Dies gilt nur, wenn auch Nutzerinnen und 
Nutzer mit nicht heilbaren, fortschreitenden und weit 
fortgeschrittenen Erkrankungen bei einer zugleich eng 
begrenzten Lebenserwartung betreut werden sollen und 
die Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter sich 
insoweit nicht zur vollständigen Leistungserbringung 
durch eigene Beschäftigte entschieden haben. Der Leis-
tungsanspruch gegenüber der gesetzlichen Krankenver-
sicherung nach den Vorschriften des Fünften Buches 
 Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung – 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I 
S.  2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 11. August 2014 (BGBl. I S. 1346) geändert worden 
ist, bleibt unberührt.

(6) Wohnangebote nach diesem Gesetz sollen in räumli-
cher Anbindung an Wohnsiedlungen errichtet werden 
und so gelegen sein, dass den Nutzerinnen und Nutzern 

eine Teilhabe am Leben in der örtlichen Gemeinschaft 
möglich ist. 

(7) Sofern in diesem Gesetz oder auf Grund dieses Ge-
setzes keine besonderen Anforderungen an die Ausfüh-
rung baulicher Anlagen gestellt werden, gelten die Vor-
schriften der Landesbauordnung und der aufgrund 
dieser Vorschrift erlassenen Vorschriften.

(8) Alle Beschäftigten müssen die erforderliche persönli-
che und fachliche Eignung für die von ihnen ausgeübte 
Tätigkeit besitzen. Die Leistungsanbieterinnen und Leis-
tungsanbieter überzeugen sich bei der Einstellung und 
in regelmäßigen Abständen von der persönlichen Eig-
nung der Beschäftigten und stellen den Fortbestand der 
fachlichen Eignung durch Umsetzung des Fort- und Wei-
terbildungskonzeptes nach Absatz 3 Nummer 3 sicher.

(9) Leitungskräfte (Einrichtungsleitung, verantwortliche 
Fachkraft und Pfl egedienstleitung) müssen Fachkräfte 
sein oder über einen Studienabschluss verfügen, der in 
besonderer Weise die für eine Leitungskraft erforderli-
chen Kompetenzen vermittelt. Sie müssen darüber hin-
aus über eine mindestens zweijährige einschlägige 
hauptberufl iche Berufstätigkeit verfügen. Zeiten einer 
Teilzeitbeschäftigung mit mindestens der Hälfte der re-
gelmäßigen Arbeitszeit zählen in vollem Umfang, Zeiten 
einer Teilzeitbeschäftigung mit weniger als der Hälfte 
zählen entsprechend ihrem Verhältnis zur hälftigen Be-
schäftigung.

(10) Betreuende Tätigkeiten dürfen nur durch Fach-
kräfte oder unter deren angemessener Beteiligung wahr-
genommen werden. Die Leistungsanbieterin oder der 
Leistungsanbieter hat schriftlich mindestens festzulegen,

1.  welche betreuenden Tätigkeiten im Einzelnen ausge-
führt werden und welchen Beschäftigten dabei welche 
Aufgaben und Verantwortungen zuzuordnen sind,

2.  welche fachlichen Standards es für die Ausübung der 
betreuenden Tätigkeiten gibt und wie deren Umset-
zung gesichert wird,

3.  wie die oder der Beschäftigte für die Ausübung der 
betreuenden Tätigkeiten qualifi ziert wurde und

4.  wie die Überwachung der Ausübung dieser betreuen-
den Tätigkeit organisiert ist.

Die Beschäftigten sind von den Festlegungen in Kenntnis 
zu setzen und deren Umsetzung ist zu dokumentieren.

(11) Ausschließlich von Fachkräften wahrzunehmende 
Tätigkeiten sind:

1.  die Steuerung und Überwachung von Pfl ege- und Be-
treuungsprozessen sowie die Zielfestlegung und Pla-
nung der Maßnahmen im Pfl ege- und Betreuungspro-
zess einschließlich der Kontrolle und Auswertung der 
Pfl ege- und Betreuungsqualität und der wesentlichen 
Abstimmungen mit anderen Leistungserbringern der 
medizinischen Versorgung,

2.  die Beratung der Nutzerinnen und Nutzer über fach-
lich begründete Maßnahmen zur Sicherung der ge-
sundheitlichen und psychosozialen Versorgung sowie 
die Mitwirkung bei Entscheidungen über deren An-
wendung und

3.  die Überprüfung der Erforderlichkeit und Angemes-
senheit sowie die Überwachung der Durchführung 
freiheitsbeschränkender und freiheitsentziehender 
Maßnahmen.

(12) Soweit die Tätigkeiten nach Absatz 11 auf pfl egeri-
sche Prozesse bezogen sind, sind sie Fachkräften der 
Pfl ege vorbehalten, soweit sich die Tätigkeiten nach Ab-
satz  11 auf Betreuungsprozesse beziehen, Fachkräften 
der sozialen Betreuung, die jeweils über die angebotsbe-
zogene erforderliche Fachkunde verfügen.

(13) Bei der Planung und Durchführung individueller 
Pfl ege- und Betreuungsprozesse sowie des Wohnens ist 
die Freiheit der Nutzerinnen und Nutzer, eigene Ent-
scheidungen zu treffen, zu beachten und ihre Selbstbe-
stimmung zu fördern. Sie sind deshalb rechtzeitig zu be-
teiligen und ihre Wünsche sind zu berücksichtigen. Die 
Durchführung von Pfl ege und Betreuung bedarf des Ein-
verständnisses der Nutzerin oder des Nutzers.
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§ 5

Teilhabe am Leben in der Gesellschaft

(1) Die Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter 
haben im Rahmen der jeweiligen Leistungsvereinbarun-
gen die gleichberechtigte Teilhabe der Nutzerinnen und 
Nutzer am Leben in der Gesellschaft zu unterstützen 
und zu fördern. Zu diesem Zweck sollen sie mit Angehö-
rigen, sonstigen Vertrauenspersonen der Nutzerinnen 
und Nutzer, bürgerschaftlich Engagierten und Institutio-
nen der Gemeinde, des Sozialwesens, der Kultur und des 
Sports zusammenwirken und diese möglichst in die Ge-
staltung der Angebote einbeziehen.

(2) Der Sicherung der Selbstbestimmung und gleichbe-
rechtigten Teilhabe der Nutzerinnen und Nutzer am 
Leben in der Gesellschaft dient unter anderem

1.  die Einbeziehung von Angehörigen und anderen Be-
zugspersonen sowie bürgerschaftlich Engagierten in 
das von dem jeweiligen Angebot unterstützte Alltags-
leben sowie die Öffnung der Angebote für Kooperati-
onen und Veranstaltungen mit externen Institutionen, 
Vereinen und anderen Stellen,

2.  zielgruppenbezogen Betätigungen anzubieten, die die 
Fertigkeiten der Nutzerinnen und Nutzer in alltags-
nahen und gewohnten Handlungen zur Geltung brin-
gen,

3.  in Zusammenarbeit mit geeigneten Einrichtungen 
und Organisationen regelmäßig über Veranstaltungen 
und Aktivitäten im Quartier zu informieren und die 
Teilnahme daran zu unterstützen und zu fördern und

4.  die Wahrnehmung auswärtiger Termine zu unterstüt-
zen und zu fördern.

§ 6

Informationspflichten, Beschwerdeverfahren

(1) Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter sind 
vorbehaltlich weitergehender zivilrechtlicher Ansprüche 
der Nutzerinnen und Nutzer verpfl ichtet,

1.  alle Interessierten über ihr Leistungsangebot nach 
Art, Umfang und Preis in geeigneter Weise zu infor-
mieren,

2.  die Nutzerinnen und Nutzer schriftlich über vorhan-
dene Beratungs- und Beschwerdestellen zu informie-
ren,

3.  die aktuellen Prüfberichte über Regelprüfungen der 
Aufsichtsbehörde an gut sichtbarer Stelle auszuhän-
gen oder auszulegen sowie die Prüfberichte über Re-
gelprüfungen der letzten drei Jahre zur Einsicht-
nahme durch die gegenwärtigen oder künftigen 
Nutzerinnen und Nutzer oder von ihnen beauftragte 
Personen bereitzuhalten,

4.  den aktuellen Prüfbericht über Regelprüfungen der 
Aufsichtsbehörde gegenwärtigen sowie künftigen 
Nutzerinnen und Nutzern auf Wunsch in Kopie aus-
zuhändigen und

5.  Nutzerinnen und Nutzern oder ihren Vertreterinnen 
und Vertretern Einblick in die Dokumentation der Be-
treuungsleistungen zu gewähren und ihnen im Einzel-
fall erforderliche Kopien zu überlassen.

(2) Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter 
haben ein Beschwerdeverfahren sicherzustellen. Dieses 
muss mindestens beinhalten:

1.  die Information der Nutzerinnen und Nutzer über ihr 
Beschwerderecht einschließlich eines Hinweises auf 
die Erreichbarkeit der zuständigen Behörde,

2.  die Benennung der für die Bearbeitung der Beschwer-
den verantwortlichen Person,

3.  die Bestimmung einer angemessenen Bearbeitungs-
frist und

4.  die geeignete Dokumentation und Auswertung der 
Beschwerden und der Art ihrer Erledigung.

§ 7
Leistungen an Leistungsanbieterinnen und 
Leistungsanbieter und deren Beschäftigte

(1) Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbietern und 
deren Beschäftigten ist es untersagt, sich von oder zu-
gunsten von gegenwärtigen oder zukünftigen Nutzerin-
nen und Nutzern Geld- oder geldwerte Leistungen über 
das vertraglich vereinbarte Entgelt hinaus versprechen 
oder gewähren zu lassen, soweit es sich dabei nicht nur 
um geringwertige Aufmerksamkeiten handelt.

(2) Das Verbot gilt nicht für Leistungen, die im Zusam-
menhang mit der Überlassung eines Platzes in einem 
Wohn- und Betreuungsangebot von der Nutzerin oder 
dem Nutzer der Leistungsanbieterin oder dem Leis-
tungsanbieter darlehensweise gewährt werden oder die 
im Zusammenhang mit dem Erwerb oder Besitz von Ge-
nossenschaftsanteilen oder mit dem Wohnangebot stehen 
und deren Rückzahlung angemessen abgesichert ist.

(3) Spenden an gemeinnützige Leistungsanbieterinnen 
und Leistungsanbieter fallen nicht unter die Regelung 
des Absatzes 1. Dies gilt auch für Spenden im zeitlichen 
Zusammenhang mit der Aufnahme in ein Wohn- und Be-
treuungsangebot. Es ist sicherzustellen, dass den Spen-
derinnen oder Spendern oder ihren Angehörigen weder 
bei der Aufnahme in ein Angebot noch während der Nut-
zung eines Angebotes eine günstigere oder weniger güns-
tige Behandlung zukommt als jeder anderen Person in 
einer vergleichbaren Situation. Spenden umfassen so-
wohl Verfügungen zu Lebzeiten als auch Verfügungen 
von Todes wegen. Die Leistungsanbieterin oder der Leis-
tungsanbieter hat das Verfahren zur Spendenannahme 
der zuständigen Behörde vorher anzuzeigen und die Ein-
nahme sowie ihre Verwendung zu dokumentieren.

(4) Die zuständige Behörde kann weitere Ausnahmen 
zulassen, wenn die Leistung noch nicht gewährt wurde 
und das Verbot zur Sicherung des Schutzes der Nutzerin-
nen und Nutzer nicht erforderlich ist. 

§ 8
Gewaltprävention, freiheitsbeschränkende und 

freiheitsentziehende Maßnahmen

(1) Die Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter 
treffen geeignete Maßnahmen zum Schutz der Nutzerin-
nen und Nutzer vor jeder Form der Ausbeutung, Gewalt 
und Missbrauch, einschließlich ihrer geschlechtsspezifi -
schen Aspekte.

(2) Freiheitsbeschränkende und freiheitsentziehende 
Maßnahmen sind unter Berücksichtigung des besonde-
ren Schutzbedürfnisses der Nutzerinnen und Nutzer auf 
das unbedingt notwendige Maß zu beschränken und 
unter Angabe der Genehmigung des Betreuungsgerichts 
oder der rechtswirksamen Einwilligung der Nutzerin 
oder des Nutzers sowie der oder des für die Anordnung 
und Überwachung der Durchführung der Maßnahme 
Verantwortlichen zu dokumentieren. Sofern im Rahmen 
des Angebotes freiheitsbeschränkende oder freiheitsent-
ziehende Maßnahmen umgesetzt werden, müssen die 
Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter schrift-
lich in einem Konzept Möglichkeiten der Vermeidung 
freiheitsbeschränkender und freiheitsentziehender Maß-
nahmen festlegen. In diesem Konzept ist darzulegen, wie 
die Trennung zwischen Durchführung und Überwachung 
der Maßnahmen geregelt ist. Die Beschäftigten sind mit 
Alternativen zu freiheitsbeschränkenden und freiheits-
entziehenden Maßnahmen vertraut zu machen.

§ 9
Anzeigepflichten

(1) Wer Angebote nach diesem Gesetz betreiben will, hat 
seine Absicht spätestens zwei Monate vor der vorgesehe-
nen Betriebsaufnahme der zuständigen Behörde anzu-
zeigen. Die Anzeige muss die für die behördliche Quali-
tätssicherung erforderlichen Angaben enthalten. Die 
zuständige Behörde kann weitere Angaben verlangen, 
soweit sie zur zweckgerichteten Aufgabenerfüllung er-
forderlich sind.

(2) Soweit die zuständige Behörde den Einsatz einer in-
ternetgestützten, elektronischen Datenbank zur Verfü-
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gung stellt, haben die Leistungsanbieterinnen und Leis-
tungsanbieter diese Datenbank zur Erfüllung ihrer 
Anzeigepfl icht nach Absatz  1 zu nutzen. Verfügt eine 
Leistungsanbieterin oder ein Leistungsanbieter nicht 
über die dafür erforderlichen technischen Voraussetzun-
gen, kann ausnahmsweise auch eine schriftliche Meldung 
der erforderlichen Daten erfolgen.

(3) Eine beabsichtigte vollständige oder teilweise Ein-
stellung des Angebotes ist unverzüglich der zuständigen 
Behörde anzuzeigen. Angaben über die zukünftige Un-
terkunft und Betreuung der Nutzerinnen und Nutzer 
und die geplante ordnungsgemäße Abwicklung der Ver-
tragsverhältnisse mit den Nutzerinnen und Nutzern sind 
mit dieser Anzeige zu verbinden oder baldmöglichst 
nachzuholen.

(4) Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter 
haben eine bereits eingetretene Überschuldung oder eine 
eingetretene oder drohende Zahlungsunfähigkeit oder 
eine sonstige Unfähigkeit, die Verpfl ichtungen gegenüber 
den Nutzerinnen und Nutzern zu erfüllen, unverzüglich 
der zuständigen Behörde anzuzeigen.

§ 10
Dokumentationspflichten

(1) Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter 
haben zu dokumentieren, dass und wie sie die Anforde-
rungen nach diesem Gesetz oder auf Grund dieses Geset-
zes erfüllen. Aufzeichnungen, die für andere Stellen als 
die zuständige Behörde angelegt worden sind, können 
seitens der Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbie-
ter zum Nachweis der Erfüllung der Anforderungen des 
Satzes 1 verwendet werden, wenn sie nicht älter als ein 
Jahr sind. Die Dokumentation muss sich je nach Ange-
botstyp und Leistungsumfang erstrecken auf die tat-
sächliche Art der Nutzung, die Betreuung der Nutzerin-
nen und Nutzer einschließlich deren Versorgung mit 
Arzneimitteln und der Zusammenarbeit mit Ärztinnen 
und Ärzten, die Umsetzung von Konzepten, insbesondere 
zur Teilhabeförderung und Gewaltprävention, und die 
Verwaltung von Geldern. Aus der Dokumentation müs-
sen auch Angaben über die Beschäftigten und ihre Auf-
gaben ersichtlich sein.

(2) Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter 
haben die aktuellen und für die Leistungserbringung er-
forderlichen nutzerinnen- und nutzerbezogenen Teile der 
Dokumentation am Ort der Leistungserbringung zur 
Prüfung vorzuhalten. Die anderen Teile der Dokumenta-
tion können auch am Ort der Verwaltung der Leistungs-
anbieterin oder des Leistungsanbieters vorgehalten wer-
den.

Kapitel 3
Qualitätssicherung

§ 11
Anspruch auf Information und Beratung

(1) Die zuständigen Behörden informieren und beraten 
Personen, die ein berechtigtes Interesse haben, über die 
Rechte und Pfl ichten der Leistungsanbieterinnen und 
Leistungsanbieter und der Nutzerinnen und Nutzer sol-
cher Wohn- und Betreuungsangebote informiert zu wer-
den. Ein berechtigtes Interesse haben insbesondere Nut-
zerinnen und Nutzer, deren Vertreterinnen und Vertreter, 
Nutzerinnen- und Nutzerbeiräte, Beschäftigte und ihre 
Vertretungen, Mitglieder von Vertretungsgremien, Ver-
trauenspersonen und diejenigen, die Leistungen nach 
diesem Gesetz erbringen oder erbringen wollen. Die Be-
hörde kann auf geeignete Informations- und Beratungs-
angebote Dritter verweisen.

(2) Einem Antrag nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
Nordrhein-Westfalen steht der Schutz von Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnissen regelmäßig nicht entgegen, so-
weit sich die Informationen auf die Mitteilung von fest-
gestellten Rechtsverstößen, die zu einer Gefährdung von 
Leben, Gesundheit oder Freiheit geführt haben, und die 
zu deren Beseitigung ergangenen Anordnungen be-
schränken. Soweit die Vorgänge personenbezogene Daten 
enthalten, sind diese zu anonymisieren, sofern nicht das 
Einverständnis des Betroffenen vorliegt. Im Übrigen fi n-

det das Informationsfreiheitsgesetz Nordrhein-Westfalen 
Anwendung.

§ 12 
Abwägungsgebot und einheitliche Rechtsanwendung

(1) Ermessensentscheidungen der Behörden sollen so ge-
troffen werden, dass die Teilhabe der Nutzerinnen und 
Nutzer am Leben in der Gesellschaft gefördert wird. 
Maßstab für die Entscheidung soll das Alltagsleben in 
einer privaten Häuslichkeit sein. Bei Verwaltungsent-
scheidungen ist darzulegen, wie der Gesichtspunkt der 
selbstbestimmten Teilhabe berücksichtigt wurde.

(2) Beim Vollzug aller Rechtsvorschriften, die in Wohn- 
und Betreuungsangeboten angewandt werden, überneh-
men die für die Durchführung dieses Gesetzes zuständi-
gen Behörden die koordinierende Funktion. Dies gilt 
nicht für das Baugenehmigungsverfahren und das Ver-
fahren nach dem Gesetz zur Förderung und Nutzung von 
Wohnraum für das Land Nordrhein-Westfalen.

§ 13
Möglichkeit begründeter Abweichung von 

 Anforderungen

(1) Von den Anforderungen nach diesem Gesetz oder auf 
Grund dieses Gesetzes kann mit Genehmigung der zu-
ständigen Behörde abgewichen werden, wenn hierdurch 
der Zweck des Gesetzes nicht gefährdet wird und

1.  ohne die Abweichung ein besonderes Betreuungskon-
zept nicht umgesetzt werden kann oder

2.  die Abweichung im Sinne der Erprobung neuer Be-
treuungs- oder Wohnformen geboten ist oder

3.  die Abweichung auf Grund einer geringen Größe des 
Wohn- und Betreuungsangebotes und einer geringen 
Zahl von Nutzerinnen und Nutzern geboten ist.

Die mit Hilfe der Abweichung umzusetzenden Konzepte 
und Angebotsformen müssen auf eine bessere Umset-
zung besonderer Bedarfe und Wünsche der Nutzerinnen 
und Nutzer ausgerichtet sein.

(2) Von den Anforderungen an die Wohnqualität kann 
auch dann abgewichen werden, wenn der Leistungsan-
bieterin oder dem Leistungsanbieter die Erfüllung einer 
Anforderung zur Wohnqualität im vorhandenen Gebäu-
debestand technisch oder aus denkmalschutzrechtlichen 
Gründen nicht möglich oder aus wirtschaftlichen Grün-
den nicht zumutbar ist und die Abweichung mit den 
Maßstäben des Alltags eines häuslichen Lebens, der Si-
cherung der Privatsphäre sowie den durch dieses Gesetz 
geschützten Interessen und Bedürfnissen der betroffenen 
Nutzerinnen und Nutzern vereinbar ist.

(3) Die zuständige Behörde soll binnen sechs Wochen 
nach Eingang des Antrags über den Antrag entscheiden 
oder Gründe für eine Verzögerung der Entscheidung 
 mitteilen. Die Leistungsanbieterin oder der Leistungs-
anbieter ist vom Zeitpunkt der Antragstellung bis zur 
Entscheidung über den Antrag für die beantragten Tat-
bestände von der Verpfl ichtung zur Umsetzung der An-
forderungen vorläufi g befreit. Dies gilt nicht, soweit die 
zuständige Behörde nach Antragseingang anordnet, dass 
die betroffenen Anforderungen bis zur abschließenden 
Entscheidung über den Antrag umzusetzen sind.

§ 14
Durchführung der behördlichen Qualitätssicherung

(1) Die zuständigen Behörden prüfen die Wohn- und Be-
treuungsangebote daraufhin, ob sie in den Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes fallen und die Anforderungen nach 
diesem Gesetz und der auf Grund dieses Gesetzes erlas-
senen Rechtsverordnungen erfüllen. Soweit in diesem 
Gesetz vorgesehen, prüfen die zuständigen Behörden die 
Wohn- und Betreuungsangebote regelmäßig in den in 
diesem Gesetz festgelegten Zeitabständen (Regelprüfun-
gen). Eine Prüfung erfolgt darüber hinaus, wenn An-
haltspunkte oder Beschwerden vorliegen, die darauf 
schließen lassen, dass die Anforderungen nach diesem 
Gesetz oder der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen nicht erfüllt sind (anlassbezogene 
Prüfungen).
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(2) Die Prüfungen können unangemeldet und zu jeder 
Zeit erfolgen. Prüfungen zur Nachtzeit sind nur zulässig, 
wenn und soweit das Überwachungsziel zu anderen Zei-
ten nicht erreicht werden kann. Leistungsanbieterinnen 
und Leistungsanbieter sowie ihre verantwortlichen Be-
schäftigten haben den zuständigen Behörden die für die 
Durchführung dieses Gesetzes und den hierzu ergange-
nen Rechtsverordnungen erforderlichen mündlichen und 
schriftlichen Auskünfte auf Verlangen und unentgeltlich 
zu erteilen.

(3) Prüfergebnisse anderer gesetzlich vorgesehener Prüf-
institutionen, die nicht älter als ein Jahr sind, sind der 
Prüfung hinsichtlich des jeweils festgestellten Sachver-
haltes zugrunde zu legen. Die erneute Prüfung eines be-
reits anderweitig geprüften Sachverhaltes ist zu vermei-
den. Ergeben sich jedoch Beanstandungen oder liegen 
unabhängig von der Prüfung Anhaltspunkte für eine Ge-
fährdung der Interessen und Bedürfnisse der Nutzerin-
nen und Nutzer vor, kann die zuständige Behörde eine 
eigenständige Prüfung durchführen. 

Bei der Prüfung ist in Bezug auf die bauliche Barriere-
freiheit grundsätzlich die Baugenehmigung zugrunde zu 
legen. Sofern Anhaltspunkte für eine Änderung der bau-
lichen Anlage und für einen Verstoß gegen die baurecht-
lich geforderte Barrierefreiheit festgestellt werden, ist 
die zuständige Bauaufsichtsbehörde zu informieren.

(4) Die von der zuständigen Behörde mit der Überwa-
chung der Wohn- und Betreuungsangebote beauftragten 
Personen sind befugt,

1.  die für die Wohn- und Betreuungsangebote genutzten 
Grundstücke und Räume – soweit diese einem Haus-
recht der Nutzerinnen und Nutzer unterliegen, nur 
mit deren Zustimmung – sowie Geschäftsräume der 
Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter zu be-
treten, 

2.  Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen,

3.  Einsicht in die Dokumentation über die Erfüllung der 
Anforderungen nach diesem Gesetz oder auf Grund 
dieses Gesetzes zu nehmen,

4.  sich mit den Nutzerinnen und Nutzern sowie den Mit-
wirkungsgremien oder Vertrauenspersonen in Verbin-
dung zu setzen,

5.  bei pfl egebedürftigen Nutzerinnen und Nutzern den 
Pfl egezustand in Augenschein zu nehmen und

6.  die Beschäftigten zu befragen. 

Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter haben 
diese Maßnahmen zu dulden. Es steht der zuständigen 
Behörde frei, zu ihren Prüfungen weitere fach- und sach-
kundige Personen hinzuzuziehen. Die Leistungsanbiete-
rin oder der Leistungsanbieter kann eine Vertretung der 
Vereinigung, der sie oder er angehört, hinzuziehen, so-
weit dies die zeitgerechte Durchführung der Prüfung 
nicht behindert. Die hinzugezogenen Personen sind zur 
Verschwiegenheit verpfl ichtet.

(5) Zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentli-
che Sicherheit oder Ordnung können Grundstücke und 
Räume, die einem Hausrecht der Nutzerinnen und Nut-
zer unterliegen oder Wohnzwecken des oder der Aus-
kunftspfl ichtigen dienen, jederzeit betreten werden. Der 
oder die Auskunftspfl ichtige und die Nutzerinnen und 
Nutzer haben die Maßnahmen nach Satz 1 zu dulden.

(6) Das zuständige Ministerium kann die Erfüllung der 
Aufgaben nach diesem Gesetz durch den Einsatz eines 
Verfahrens zur elektronischen Datenverarbeitung unter-
stützen. Es ist berechtigt, zum Zwecke einer landeswei-
ten Planung Auswertungen vorzunehmen. Personenbezo-
gene Daten sind vorher zu anonymisieren.

(7) Soweit bei der behördlichen Tätigkeit personenbezo-
gene Daten erhoben werden, ist dies nur zulässig, soweit 
es zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben erforderlich 
ist. Die Inaugenscheinnahme des Pfl egezustandes ist nur 
mit Einwilligung der Nutzerinnen und Nutzer zulässig. 
Sofern die Nutzerinnen oder die Nutzer nicht mehr ein-
willigungsfähig sind, genügt abweichend von den allge-
meinen datenschutzrechtlichen Vorschriften die Ertei-
lung der Einwilligung in mündlicher Form durch die 
Vertreterinnen oder Vertreter der Nutzerinnen oder Nut-
zer, wenn die Einholung der Einwilligung in schriftlicher 

Form Zweck oder Durchführbarkeit der unangemeldeten 
Prüfung vereiteln würde. Mündlich erteilte Einwilligun-
gen dieser Art sind im Rahmen der Prüfungsunterlagen 
zu dokumentieren.

(8) Die Ergebnisse der Prüfungen werden von den zu-
ständigen Behörden in einem schriftlichen Prüfbericht 
festgehalten. 

(9) Um die Nutzerinnen und Nutzer, ihre Angehörigen 
und an der Nutzung des Wohn- und Betreuungsangebo-
tes Interessierte zu informieren, werden die wesentlichen 
Ergebnisse der Regelprüfungen in einem Ergebnisbericht 
im Internet-Portal der zuständigen Behörde veröffent-
licht. Der Ergebnisbericht soll Angaben über die Fest-
stellungen von Mangelfreiheit, geringfügigen Mängeln 
oder wesentlichen Mängeln zu den Prüfgegenständen 
Wohnqualität, hauswirtschaftliche Versorgung, Gemein-
schaftsleben und Alltagsgestaltung, Information und Be-
ratung, Mitwirkung und Mitbestimmung, personelle 
Ausstattung, Pfl ege und Betreuung, freiheitsentziehende 
Maßnahmen und Maßnahmen zum Schutz vor Gewalt 
enthalten. Die Veröffentlichung der Ergebnisberichte 
wird jeweils zu dem auf den Zeitraum von zwei Jahren 
folgenden 1. Oktober beendet.

Bei der Veröffentlichung werden auf Antrag der Leis-
tungsanbieterinnen und Leistungsanbieter von der zu-
ständigen Behörde überprüfte Selbstdarstellungen der 
Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter in ange-
messenem Umfang berücksichtigt. Die sich aus dem In-
formationsfreiheitsgesetz Nordrhein-Westfalen ergeben-
den Rechte bleiben unberührt. Der veröffentlichte 
Bericht darf keine personenbezogenen Daten enthalten.

(10) Die Veröffentlichung des Ergebnisberichts soll bis 
zur rechtskräftigen gerichtlichen Entscheidung unter-
bleiben, wenn im Ergebnisbericht festgestellte Mängel 
und getroffene Anordnungen mit Rechtsbehelfen ange-
griffen werden und die Behörde die Veröffentlichung 
nicht dennoch zur Verwirklichung des Gesetzeszwecks 
für geboten hält. Die Veröffentlichung hat zu unterblei-
ben beziehungsweise ist einzustellen, wenn ein Gericht 
die aufschiebende Wirkung eines Rechtsbehelfs gegen 
die Mängelfeststellung oder die Anordnungen angeord-
net hat.

(11) Die zuständigen Behörden müssen die Durchfüh-
rung der behördlichen Qualitätssicherung durch Perso-
nen mit der hierzu erforderlichen Fachkunde und per-
sönlichen Eignung sicherstellen und alle zwei Jahre 
einen Tätigkeitsbericht über ihre Arbeit erstellen. Dieser 
Bericht ist zu veröffentlichen und den kommunalen Ver-
tretungsgremien sowie den Aufsichtsbehörden zur Verfü-
gung zu stellen. Absatz 8 Satz 6 gilt entsprechend.

§ 15
Mittel der behördlichen Qualitätssicherung

(1) Wird festgestellt, dass die Anforderungen nach die-
sem Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes nicht erfüllt 
werden, soll die zuständige Behörde zunächst über die 
Möglichkeiten zur Abstellung dieser Mängel beraten. Die 
Beratung fi ndet auf Wunsch an einem gesonderten Ter-
min statt, wenn die Leistungsanbieterin oder der Leis-
tungsanbieter eine Vertreterin oder einen Vertreter der 
Vereinigung, der sie oder er angehört, hinzuziehen will.

(2) Werden festgestellte oder drohende Mängel nicht ab-
gestellt, können gegenüber den Leistungsanbieterinnen 
und Leistungsanbietern Anordnungen erlassen werden, 
die zur Beseitigung einer eingetretenen oder Abwendung 
einer drohenden Beeinträchtigung des Wohls der Nutze-
rinnen und Nutzer und zur Durchsetzung der den Leis-
tungsanbieterinnen und Leistungsanbietern obliegenden 
Pfl ichten erforderlich sind. Kann auf Grund der festge-
stellten Mängel die Betreuung weiterer Nutzerinnen und 
Nutzer nicht sichergestellt werden, kann für einen be-
stimmten Zeitraum die Aufnahme weiterer Nutzerinnen 
und Nutzer untersagt werden. Wenn Anordnungen zur 
Beseitigung der Mängel nicht ausreichen, ist der Betrieb 
des Wohn- und Betreuungsangebotes zu untersagen.

(3) Der Betrieb eines Wohn- und Betreuungsangebotes 
kann ferner untersagt werden, wenn die Leistungsanbie-
terin oder der Leistungsanbieter
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1.  die Anzeige über die beabsichtigte Aufnahme des 
Wohn- und Betreuungsangebotes unterlassen oder un-
vollständige Angaben gemacht hat,

2.  Anordnungen zur Mängelbeseitigung nicht innerhalb 
der gesetzten Frist befolgt oder

3.  Personen entgegen einem Beschäftigungsverbot be-
schäftigt oder gegen §  7 Absatz  1 oder gegen eine 
nach §  45 Absatz  1 Nummer  2 erlassene Rechtsver-
ordnung verstößt. 

(4) Sind in einem Wohn- und Betreuungsangebot mit 
pfl egerischer Betreuung, das der leistungsrechtlichen 
Qualitätssicherung nach dem Elften Buch des Sozialge-
setzbuches unterfällt, Mängel festgestellt worden, die 
eine gegenwärtige Gefahr für die Nutzerinnen und Nut-
zer darstellen, so fordert die zuständige Behörde die ver-
antwortlichen Landesverbände der Pfl egeversicherungen 
auf, eine umgehende Durchführung einer Qualitätsprü-
fung durch den Medizinischen Dienst der Krankenversi-
cherung oder den Prüfdienst des Verbandes der Privaten 
Krankenversicherung e. V. nach den Vorschriften des Elf-
ten Buches des Sozialgesetzbuches sicherzustellen. Die 
Einzelheiten des Verfahrens werden in einer Vereinba-
rung nach § 44 Absatz 3 geregelt.

(5) Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbietern 
kann der Einsatz einer oder eines Beschäftigten oder 
einer anderen im Wohn- und Betreuungsangebot tätigen 
Person ganz oder für bestimmte Funktionen oder Tätig-
keiten untersagt werden, wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass sie oder er die für ihre oder seine Tä-
tigkeit erforderliche Eignung nicht besitzt.

(6) Stellt die zuständige Behörde fest, dass eine Einrich-
tungsleitung, eine Pfl egedienstleitung oder eine Beschäf-
tigte oder ein Beschäftigter nicht über die erforderliche 
persönliche oder fachliche Eignung verfügt, so ist sie be-
rechtigt und verpfl ichtet, allen anderen für die Durch-
führung dieses Gesetzes sowie die Durchführung der Be-
rufszulassungsverfahren zuständigen Behörden Namen, 
Geburtsdatum und Anschrift der betreffenden Person 
mitzuteilen, wenn die fehlende Eignung bereits zu einem 
Beschäftigungsverbot geführt hat oder ein solches im 
Fall der Aufnahme einer Beschäftigung unmittelbar 
rechtfertigen würde. Soweit bekannt wird, dass die be-
treffende Person beabsichtigt, eine Tätigkeit in einem 
Wohn- und Betreuungsangebot aufzunehmen, ist die Be-
hörde, die die Feststellung der mangelnden Eignung ge-
troffen hat, berechtigt und verpfl ichtet, alle personenbe-
zogenen Daten, die Grundlage der Feststellung waren, im 
erforderlichen Umfang an die nunmehr örtlich zustän-
dige Behörde zu übermitteln. Liegen Gründe für ein Be-
schäftigungsverbot vor, ist die zuständige Behörde auch 
berechtigt, insoweit personenbezogene Daten einer Leis-
tungsanbieterin oder einem Leistungsanbieter mitzutei-
len, soweit dies zur Begründung eines erneuten Beschäf-
tigungsverbotes erforderlich ist. Die Behörden haben die 
genannten Daten streng vertraulich zu behandeln und 
nur für den Dienstgebrauch zu verwenden.

(7) Wirken mehrere Leistungsanbieterinnen oder Leis-
tungsanbieter zur Erbringung eines Angebotes nach die-
sem Gesetz zusammen, so soll eine behördliche Anord-
nung gegenüber demjenigen von ihnen erfolgen, der den 
Mangel zu vertreten hat oder in dessen Verantwortungs-
bereich die nicht erfüllte Anforderung fällt. Die Anord-
nung und ihre Vollziehung sind von den anderen beteilig-
ten Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbietern zu 
dulden.

(8) Anfechtungsklagen gegen Maßnahmen zur Durch-
führung der behördlichen Qualitätssicherung und gegen 
Anordnungen haben keine aufschiebende Wirkung.

§ 16
Ombudsperson

Die Kreise und kreisfreien Städte können ehrenamtlich 
engagierte Personen zu Ombudspersonen bestellen. Bei 
der Wahl geeigneter Personen können örtlich tätige Or-
ganisationen zur Wahrnehmung der Interessen älterer 
oder pfl egebedürftiger Menschen oder von Menschen mit 
Behinderungen sowie aus Selbsthilfeorganisationen von 
Menschen unterschiedlicher sexueller Orientierung und 
geschlechtlicher Identität um Vorschläge gebeten wer-

den. Die Ombudspersonen vermitteln auf Anfrage bei 
Streitigkeiten zwischen Leistungsanbieterinnen und 
Leistungsanbietern und Nutzerinnen und Nutzern bezie-
hungsweise Angehörigen über alle Fragen im Zusam-
menhang mit der Nutzung der Angebote nach diesem 
Gesetz. Die Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbie-
ter sind verpfl ichtet, die Wahrnehmung der Aufgaben der 
Ombudspersonen zu ermöglichen und ihnen zu den übli-
chen Geschäftszeiten den Zutritt zu den gemeinschaftli-
chen Räumen zu gewähren. Ombudspersonen kann eine 
Aufwandsentschädigung gezahlt werden.

§ 17
Arbeitsgemeinschaft zur Beratung der Landesregierung

(1) Zur Beratung der Landesregierung wird eine Ar-
beitsgemeinschaft gebildet. Ihr gehören an:

1.  Vertreterinnen und Vertreter 

 a)  der kommunalen Spitzenverbände, 

 b)  der Landschaftsverbände, 

 c)  der Landesverbände der gesetzlichen Pfl egeversi-
cherungen und des Verbandes der Privaten Kran-
kenversicherung e. V., 

 d)  der Medizinischen Dienste der gesetzlichen Kran-
kenversicherung sowie der Prüfdienst des Verban-
des der Privaten Krankenversicherung e. V., 

 e)  der nach diesem Gesetz zuständigen Beratungs- 
und Prüfbehörden sowie der Bezirksregierungen, 

 f)  der Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der 
freien Wohlfahrtspfl ege,

 g)  der Verbände der privaten und kommunalen An-
bieter von Betreuungs- und Pfl egeleistungen, 

 h)  der Verbände und Institutionen zur Interessenver-
tretung von Nutzerinnen und Nutzern sowie ihren 
Angehörigen, 

 i)  der Behindertenverbände, 

 j)  der Verbände der Pfl egeberufe und Gewerkschaf-
ten, 

 k)  des Hospiz- und Palliativverbandes,

 l)  der Betreuungsbehörden, 

 m)  der Betreuungsvereine, 

 n)  der Verbraucherzentrale, 

 o)  der Landesseniorenvertretung und des Landesinte-
grationsrates,

 p)  der Verbände der freien und genossenschaftlichen 
Wohnungswirtschaft,

 q)  des Kuratoriums Deutsche Altershilfe,

 r)  der Architektenkammer Nordrhein-Westfalen.

2.  die oder der Beauftragte der Landesregierung Nord-
rhein-Westfalen für Patientinnen und Patienten und 

3.  die oder der Beauftragte der Landesregierung für die 
Belange von Menschen mit Behinderungen.

(2) Die Arbeitsgemeinschaft berät die Landesregierung 
bei der Umsetzung und Weiterentwicklung dieses Geset-
zes. Sie soll unter anderem beteiligt werden:

1.  bei der Erarbeitung von Verfahrensregeln zur Koordi-
nation der Prüftätigkeit,

2.  bei der inhaltlichen Ausgestaltung der Prüfungen im 
Rahmen der behördlichen Qualitätssicherung, 

3.  bei der Erarbeitung von Vorgaben zur Anerkennung 
von Ausbildungsgängen als gleichwertige Ausbildung 
zur sozialen Betreuung,

4.  vor Erlass von allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
durch die oberste Landesbehörde.

(3) Die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft werden auf 
Vorschlag der betreffenden Verbände durch das zustän-
dige Ministerium berufen; dieses führt den Vorsitz und 
die Geschäfte. Das Ministerium kann weitere Sachver-
ständige hinzuziehen. Eine geschlechtsparitätische Be-
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setzung der Arbeitsgemeinschaft ist anzustreben. Die Ar-
beitsgemeinschaft tagt mindestens zweimal jährlich.

(4) Die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft tragen die 
ihnen durch die Zusammenarbeit entstehenden Kosten 
grundsätzlich selbst. Mitgliedern, die in keinem Beschäf-
tigungsverhältnis zu ihren Verbänden stehen und auch 
sonst keine Vergütung erhalten, können die notwendigen 
Fahrtkosten in entsprechender Anwendung der jeweils 
geltenden Fassung des Ausschussmitglieder-Entschädi-
gungsgesetzes vom 13. Mai 1958 (GV. NRW. S.  193), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 9. Dezember 2008 (GV. 
NRW. S. 771), erstattet werden.

Teil 2
Besonderer Teil

Kapitel 1
Einrichtungen mit umfassendem Leistungsangebot

§ 18
Begriffsbestimmung

Einrichtungen mit umfassendem Leistungsangebot sind 
Einrichtungen,

1.  die den Zweck haben ältere oder pfl egebedürftige 
Menschen oder Menschen mit Behinderungen aufzu-
nehmen, ihnen Wohnraum zu überlassen sowie ihnen 
Betreuungsleistungen und umfassende Leistungen der 
hauswirtschaftlichen Versorgung zur Verfügung zu 
stellen,

2.  die in ihrem Bestand vom Wechsel der Nutzerinnen 
und Nutzer unabhängig sind und

3.  die entgeltlich betrieben werden.

Eine Einrichtung ist eine organisatorisch selbständige 
Einheit mit einer einheitlichen Leitungsstruktur und 
einer einheitlichen Personaleinsatzplanung. Es ist uner-
heblich, ob die Leistungen Gegenstand verschiedener 
Verträge sind oder von mehreren Leistungsanbieterinnen 
oder Leistungsanbietern erbracht werden. 

§ 19
Grundsätzliche Anforderungen

(1) Die Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter 
müssen

1.  die haus-, zahn- und fachärztliche sowie die gesund-
heitliche Betreuung der Nutzerinnen und Nutzer 
 organisieren und die Wahrnehmung von hierzu erfor-
derlichen auswärtigen Terminen unterstützen und för-
dern,

2.  gewährleisten, dass Pfl egeplanungen, Förder- und Hil-
fepläne aufgestellt, umgesetzt und ihre Umsetzung 
aufgezeichnet werden,

3.  sicherstellen, dass die Arzneimittel nutzerbezogen 
und ordnungsgemäß aufbewahrt, die in der Betreuung 
tätigen Beschäftigten mindestens alle zwei Jahre über 
den sachgerechten Umgang mit Arzneimitteln beraten 
und Qualitätsinstrumente implementiert werden, um 
Über-, Unter- oder Fehlversorgung vorbehaltlich der 
ärztlichen Anordnungsbefugnis zu vermeiden,

4.  die soziale Betreuung sowie die hauswirtschaftliche 
Versorgung sicherstellen und

5.  Maßnahmen zur Gewaltprävention durchführen und 
die Beschäftigten zur Vermeidung von Gewalt durch 
ihr Verhalten und Handeln schulen.

Sie müssen zudem nach einer fachlichen Konzeption 
handeln, die gewährleistet, dass die Vorgaben der Num-
mern 1 bis 5 umgesetzt werden.

(2) Besuche dürfen von den Leistungsanbieterinnen und 
Leistungsanbietern oder der Einrichtungsleitung ganz 
oder teilweise nur untersagt werden, wenn dies unerläss-
lich ist, um eine unzumutbare Beeinträchtigung der Inte-
ressen von Nutzerinnen und Nutzern oder des Betriebes 
der Einrichtung abzuwenden. Das gleiche gilt, wenn mit 
der Nutzung eines Angebots nach §  18 ein besonderer 
therapeutischer Zweck verfolgt wird und dieser durch 

mögliche Besuche gefährdet würde. Besuchsuntersagun-
gen und -einschränkungen sind unverzüglich gegenüber 
der Nutzerin oder dem Nutzer sowie betroffenen Besu-
cherinnen oder Besuchern schriftlich zu begründen und 
der zuständigen Behörde anzuzeigen.

(3) Wirken mehrere Leistungsanbieterinnen und Leis-
tungsanbieter zusammen, so trägt jeder die Gesamtver-
antwortung für die Erfüllung der gesetzlichen Anforde-
rungen.

§ 20
Anforderungen an die Wohnqualität

(1) Die Gestaltung der Wohn- und Gemeinschaftsräume 
muss sich insbesondere im Hinblick auf Wohnlichkeit, 
Raumangebot, Sicherheit, Möglichkeiten der Orientie-
rung und das Recht auf Privatsphäre an den Bedürfnis-
sen von älteren Menschen, Menschen mit Behinderung 
und pfl egebedürftigen Menschen auf gleichberechtigte 
gesellschaftliche Teilhabe ausrichten und soll ein an den 
Maßstäben des Alltags eines häuslichen Lebens orien-
tiertes Zusammenleben in kleinen Gruppen erlauben 
und fördern.

(2) Einrichtungen sollen nicht mehr als 80 Plätze umfas-
sen. Leistungsrechtliche Vereinbarungen, die geringere 
Platzzahlen vorschreiben, bleiben unberührt.

(3) Den Nutzerinnen und Nutzern ist auf Wunsch bei 
Verfügbarkeit ein Einzelzimmer zur Verfügung zu stellen. 
Um dies zu gewährleisten, muss der Anteil der Einzel-
zimmer bei mindestens 80 vom Hundert innerhalb eines 
Gebäudes oder eines räumlich verbundenen Gebäude-
komplexes liegen. In neu errichteten Einrichtungen sind 
nur Einzelzimmer zulässig, wobei Personen, die in einer 
Partnerschaft leben, auf Wunsch die Zusammenlegung 
von zwei Zimmern zu einer Nutzungseinheit ermöglicht 
werden kann. Zur Sicherstellung des Rechts auf Privat-
sphäre müssen Sanitärräume in ausreichender Zahl in 
Form von Einzel- oder Tandembädern vorhanden sein. 
Der Zugang zu den Sanitärräumen soll unmittelbar aus 
den Einzel- oder Doppelzimmern der Nutzerinnen und 
Nutzer möglich sein.

(4) Zimmer für mehr als zwei Nutzerinnen und Nutzer 
sind unzulässig. 

(5) Über die Gestaltung der Individualbereiche entschei-
den die Nutzerinnen und Nutzer im Rahmen des gesetz-
lich Zulässigen selbst. Eine gegen ihren Willen getätigte 
Veränderung ist nur zulässig, wenn diese auch nach zi-
vilrechtlichen Vorschriften zu dulden wäre. Die Nutze-
rinnen und Nutzer haben ein Mitspracherecht, soweit es 
um die Belegung eines Zweibettzimmers mit einer ande-
ren Nutzerin oder einem anderen Nutzer geht. 

§ 21
Personelle Anforderungen

(1) Die Einrichtung muss unter der Leitung einer persön-
lich und fachlich ausreichend qualifi zierten Person ste-
hen (Einrichtungsleitung). Diese muss zur Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben ergänzend zu den Qualifi kationserforder-
nissen des §  4 Absatz  9 sowohl über grundlegende be-
triebs- und personalwirtschaftlichen Kenntnisse sowie 
angebotsbezogen auch über grundlegende pfl ege- oder 
betreuungsfachlichen Kompetenzen verfügen. Sie soll in 
der Regel eine mindestens zweijährige Leitungserfahrung 
nachweisen können. Einrichtungen, die vornehmlich auf 
die Erbringung von Pfl egeleistungen ausgerichtet sind, 
müssen außerdem über eine verantwortliche Pfl egefach-
kraft (Pfl egedienstleitung) verfügen. 

(2) Die Leistungsanbieterin oder der Leistungsanbieter 
und die Einrichtungsleitung haben sicherzustellen, dass 
die Gesamtzahl der Beschäftigten und ihre Qualifi kation 
ausreichen, um den Pfl ege- beziehungsweise Betreuungs-
bedarf der Nutzerinnen und Nutzer zu erfüllen. Dies 
wird vermutet, wenn mindestens das Personal eingesetzt 
wird, das nach Zahl und Qualifi kation der Beschäftigten 
in Verträgen nach dem Fünften, Elften oder Zwölften 
Buch des Sozialgesetzbuches vereinbart ist. Jeweils min-
destens die Hälfte der mit sozialen beziehungsweise pfl e-
gerischen betreuenden Tätigkeiten beauftragten Be-
schäftigten müssen Fachkräfte sein. Die Berechnung 
erfolgt anhand der Vollzeitäquivalente und, soweit vor-
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handen, auf der Grundlage der in den Vereinbarungen 
nach Satz  2 festgesetzten Personalmengen. Sofern über 
diese Vereinbarungen hinaus Personal eingesetzt wird, ist 
gesondert darzulegen, wie die fachliche Anleitung, Bera-
tung und Aufsicht der durch dieses Personal ausgeübten 
Tätigkeiten gewährleistet wird; im Übrigen bleibt dieses 
zusätzliche Personal bei der Berechnung der Fachkraft-
quote außer Betracht. 

(3) Zusätzlich muss mindestens eine Hauswirtschafts-
fachkraft vorhanden sein. Darüber hinaus muss jeder-
zeit, auch nachts und an Wochenenden, mindestens eine 
zur Leistung des konkreten Betreuungsbedarfes der Nut-
zerinnen und Nutzer geeignete Fachkraft anwesend sein. 
Die zuständige Behörde kann bei entsprechendem Be-
darf höhere Anforderungen festlegen. 

§ 22
Mitwirkung und Mitbestimmung der Nutzerinnen 

und Nutzer

(1) Die Nutzerinnen und Nutzer vertreten ihre Interes-
sen im Rahmen von Mitwirkung und Mitbestimmung. 
Hierzu wird in jeder Einrichtung ein Beirat der Nutze-
rinnen und Nutzer gewählt. Ein Beirat kann für einen 
Teil einer Einrichtung, aber auch für mehrere Einrich-
tungen zusammen gebildet werden, wenn dadurch die 
Mitwirkung und Mitbestimmung der Nutzerinnen und 
Nutzer besser gewährleistet wird.

(2) Der Beirat vertritt die Interessen der Nutzerinnen 
und Nutzer ohne Unterscheidung nach sexueller Orien-
tierung und geschlechtlicher Identität, Herkunft, reli-
giöser Weltanschauung oder anderen persönlichen Merk-
malen. Seiner Mitwirkung unterliegen Fragen der 
Unterkunft, Betreuung und der Aufenthaltsbedingungen. 
Der Mitbestimmung unterliegen die Grundsätze der Ver-
pfl egungsplanung, die Freizeitgestaltung und die Haus-
ordnung in der Einrichtung.

(3) Wahlberechtigt bei den Wahlen zum Beirat sind 
 Personen, die am Wahltag in der Einrichtung wohnen, 
ohne Beschäftigte, Leistungsanbieterin oder Leistungs-
anbieter zu sein (Wahlberechtigte). Neben den Wahl-
berechtigten dürfen auch Angehörige und sonstige 
 Vertrauenspersonen, etwa Mitglieder von örtlichen Seni-
orenvertretungen oder Behindertenorganisationen, zu 
Mitgliedern eines Beirates gewählt werden. Nicht ge-
wählt werden kann, wer mit der Leistungsanbieterin 
oder dem Leistungsanbieter, mit denjenigen, die die Ein-
richtung auf sozialrechtlicher Grundlage fi nanzieren, 
oder mit einer für die Prüfung der Einrichtung zuständi-
gen Behörde in einem entgeltlichen Beschäftigungsver-
hältnis steht oder mit einer dort in verantwortlicher 
Funktion tätigen Person verwandt oder verschwägert ist.

(4) Der Beirat soll mindestens einmal im Jahr die Nutze-
rinnen und Nutzer zu einer Versammlung einladen, zu 
der jede Nutzerin oder jeder Nutzer eine andere Person 
beiziehen kann. Im Rahmen der Versammlung erstattet 
der Beirat Bericht über seine Tätigkeit. Auf Verlangen 
des Beirats muss auch die Einrichtungsleitung an der ge-
samten Sitzung teilnehmen und auf einzelne Fragen der 
Nutzerinnen und Nutzer Antwort geben.

(5) Auf Wunsch des Beirates soll in der Einrichtung 
neben dem Beirat ein Beratungsgremium gebildet wer-
den, das den Beirat bei seinen Aufgaben unterstützt und 
dem Vertreterinnen und Vertreter sowie sonstige Vertrau-
enspersonen der Nutzerinnen und Nutzer angehören 
können. Absatz 1 Satz 3 und Absatz 3 Satz 3 gelten ent-
sprechend. Das Beratungsgremium berät die Einrich-
tungsleitung und den Beirat bei ihrer Arbeit und unter-
stützt sie durch Vorschläge und Stellungnahmen. Die 
Senioren- und Behindertenvertretungen können eben-
falls beraten.

(6) Die zuständige Behörde fördert die Unterrichtung 
der Nutzerinnen und Nutzer und ihrer gemeinschaftli-
chen Interessensvertretungen über die Wahl, die Zusam-
mensetzung und die Befugnisse der Interessensvertre-
tung. Sie kann in Einzelfällen auf Antrag der Mehrheit 
der Nutzerinnen und Nutzer einer Einrichtung Abwei-
chungen von den Bestimmungen zur Mitwirkung, insbe-
sondere zur Zahl der Mitglieder eines Beirates und zum 
Wahlverfahren zulassen, wenn dadurch eine wirksame 
Interessenvertretung im Sinne dieses Gesetzes unter-

stützt wird. Vor der Entscheidung der Behörde ist die 
Leistungsanbieterin oder der Leistungsanbieter zu 
hören.

(7) Kann ein Beirat nicht gebildet werden, werden seine 
Aufgaben durch ein Vertretungsgremium aus Angehöri-
gen oder Vertreterinnen und Vertreter wahrgenommen. 
Gibt es kein Vertretungsgremium, das die Interessen der 
Nutzerinnen und Nutzer wie ein Beirat wahrnehmen 
kann, bestellt die zuständige Behörde nach Beratung mit 
den Nutzerinnen und Nutzern mindestens eine Vertrau-
ensperson. In Einrichtungen, die von rechtsfähigen Reli-
gionsgemeinschaften betrieben werden, ist hierbei zu-
sätzlich das Einvernehmen mit der Leistungsanbieterin 
oder dem Leistungsanbieter herzustellen.

(8) Die Tätigkeit als Beiratsmitglied, als Mitglied des 
Beratungs- oder Vertrauensgremiums oder als Vertrau-
ensperson ist unentgeltlich und ehrenamtlich. Keine 
Nutzerin oder kein Nutzer darf auf Grund ihrer oder sei-
ner Tätigkeit oder der Tätigkeit eines Angehörigen oder 
einer Vertrauensperson im Beirat, im Vertretungsgre-
mium oder im Beratungsgremium Vorteile oder Nachteile 
haben.

(9) Die Leistungsanbieterin oder der Leistungsanbieter 
stellt dem Beirat unentgeltlich Räume zur Verfügung und 
trägt die angemessenen Kosten für den Beirat. Hierzu 
gehören auch die Kosten für die Teilnahme an Schu-
lungsveranstaltungen für den Beirat.

(10) Die Leistungsanbieterin oder der Leistungsanbieter 
hat den Mitgliedern der genannten Gremien und der Ver-
trauensperson Zutritt zur Einrichtung zu gewähren.

Auf Verlangen ist einer Vertretung der genannten Gre-
mien und der Vertrauensperson Gelegenheit zu geben, 
die jeweiligen Standpunkte in den Gremien der Leis-
tungsanbieterin oder des Leistungsanbieters darzulegen.

§ 23
Behördliche Qualitätssicherung

(1) Die Erfüllung der Pfl ichten der Leistungsanbieterin-
nen und Leistungsanbieter werden von den zuständigen 
Behörden durch Regelprüfungen und anlassbezogene 
Prüfungen überwacht. Die Prüfungen fi nden unangemel-
det statt.

(2) Die zuständige Behörde nimmt bei jeder Einrichtung 
mindestens eine Regelprüfung im Jahr vor. Abweichend 
von Satz 1 können Regelprüfungen in größeren Abstän-
den bis zu höchstens zwei Jahren stattfi nden, wenn bei 
der letzten Prüfung durch die zuständige Behörde keine 
Mängel festgestellt wurden, zu deren Beseitigung eine 
Anordnung erforderlich wurde (wesentliche Mängel).

(3) Hat die zuständige Behörde die Beschäftigung einer 
Einrichtungsleitung gemäß §  15 Absatz  5 verboten und 
hat die Leistungsanbieterin oder der Leistungsanbieter 
keine neue geeignete Einrichtungsleitung eingesetzt, 
kann die zuständige Behörde, um die Betreuung in dem 
Wohn- und Betreuungsangebot aufrechtzuerhalten, auf 
Kosten der Leistungsanbieterin oder des Leistungsan-
bieters eine kommissarische Einrichtungsleitung für eine 
begrenzte Zeit einsetzen. Die kommissarische Einrich-
tungsleitung übernimmt die Rechte und Pfl ichten der 
bisherigen Einrichtungsleitung, bis die Leistungsanbie-
terin oder der Leistungsanbieter mit Zustimmung der 
zuständigen Behörde eine geeignete Einrichtungsleitung 
bestimmt hat.

Kapitel 2
Wohngemeinschaften mit Betreuungsleistungen

§ 24
Begriffsbestimmung

(1) Wohngemeinschaften mit Betreuungsleistungen sind 
Wohn- und Betreuungsangebote, in denen mehrere ältere 
oder pfl egebedürftige Menschen oder Menschen mit Be-
hinderungen in einer Wohnung mit einem gemeinsamen 
Hausstand leben und ihnen von einem oder mehreren 
Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbietern Betreu-
ungsleistungen angeboten werden. Dies gilt nicht für 
Personen, die in einer Partnerschaft leben oder verwandt 
sind und in einem gemeinsamen Haushalt leben. Wohn-
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gemeinschaften mit Betreuungsleistungen können selbst-
verantwortet oder anbieterverantwortet sein.

(2) Eine Wohngemeinschaft ist selbstverantwortet, wenn 

1.  die Ansprüche auf Wohnraumüberlassung und Be-
treuungsleistungen rechtlich voneinander unabhängig 
sind und

2.  die Nutzerinnen und Nutzer oder ihre Vertreterinnen 
und Vertreter mindestens

 a)  bei der Wahl und dem Wechsel der Leistungsanbie-
terinnen und Leistungsanbieter frei sind,

 b)  das Hausrecht ausüben, 

 c)  die Gemeinschaftsräume selbst gestalten,

 d)  die gemeinschaftlichen Finanzmittel selbst verwal-
ten und

 e)  die Lebens- und Haushaltsführung sowie das All-
tagsleben selbstbestimmt gemeinschaftlich gestal-
ten.

Zudem dürfen neue Nutzerinnen und Nutzer unbescha-
det der zivilrechtlichen Befugnisse der Vermieterin oder 
des Vermieters nicht gegen den Willen der bereits in der 
Wohngemeinschaft lebenden Nutzerinnen und Nutzer 
aufgenommen werden. Entscheidungen, die die Nutze-
rinnen und Nutzer oder ihre rechtlichen Vertreterinnen 
und Vertreter mehrheitlich treffen, schließen die An-
nahme einer selbstverantworteten Wohngemeinschaft 
nicht aus.

Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter dürfen 
aber auf einzelne oder gemeinschaftliche Entscheidun-
gen keinen bestimmenden Einfl uss haben. Sofern Leis-
tungsanbieterinnen oder Leistungsanbieter bei der 
Gründung einer Wohngemeinschaft bestimmend mitwir-
ken, ist eine selbstverantwortete Wohngemeinschaft nur 
dann gegeben, wenn nach Abschluss der Gründungs-
phase die unter Nummern 1 und 2 genannten Vorausset-
zungen vorliegen.

(3) Eine Wohngemeinschaft ist anbieterverantwortet

1.  bei fehlender rechtlicher Unabhängigkeit von Wohn-
raumüberlassung und Betreuungsleistungen im Sinne 
des Absatzes 2 Nummer 1 oder 

2.  wenn die Kriterien der Selbstverantwortung nach Ab-
satz 2 Nummer 2 nicht erfüllt sind.

§ 25
Selbstverantwortete Wohngemeinschaften

(1) Selbstverantwortete Wohngemeinschaften sind vor-
behaltlich anderer gesetzlicher Regelungen frei in der 
Gestaltung des Zusammenlebens, der Auswahl und der 
Gestaltung der Räumlichkeiten für die Wohngemein-
schaft und der Organisation der Betreuung. Sie unterfal-
len nicht den Anforderungen nach diesem Gesetz oder 
den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord-
nungen. 

(2) Für Angebote ambulanter Dienste, die in selbstver-
antworteten Wohngemeinschaften tätig werden, gelten 
die Anforderungen nach Teil 2 Kapitel 4. 

§ 26
Grundsätzliche Anforderungen an 

anbieterverantwortete Wohngemeinschaften

(1) Wohngemeinschaften sollen in den Sozialraum integ-
riert werden, um eine umfassende Teilhabe der Nutzerin-
nen und Nutzer am Leben in der örtlichen Gemeinschaft 
zu ermöglichen. 

(2) Wirken mehrere Leistungsanbieterinnen und Leis-
tungsanbieter im Rahmen einer Wohngemeinschaft zu-
sammen, so haben sie schriftlich festzuhalten, wer die 
Verantwortung und Abstimmung für welche Unterstüt-
zungsleistungen und Abläufe in der Wohngemeinschaft 
übernimmt. Die Regelung muss den Nutzerinnen und 
Nutzern oder Vertreterinnen und Vertretern bekannt sein. 
Erbringt eine Leistungsanbieterin oder ein Leistungsan-
bieter in der Wohngemeinschaft lediglich einzelvertrag-
lich vereinbarte Leistungen für einzelne Nutzerinnen 
und Nutzer, so sollen diese sich mit den für die Wohnge-

meinschaft verantwortlichen Leistungsanbieterinnen 
und Leistungsanbietern abstimmen. 

(3) Im Rahmen der Regelung nach Absatz 2 ist insbeson-
dere festzulegen, dass und durch wen

1.  die haus-, zahn- und fachärztliche sowie die gesund-
heitliche Betreuung der Nutzerinnen und Nutzer or-
ganisiert und die Wahrnehmung von hierzu erforderli-
chen auswärtigen Terminen unterstützt und gefördert 
werden,

2.  die Aufstellung und Umsetzung von Pfl egeplanungen, 
Förder- und Hilfeplänen gewährleistet werden,

3.  die nutzerbezogene und ordnungsgemäße Aufbewah-
rung der Arzneimittel und die regelmäßige Beratung 
der in der Betreuung tätigen Beschäftigten über 
den sachgerechten Umgang mit Arzneimitteln sicher-
gestellt werden sowie die Implementierung von Qua-
litätsinstrumenten erfolgt, um vorbehaltlich der ärzt-
lichen Anordnungsbefugnis Über-, Unter- oder 
Fehlversorgung zu vermeiden und

4.  die soziale Betreuung sichergestellt wird. Gleiches gilt 
für die hauswirtschaftliche Versorgung, sofern die 
Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter sich 
zu deren Übernahme vertraglich verpfl ichtet haben.

Auf Wunsch der Nutzerinnen und Nutzer können diese 
die Regelungen nach Satz 1 Nummern 1, 3 und 4 auch ei-
genverantwortlich treffen.

(4) Wird das Angebot insgesamt nur von einer Leis-
tungsanbieterin oder einem Leistungsanbieter alleine er-
bracht, müssen sich die Festlegungen nach Absatz 3 aus 
einer den Nutzerinnen und Nutzern bekannten schriftli-
chen Konzeption erkennen lassen. 

(5) Besuche dürfen von den Leistungsanbieterinnen und 
Leistungsanbietern ganz oder teilweise nur untersagt 
werden, wenn dies unerlässlich ist, um eine unzumutbare 
Beeinträchtigung der Interessen von Nutzerinnen und 
Nutzern abzuwenden, und mietrechtliche Regelungen 
nicht entgegenstehen. Das gleiche gilt, wenn mit der 
Nutzung eines Angebots nach § 24 Absatz 3 ein besonde-
rer therapeutischer Zweck verfolgt wird und dieser 
durch mögliche Besuche gefährdet würde. Besuchsunter-
sagungen und -einschränkungen sind gegenüber der 
Nutzerin oder dem Nutzer sowie betroffenen Besuche-
rinnen oder Besuchern schriftlich zu begründen und der 
zuständigen Behörde anzuzeigen.

(6) Für Wohngemeinschaften mit Wohnraum für mehr als 
zwölf Nutzerinnen und Nutzer gelten insgesamt die Re-
gelungen für Einrichtungen mit umfassendem Leistungs-
angebot (§§  18 bis 23) entsprechend. Das Gleiche gilt, 
wenn eine Leistungsanbieterin oder ein Leistungsanbie-
ter in einem Gebäude Wohnraum für mehr als 24 Nutze-
rinnen und Nutzer in Wohngemeinschaften bereitstellt.

§ 27
Anforderungen an die Wohnqualität

(1) In den Wohngemeinschaften sind nur Einzelzimmer 
zulässig. Auf Wunsch kann Personen, die miteinander in 
einer Partnerschaft leben, die Zusammenlegung von zwei 
Zimmern zu einer Nutzungseinheit ermöglicht werden.

(2) Größe, Anzahl und Gestaltung der Räume haben eine 
Erfüllung der gesetzlichen Vorgaben aus anderen Rechts-
normen sicherzustellen und sowohl dem Recht auf Pri-
vatsphäre als auch den Erfordernissen einer funktionie-
renden Hausgemeinschaft zu entsprechen.

(3) Über die Gestaltung der Individualbereiche entschei-
den die Nutzerinnen und Nutzer im Rahmen des gesetz-
lich Zulässigen selbst. Eine gegen ihren Willen vorge-
nommene Veränderung ist nur zulässig, wenn diese auch 
nach zivilrechtlichen Vorschriften zu dulden wäre oder 
aus Gründen der Betreuung oder medizinischen Versor-
gung zwingend erforderlich ist. 

§ 28
Personelle Anforderungen

(1) Die Betreuung in der Wohngemeinschaft muss unter 
der Verantwortung einer fachlich und persönlich geeig-
neten Fachkraft stehen (verantwortliche Fachkraft). 
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(2) Sofern es der Betreuungsbedarf mindestens einer 
Nutzerin oder eines Nutzers erfordert, kann die zustän-
dige Behörde die ständige Anwesenheit einer Fachkraft 
oder einer anderen geeigneten Betreuungskraft anord-
nen. Erfordert der konkrete Betreuungsbedarf der Nut-
zerinnen und Nutzer nicht die ständige Anwesenheit 
einer Fachkraft, ist durch organisatorische Vorkehrungen 
sicherzustellen, dass im Bedarfsfall in angemessener Zeit 
eine zur Leistung des konkreten Betreuungsbedarfes ge-
eignete Fachkraft zur Verfügung steht.

(3) Soweit sich die Leistungsanbieterinnen oder Leis-
tungsanbieter zur Erbringung hauswirtschaftlicher Leis-
tungen verpfl ichtet haben, muss diese Leistungserbrin-
gung unter Beteiligung einer Hauswirtschaftsfachkraft 
erfolgen. Hierzu genügt deren verantwortliche Einbin-
dung in die Konzeption und Überwachung der hauswirt-
schaftlichen Leistungserbringung.

§ 29
Mitwirkung und Mitbestimmung der 

Nutzerinnen und Nutzer

(1) Die Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte insbe-
sondere in Fragen der Unterkunft, Betreuung, Aufent-
haltsbedingungen, Ordnung des Zusammenlebens, Ver-
pfl egung und Freizeitgestaltung werden durch eine 
mindestens jährlich stattfi ndende Versammlung aller 
Nutzerinnen und Nutzer wahrgenommen. Soweit diese 
Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte durch die Ver-
treterinnen und Vertreter wahrgenommen werden, ist 
diesen Personen Zutritt zu den gemeinschaftlich genutz-
ten Räumen der Wohngemeinschaft zu gewähren. 

(2) Der Mitwirkung unterliegen alle für das Leben in der 
Wohngemeinschaft wesentlichen Entscheidungen. Der 
Mitbestimmung unterliegen die Grundsätze der Verpfl e-
gungsplanung sowie der Unterkunft und Betreuung, die 
Freizeitgestaltung und die Hausordnung in der Wohnge-
meinschaft.

§ 30
Behördliche Qualitätssicherung

(1) In selbstverantworteten Wohngemeinschaften prüft 
die zuständige Behörde bei Bekanntwerden der Wohnge-
meinschaft und in regelmäßigen Abständen das Vorliegen 
der Voraussetzungen des §  24 Absatz  2. Dabei ist die 
Selbsteinschätzung der Nutzerinnen und Nutzer vorran-
gig zu berücksichtigen. Im Übrigen bezieht sich die be-
hördliche Qualitätssicherung nur auf die in der Wohnge-
meinschaft erbrachten Leistungen ambulanter Dienste 
nach § 33.

(2) In anbieterverantworteten Wohngemeinschaften wird 
die Erfüllung der Pfl ichten der Leistungsanbieterinnen 
und Leistungsanbieter von den zuständigen Behörden 
durch Regelprüfungen und anlassbezogene Prüfungen 
überwacht.

(3) Die zuständige Behörde nimmt bei jeder anbieterver-
antworteten Wohngemeinschaft mindestens eine Regel-
prüfung im Jahr vor. Abweichend von Satz 1 können Re-
gelprüfungen in größeren Abständen bis zu höchstens 
zwei Jahren stattfi nden, wenn bei der letzten Prüfung 
durch die zuständige Behörde keine wesentlichen Män-
gel festgestellt wurden.

Kapitel 3
Servicewohnen

§ 31
Begriffsbestimmung

Angebote des Servicewohnens sind Angebote, in denen 
die Überlassung einer Wohnung rechtlich verpfl ichtend 
mit der Zahlung eines Entgelts für allgemeine Unter-
stützungsleistungen wie Leistungen der hauswirtschaft-
lichen Versorgung, die Vermittlung von Betreuungsleis-
tungen oder Notrufdienste (Grundleistungen) verbunden 
ist, die über die Grundleistungen hinausgehenden Leis-
tungen von den Nutzerinnen und Nutzern hinsichtlich 
des Umfangs und der Person der Leistungsanbieterin 
oder des Leistungsanbieters aber frei wählbar sind. 

§ 32
Anforderungen und Qualitätssicherung

(1) Angebote des Servicewohnens unterfallen mit Aus-
nahme der Anzeigepfl icht nach § 9 Absatz 1 Satz 1 nicht 
den Anforderungen nach diesem Gesetz oder aufgrund 
dieses Gesetzes. 

(2) Die zuständigen Behörden können an Stelle der nach 
dem Ordnungsbehördengesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13. Mai 1980 (GV. NRW. S. 528) zu-
ständigen örtlichen Ordnungsbehörde die notwendigen 
Maßnahmen treffen, um eine im einzelnen Falle beste-
hende Gefahr für eine Nutzerin oder einen Nutzer abzu-
wehren.

Kapitel 4
Ambulante Dienste

§ 33
Begriffsbestimmung

Ambulante Dienste sind mobile Pfl ege- und Betreuungs-
dienste, die entgeltlich Betreuungsleistungen im Sinne 
dieses Gesetzes erbringen.

§ 34
Grundsätzliche Anforderungen

Die Regelungen des Kapitels 2 des Allgemeinen Teils die-
ses Gesetzes gelten für ambulante Dienste nur insoweit, 
als sie ihre Leistungen in Angeboten nach § 24 Absatz 1 
erbringen. Die Anzeigepfl icht nach § 9 gilt für alle am-
bulanten Dienste.

§ 35
Behördliche Qualitätssicherung

(1) Soweit ambulante Dienste ihre Leistungen in Ange-
boten nach § 24 Absatz 2 erbringen, wird die Erfüllung 
der Pfl ichten der Leistungsanbieterinnen und Leistungs-
anbieter von den zuständigen Behörden durch anlassbe-
zogene Prüfungen überwacht. Vor einer Prüfung durch 
die zuständige Behörde hat diese die Landesverbände 
der Pfl egekassen, den Verband der privaten Krankenver-
sicherungen, den Medizinischen Dienst der Krankenver-
sicherung oder den Prüfdienst des Verbandes der priva-
ten Krankenversicherung e.V. zu informieren und ihm 
Gelegenheit zur vorrangigen Prüfung zu geben, soweit 
die Leistungserbringung in deren gesetzlichen Zustän-
digkeitsbereich fällt. Eine eigene Prüfung durch die zu-
ständige Behörde erfolgt in diesen Fällen nur, sofern eine 
umgehende eigene Prüfung wegen einer akuten Gefahr 
für die Nutzerinnen und Nutzer ausnahmsweise geboten 
ist, die Prüfung des Medizinischen Dienstes der Kran-
kenversicherung oder des Prüfdienstes des Verbandes der 
privaten Krankenversicherung e.V. nicht zeitnah erfolgt 
oder keine hinreichende Entscheidungsgrundlage er-
bringt. Soweit ein anlassbezogenes Prüfergebnis des Me-
dizinischen Dienstes der Krankenversicherung oder des 
Prüfdienstes des Verbandes der privaten Krankenversi-
cherung e.V. vorliegt, ist dieses den weiteren Entschei-
dungen der zuständigen Behörde zugrunde zulegen. 

(2) Werden die Leistungen in Angeboten nach §  24 
 Absatz  3 erbracht, erfolgt die behördliche Qualitäts-
sicherung im Rahmen der Prüfungen nach § 30 Absatz 2 
und 3.

(3) Soweit ambulante Dienste ihre Leistungen außerhalb 
der Angebote nach §  24 erbringen, können die zustän-
digen Behörden an Stelle der nach dem Ordnungsbe-
hördengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. Mai 1980 (GV. NRW. 528) zuständigen örtlichen Ord-
nungsbehörde die notwendigen Maßnahmen treffen, um 
eine im einzelnen Falle bestehende Gefahr für eine Nut-
zerin oder einen Nutzer abzuwehren.

Kapitel 5
Gasteinrichtungen

§ 36
Begriffsbestimmung

Gasteinrichtungen sind entgeltlich betriebene Einrich-
tungen, die dem Zweck dienen, ältere oder pfl egebedürf-
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tige Menschen oder Menschen mit Behinderungen nur 
vorübergehend aufzunehmen und ihnen Betreuungsleis-
tungen anzubieten. Gasteinrichtungen sind Hospize, 
Einrichtungen der Tages- und Nachtpfl ege sowie Kurz-
zeitpfl egeeinrichtungen. 

§ 37
Grundsätzliche Anforderungen

Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter in Gast-
einrichtungen haben eine an der entsprechenden Ziel-
gruppe orientierte personelle, bauliche und sonstige 
 Ausstattung vorzuhalten. Unter Beachtung dieses 
Grundsatzes richten sich die Anforderungen an Einrich-
tungen der Tages- und Nachtpfl ege nach den Regelungen 
des Teils 1 Kapitel 2 und an Hospize und Kurzzeitein-
richtungen zusätzlich nach Teil 2 Kapitel 1 dieses Geset-
zes, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.

§ 38
Anforderungen an die Wohnqualität

(1) In Hospizen sind nur Einzelzimmer zulässig.

(2) In Hospizen müssen Grundriss, Gebäudeausstattung 
und räumliche Gestaltung geeignet sein, um eine pallia-
tiv-medizinische und palliativ-pfl egerische Versorgung 
sowie eine psychosoziale und spirituelle Betreuung zu 
gewährleisten und den besonderen Bedürfnissen schwer 
kranker, sterbender Menschen angemessen Rechnung zu 
tragen.

(3) Die Räumlichkeiten in Einrichtungen der Tages- und 
Nachtpfl ege müssen sich insbesondere im Hinblick auf 
Wohnlichkeit, Raumangebot, Sicherheit, Möglichkeiten 
der Orientierung und Rückzugsmöglichkeiten (Recht auf 
Privatsphäre) an den Bedürfnissen von älteren Men-
schen, Menschen mit Behinderung und pfl egebedürftigen 
Menschen ausrichten.

§ 39
Personelle Anforderungen

Bei der fachlichen Eignung der Beschäftigten in Hospi-
zen sind die für die Palliativversorgung erforderliche 
Kenntnisse besonders zu berücksichtigen.

§ 40
Mitwirkung und Mitbestimmung der Nutzerinnen 

und Nutzer

Für Gasteinrichtungen bestellt die zuständige Behörde 
eine Vertrauensperson. In Einrichtungen, die von rechts-
fähigen Religionsgemeinschaften betrieben werden, ist 
hierbei das Einvernehmen mit der Leistungsanbieterin 
oder dem Leistungsanbieter herzustellen. Die Vertrau-
ensperson vertritt die Interessen der Nutzerinnen und 
Nutzer in Angelegenheiten wie Unterkunft, Betreuung, 
Aufenthaltsbedingungen, Ordnung des Zusammenlebens, 
Verpfl egung und Freizeitgestaltung im Rahmen von Mit-
wirkung und Mitbestimmung und setzt sich für ein Mit-
einander in der Einrichtung ein.

§ 41
Qualitätssicherung

Die Erfüllung der Pfl ichten der Leistungsanbieterinnen 
und Leistungsanbieter in Gasteinrichtungen werden von 
den zuständigen Behörden anlassbezogen sowie regelmä-
ßig im Abstand von höchstens drei Jahren geprüft.

Teil 3
Ordnungswidrigkeit, Zuständigkeit, Zusammenarbeit, 

Verordnungsermächtigung

§ 42
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig

1.  entgegen §§ 7 Absatz 3 Satz 5, 9 Absatz 1, 3 oder 4 , 19 
Absatz 2 Halbsatz 2 oder 26 Absatz 5 Satz 2 eine An-
zeige nicht oder nicht rechtzeitig erstattet,

2.  entgegen §  14 Absatz  2 Satz  3 eine Auskunft nicht 
oder nicht rechtzeitig erteilt, 

3.  einer vollziehbaren Anordnung nach §  15 Absatz  2 
Satz 1, 2 oder 3 oder Absatz 3 Nummer 1, 2 oder 3 zu-
widerhandelt,

4.  als Leistungsanbieterin oder Leistungsanbieter entge-
gen §  14 Absatz  4 Satz  2 oder Absatz  5 Satz  2 eine 
Maßnahme nicht duldet, 

5.  entgegen § 7 Absatz 1 sich Geld- oder geldwerte Leis-
tungen versprechen oder gewähren lässt,

6.  entgegen § 22 Absatz 8 Satz 2 Nutzerinnen und Nut-
zer wegen ihrer Tätigkeit im Beirat oder wegen der 
Tätigkeit eines Angehörigen oder einer rechtlichen 
Vertreterin oder eines rechtlichen Vertreters im Beirat, 
im Vertretungsgremium oder im Beratungsgremium 
benachteiligt oder begünstigt,

7.  es als Leiterin oder Leiter einer Einrichtung oder als 
verantwortliche Fachkraft einer anbieterverantworte-
ten Wohngemeinschaft zulässt, dass einer Nutzerin 
oder einem Nutzer ohne rechtfertigenden Grund die 
Freiheit entzogen wird,

8.  einer Rechtsverordnung nach § 45 Absatz 1 oder Ab-
satz 2 zuwiderhandelt, soweit sie für einen bestimm-
ten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu zwanzigtausend Euro geahndet werden.

§ 43
Zuständigkeit

(1) Sachlich zuständig für die Durchführung dieses Ge-
setzes und die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
sind die Kreise und kreisfreien Städte als Beratungs- 
und Prüfbehörden. Sie nehmen diese Aufgabe als Pfl icht-
aufgabe zur Erfüllung nach Weisung wahr. Bei Gefahr im 
Verzug können sie an Stelle der örtlichen Ordnungsbe-
hörde die Befugnisse nach dem Ordnungsbehördengesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 
(GV. NRW. S. 528) wahrnehmen.

(2) Örtlich zuständig ist die Beratungs- und Prüfbe-
hörde, in deren Bezirk das Leistungsangebot nach die-
sem Gesetz erbracht wird.

(3) Aufsichtsbehörden über die Kreise und kreisfreien 
Städte sind die Bezirksregierungen. Diese stellen insbe-
sondere sicher, dass es bei zuständigen Behörden, die zu-
gleich rechtlich oder wirtschaftlich an Leistungsbiete-
rinnen oder Leistungsanbietern von Angeboten nach 
diesem Gesetz beteiligt sind, nicht zu Interessenkollisio-
nen kommt.

(4) Oberste Aufsichtsbehörde ist das zuständige Ministe-
rium.

(5) Die Aufsichtsbehörden können sich jederzeit über die 
Aufgabenwahrnehmung durch die Kreise und kreisfreien 
Städte unterrichten. Sie können allgemeine oder beson-
dere Weisungen erteilen, um die rechtmäßige Erfüllung 
der Aufgaben zu sichern.

(6) Zur zweckmäßigen Erfüllung der Aufgaben dürfen 
die Aufsichtsbehörden

1.  allgemeine Weisungen erteilen, um die gleichmäßige 
Durchführung der Aufgaben zu sichern,

2.  besondere Weisungen erteilen, wenn dies im Einzelfall 
zur Sicherung des Zwecks dieses Gesetzes geboten er-
scheint.

§ 44
Zusammenarbeit der Behörden

(1) Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und zur Wei-
terentwicklung einer angemessenen Betreuungsqualität 
sind die nach diesem Gesetz zuständigen Behörden, die 
Landesverbände der Pfl egekassen, die Medizinischen 
Dienste der Krankenversicherung und der Prüfdienst des 
Verbandes der privaten Krankenversicherung e.V. sowie 
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die zuständigen Träger der Sozialhilfe verpfl ichtet, unter 
Berücksichtigung der Vorschriften zum Datenschutz zu-
sammenzuarbeiten und sich gegenseitig zu informieren. 
Soweit Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter 
nach anderen Rechtsvorschriften verpfl ichtet sind, ge-
genüber anderen als den nach diesem Gesetz zuständi-
gen Behörden Anzeigen oder Mitteilungen zu machen, 
sind diese Behörden verpfl ichtet, die für die Durchfüh-
rung dieses Gesetzes relevanten Informationen den nach 
diesem Gesetz zuständigen Behörden zuzuleiten. §  67 d 
des Zehnten Buchs Sozialgesetzbuch bleibt unberührt.

(2) Die in Absatz 1 genannten Behörden, Sozialversiche-
rungsträger und Prüfi nstitutionen sind berechtigt und 
verpfl ichtet, die bei der Durchführung ihrer Prüfungen 
gewonnenen Erkenntnisse über die Erfüllung der fachli-
chen Anforderungen an Pfl ege und Betreuung sowie die 
personelle Ausstattung der Wohn- und Betreuungsange-
bote untereinander auszutauschen, soweit dies für ihre 
Zusammenarbeit und für die Wahrnehmung ihrer gesetz-
lichen Aufgaben erforderlich ist. §  67 d des Zehnten 
Buchs Sozialgesetzbuch bleibt unberührt.

(3) Die für die Durchführung dieses Gesetzes zuständi-
gen Behörden schließen mit den zuständigen Verbänden 
der Kranken- und Pfl egeversicherungen innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes unter Beteili-
gung der Aufsichtsbehörden, der Medizinischen Dienste 
der Krankenversicherung und des Prüfdienstes der Pri-
vaten Krankenversicherung e.V., der Landschaftsver-
bände und der kommunalen Spitzenverbände eine Ver-
einbarung über die Koordination ihrer jeweiligen 
Prüftätigkeiten. Diese Vereinbarungen sollen insbeson-
dere Regelungen zum Informationsaustausch, zur Ver-
meidung inhaltlicher Doppelprüfungen, zur zeitlichen 
Abstimmung der Prüftätigkeiten und zur wechselseiti-
gen Beteiligung vor dem Erlass von Anordnungen und 
sonstigen Maßnahmen enthalten.

(4) Im Rahmen der Vereinbarung nach Absatz 3 können 
die genannten Stellen mit Zustimmung des zuständigen 
Ministeriums vereinbaren, dass gesetzliche Aufgaben be-
fristet von anderen als den eigentlich zuständigen Stel-
len oder gemeinsam wahrgenommen werden. Zur Er-
möglichung solcher Modellvorhaben im Bereich der 
Qualitätssicherung kann das zuständige Ministerium die 
zuständige Behörde von ihren Verpfl ichtungen nach die-
sem Gesetz teilweise entbinden.

§ 45
Rechtsverordnungen

(1) Das zuständige Ministerium wird ermächtigt, zur 
Durchführung dieses Gesetzes Rechtsverordnungen zu 
erlassen

1.  über die Anforderungen an die persönliche und fach-
liche Eignung der Einrichtungs- und Pfl egedienstlei-
tungen, der Fachkräfte im Sinne des § 3 Absatz 5, § 4 
Absatz 11 und der Beschäftigten im Sinne des § 3 Ab-
satz 4 und deren Fort- und Weiterbildung, 

2.  über die Zahl und Qualifi kation der Beschäftigten im 
Verhältnis zur Anzahl und zum Pfl ege- und Betreu-
ungsbedarf der zu betreuenden Nutzerinnen und Nut-
zer,

3.  über die Voraussetzungen, Absicherungen und sonsti-
gen Anforderungen bezüglich der Leistungen nach § 7 
Absatz 1,

4.  zur Regelung der Einzelheiten zu den Informations-
pfl ichten der Leistungsanbieterinnen und Leistungs-
anbieter in Einrichtungen mit umfassendem Leis-
tungsangebot,

5.  zur Regelung der Einzelheiten zu den Anzeige- und 
Dokumentationspfl ichten nach den §§ 9 und 10; dabei 
kann sie abweichend von §  9 angebotsbezogen auch 
längere Anzeigefristen festsetzen, 

6.  über die Wahl oder Einsetzung, die Amtszeit, das Ver-
fahren und die Zusammensetzung der Mitwirkungs-
gremien nach §§ 22 Absatz 1, Absatz 7 Satz 1 und 29 
sowie die Bestellung einer Vertrauensperson nach 
§§ 22 Absatz 7 Satz 2 und 40 und über Art, Umfang 
und Form ihrer Mitwirkung und Mitbestimmung, 

7.  im Einvernehmen mit dem für Bauen und Wohnungs-
bau zuständigen Ministerium über die Anforderungen 
an die Wohnqualität, insbesondere die Anforderungen 
an Wohn-, Aufenthalts-, Therapie- und Wirtschafts-
räume sowie die Verkehrsfl ächen, sanitären Anlagen 
und die technischen Einrichtungen,

8.  über hygienerechtliche Anforderungen für Wohn- und 
Betreuungsangebote, um einen ausreichenden und 
dem Konzept angepassten Schutz der Nutzerinnen 
und Nutzer vor Infektionen sowie die Einhaltung der 
für ihren Aufgabenbereich einschlägigen Anforderun-
gen der Hygiene durch die Beschäftigten zu gewähr-
leisten.

(2) Das zuständige Ministerium wird zudem ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Vorschriften über das Verfahren 
bei Prüfungen, die Kriterien der Veröffentlichung von 
Prüfergebnissen und die an eine Selbstdarstellung der 
Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter zu stel-
lenden Anforderungen nach § 14 Absatz 9 zu erlassen.

(3) Das zuständige Ministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Landtag durch Rechtsverord-
nung das Nähere zur Ausgestaltung des Verfahrens zur 
elektronischen Datenverarbeitung zu bestimmen, insbe-
sondere die Nutzung des Verfahrens für die zuständigen 
Stellen und die Anbieterinnen und Anbieter verbindlich 
vorzugeben sowie Art und Umfang der Daten und die 
datenverantwortlichen Stellen festzulegen.

(4) Die Rechtsverordnungen werden im Einvernehmen 
mit dem Landtag erlassen.

Teil 4
Schlussvorschriften

§ 46
Einschränkung von Grundrechten

Durch §§ 14 Absatz 4 und 5, 16, 22 Absatz 9 und 29 wird 
das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Ar-
tikel 13 Absatz  1 des Grundgesetzes für die Bundesre-
publik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 100-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 11. Juli 2012 (BGBl. I S. 1478)) eingeschränkt.

§ 47
Übergangsregelungen

(1) Wohn- und Betreuungsangebote, die bereits vor In-
krafttreten dieses Gesetzes ihren Betrieb aufgenommen 
haben und bisher nicht in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes in der bis vor Ablauf des 15. Oktober 2014 gel-
tenden Fassung fi elen, müssen dies bei der zuständigen 
Behörde bis zum 30. Juni 2015 anzeigen. Für sie gelten 
die Anforderungen nach diesem Gesetz oder auf Grund 
dieses Gesetzes erst ein Jahr nach dem 15. Oktober 2014. 
Soweit Anforderungen an die Wohnqualität nicht erfüllt 
werden, soll die zuständige Behörde Abweichungen zu-
lassen, wenn dies mit den Interessen der Nutzerinnen 
und Nutzer vereinbar ist. Sofern dies zur Abwehr einer 
Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Nutzerin oder 
eines Nutzers erforderlich ist, hat die zuständige Be-
hörde schon vor dem in Satz  2 bestimmten Zeitpunkt 
das Recht zur Wahrnehmung der ihr nach diesem Gesetz 
zustehenden Befugnisse.

(2) Soweit auf Grund einer Änderung der rechtlichen 
oder tatsächlichen Verhältnisse ein Wohn- und Betreu-
ungsangebot die Merkmale eines anderen Wohn- und Be-
treuungsangebotes erfüllt, sind spätestens drei Monate 
nach Feststellung dieser Tatsache durch die zuständige 
Behörde die Anforderungen an das neue Wohn- und Be-
treuungsangebot zu erfüllen. Die zuständige Behörde 
kann im Einzelfall diese Frist im Rahmen ihres pfl ichtge-
mäßen Ermessens auf bis zu ein Jahr verlängern. Ab-
satz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Die Anforderungen nach § 20 Absatz 3 Sätze 1, 2, 4 
und 5 sind für bestehende Einrichtungen spätestens bis 
zum 31. Juli 2018 umzusetzen; für Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe gilt dies nur hinsichtlich der Anfor-
derungen nach §  20 Absatz  3 Sätze 1 und 2. Die Frist 
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kann im Einzelfall für Einrichtungen, die auf die Rege-
lung des §  17 Absatz  3 Landespfl egegesetz Nordrhein-
Westfalen vom 19. März 1996 (GV. NRW. S. 137), zuletzt 
geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 3. Mai 2005 
(GV. NRW. S.  498), vertraut haben und ab dem 31. Juli 
2018 auf die Inanspruchnahme von Pfl egewohngeld ver-
zichten, bis längstens zum 31. Juli 2023 verlängert wer-
den. In Rechtsverordnungen nach §  45 Absatz  1 Num-
mer 7 dieses Gesetzes kann bestimmt werden, dass dort 
näher bezeichnete Anforderungen bis zum Ablauf einer 
Übergangsfrist erfüllt werden müssen.

(4) Die Regelung des § 20 Absatz 2 Satz 3 gilt für nach 
Inkrafttreten des Gesetzes in Betrieb genommene Ein-
richtungen ausnahmsweise nicht, wenn diese Ein-
richtungen bereits vor dem 1. Juni 2013 über eine Ab-
stimmungsbescheinigung verfügten beziehungsweise 
sämtliche zur Erteilung einer solchen Bescheinigung we-
sentlichen Unterlagen bei der zuständigen Behörde ein-
gereicht hatten und den Bau des Vorhabens innerhalb 
von anderthalb Jahren nach dem Erhalt der Abstim-
mungsbescheinigung tatsächlich begonnen haben.

(5) Die Anforderung nach §  27 Absatz  1 Satz  1 ist für 
bestehende anbieterverantwortete Wohngemeinschaften 
spätestens bis zum 31. Dezember 2023 umzusetzen; bis 
zum 31. Juli 2018 ist auch in diesen Angeboten die An-
forderung nach §  20 Absatz  2 Sätze 1 und 2 entspre-
chend umzusetzen.

(6) Im Übrigen genießen bei Inkrafttreten dieses Geset-
zes bestehende Wohn-und Betreuungsangebote im Hin-
blick auf die Anforderungen an die Wohnqualität Be-
standsschutz nach Maßgabe der folgenden Regelungen:

1.  Für Gebäude, deren Bau bis zum Ablauf des 9. De-
zember 2008 genehmigt wurde und die bis vor Ablauf 
des 15. Oktober 2014 genutzt wurden, gelten für die 
Anforderungen an die Wohnqualität das Heimgesetz-
vom 7. August 1974 in der Fassung der Bekannt-
machung vom 5. November 2001 (BGBl.  I S.  2970) 
und  die Heimmindestbauverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. Mai 1983 (BGBL. I 
S. 550),

2.  Für Gebäude, deren Bau in der Zeit vom 10. Dezem-
ber 2008 bis vor Ablauf des 15. Oktober 2014 geneh-
migt wurde und die bis vor Ablauf des 15. Oktober 
2014 genutzt wurden, gelten die Anforderungen an die 
Wohnqualität nach dem Wohn- und Teilhabegesetz 
und der Durchführungsverordnung zum Wohn- und 
Teilhabegesetz in der bis vor Ablauf des 15. Oktober 
2014 geltenden Fassung.

Für Wohngemeinschaften im Sinne des § 24 dieses Geset-
zes, die bereits nach Maßgabe der Regelungen des Heim-
gesetzes oder des Wohn- und Teilhabegesetzes in der bis 
vor Ablauf des 15. Oktober 2014 geltenden Fassung 
 betrieben wurden, gelten die Anforderungen nach die-
sem Gesetz und der Durchführungsverordnung in der ab 
dem 16. Oktober 2014 geltenden Fassung, sofern dies aus 
der Sicht der Leistungsanbieterin oder des Leistungsan-
bieters günstiger ist.

(7) Die Aufgabe einer Nutzung, ein wesentlicher Umbau 
oder Ersatzbau führen zum Verlust des Bestandsschutzes. 
Bei Umbau- oder Ersatzbaumaßnahmen, die zur Erfül-
lung der Anforderungen nach § 20 Absatz 2 Sätze 1, 2, 4 
und 5 oder § 27 Absatz 1 vorgenommen werden, müssen 
die umgebauten Zimmer den Anforderungen dieses 
 Gesetzes entsprechen; im Übrigen lassen diese Maß-
nahmen den Bestandsschutz ebenso unberührt wie der 
Wechsel einer Leistungsanbieterin oder eines Leistungs-
anbieters.

§ 48
Bestandsschutzregelung für personelle Anforderungen

(1) Beschäftigte, die keine Fachkräfte sind, aber nach 
dem Heimgesetz, der Heimpersonalverordnung oder die-
sem Gesetz in der bis vor Ablauf des 15. Oktober 2014 
geltenden Fassung als Fachkräfte bei der Ermittlung der 
Fachkraftquote berücksichtigt worden sind, werden auch 
weiterhin berücksichtigt, soweit und solange ihre Tätig-
keit nicht Anlass zur Beanstandung in Form von entspre-
chenden ordnungsbehördlichen Anordnungen gibt. Sie 
können berücksichtigt werden, wenn sie in anderen Län-

dern nach landesrechtlichen Vorschriften als Fachkraft 
anerkannt wurden.

(2) Einrichtungsleitungen, die bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bereits ihre Tätigkeit aufgenommen haben, aber 
die Anforderungen nach §§ 4 Absatz 9 oder 21 Absatz 1 
nicht erfüllen, können ihre Tätigkeit weiterhin ausüben, 
soweit und solange ihre Tätigkeit nicht Anlass zur Bean-
standung in Form von entsprechenden ordnungsbehörd-
lichen Anordnungen gibt. Soweit Einrichtungsleitungen 
die erforderlichen Kenntnisse nach §  21 Absatz  1 noch 
nicht nachweisen können, sind entsprechende Fort- und 
Weiterbildungen innerhalb von vier Jahren nach Inkraft-
treten dieses Gesetzes nachzuholen.

§ 49
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Ersetzung von 

 Bundesrecht, Berichtspflicht

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz über das Wohnen mit 
Assistenz und Pfl ege in Einrichtungen (Wohn- und Teil-
habegesetz) vom 18. November 2008 (GV. NRW. S.  738) 
außer Kraft. 

(2) Dieses Gesetz ersetzt im Land Nordrhein-Westfalen 
gemäß Artikel 125 a Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes 
für die Bundesrepublik Deutschland das Heimgesetz 
vom 7. August 1974 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. November 2001 (BGBl. I S. 2970). 

(3) Die Landesregierung überprüft unter Mitwirkung 
der Arbeitsgemeinschaft nach § 17 die Wirksamkeit die-
ses Gesetzes und unterrichtet den Landtag über das Er-
gebnis bis zum 31. Dezember 2019.

(4) Das für Pfl ege zuständige Ministerium überprüft in 
Abstimmung mit den kommunalen Spitzenverbänden 
und im Einvernehmen mit dem Ministerium für Inneres 
und Kommunales sowie dem Finanzministerium zum 1. 
Januar 2018 und danach alle fünf Jahre, ob das Gesetz 
bei den betroffenen Gemeinden und Gemeindeverbänden 
zu einer wesentlichen Belastung im Sinne des Konnexi-
tätsausführungsgesetzes (KonnexAG) führt. Maßstab ist 
ein Vergleich mit dem Gesetz über das Wohnen mit Assis-
tenz und Pfl ege in Einrichtungen (Wohn- und Teilhabe-
gesetz) vom 18. November 2008 (GV. NRW. S.  738). Im 
Falle der Feststellung einer wesentlichen Belastung, ist 
das Gesetz so anzupassen, dass bei den betroffenen Ge-
meinden und Gemeindeverbänden zukünftig keine kon-
nexitätsrelevante wesentliche Belastung mehr entsteht. 

Artikel 3
Inkrafttreten

Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 2. Oktober 2014

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

(L. S.) Hannelore  K r a f t

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

zugleich für die
Ministerin für Gesundheit, Emanzipation, 

Pfl ege und Alter

Sylvia  L ö h r m a n n

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk 
zugleich für den Finanzminister

Garrelt  D u i n

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r
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Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

zugleich für den Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr 

und die Ministerin für Bundesangelegenheiten, 
Europa und Medien

Guntram  S c h n e i d e r

Der Justizminister

Thomas  K u t s c h a t y

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz

Johannes  R e m m e l

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung

Svenja  S c h u l z e

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport

Ute  S c h ä f e r

– GV. NRW. 2014 S. 625

46
Gesetz zur Änderung 

des Gesetzes zur Verbesserung der Sicherheit 
in Justizvollzugsanstalten des 
Landes Nordrhein-Westfalen

Vom 2. Oktober 2014

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Verbesserung der Sicherheit 

in Justizvollzugsanstalten des 
Landes Nordrhein-Westfalen

Artikel 1
Änderung des Gesetzes zur Verbesserung 

der Sicherheit in Justizvollzugsanstalten des 
Landes Nordrhein-Westfalen

In § 3 Satz 2 des Gesetzes zur Verbesserung der Sicher-
heit in Justizvollzugsanstalten des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 27. Oktober 2009 (GV. NRW. S. 540) wird 
die Angabe „2014“ durch die Angabe „2016“ ersetzt.

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 2. Oktober 2014

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

(L. S.) Hannelore  K r a f t

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

zugleich für die
Ministerin für Gesundheit, Emanzipation, 

Pfl ege und Alter

Sylvia  L ö h r m a n n

Für den Finanzminister
Der Minister 

für Wirtschaft, Energie, Industrie, 
Mittelstand und Handwerk

Garrelt  D u i n

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales

Guntram  S c h n e i d e r

Der Justizminister

Thomas  K u t s c h a t y

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport

Ute  S c h ä f e r

– GV. NRW. 2014 S. 646

7124
Verordnung

zur Änderung der Verordnung
über die Zuständigkeiten

nach der Handwerksordnung
und der EU/EWR-Handwerk-Verordnung

Vom 2. Oktober 2014

Auf Grund 

–  der §§ 113 Absatz 3 Satz 3 und 124 b Satz 1 der Hand-
werksordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 24. September 1998 (BGBl.  I S.  3074; 2006 I 
S. 2095), von denen § 124 b Satz 1 zuletzt durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931) 
geändert worden ist, 

–  des § 5 Absatz 3 Satz 1 des Landesorganisationsgeset-
zes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 421), insoweit nach 
Anhörung des Wirtschaftsausschusses des Landtags, 
und des §  5 Absatz  4 des Landesorganisationsge-
setzes, die zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
9. Mai 2000 (GV. NRW. S. 462) geändert worden sind, 
und 

–  des § 36 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602) 

verordnet die Landesregierung:

Artikel 1
Änderung der Verordnung 

über die Zuständigkeiten nach der Handwerksordnung 
und der EU/EWR-Handwerk-Verordnung

§  3 der Verordnung über die Zuständigkeiten nach der 
Handwerksordnung und der EU/EWR-Handwerk-Ver-



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 29 vom 15. Oktober 2014 647

ordnung vom 24. April 2006 (GV. NRW. S. 212), der durch 
Artikel 2 der Verordnung vom 1. Dezember 2009 (GV. 
NRW. S. 758) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1.  In Absatz 1 werden die Absatzbezeichnung „(1)“ und 
die Wörter „und mit Ablauf des 31. Dezember 2014 
außer Kraft“ gestrichen. 

2.  Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 2. Oktober 2014

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

Hannelore  K r a f t

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk

Garrelt  D u i n

– GV. NRW. 2014 S. 646

2005
2030
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301
311
313
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321
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7811

Verordnung zur Änderung 
der Befristung von Rechtsvorschriften

im Geschäftsbereich des Justizministeriums
Vom 24. September 2014

25
Artikel 1

Änderung der Verordnung über die Zuständigkeit in 
Rückerstattungssachen

Auf Grund des §  1 Satz  2 der Ersten Verordnung der 
 britischen Militärregierung zur Ausführung des Geset-
zes  Nr.  59 vom 20. Juli 1949, der durch §  1 der Ver-
ordnung vom 27. November 1956 (BGBl. I S. 885) einge-
fügt worden ist sowie auf Grund der Artikel 55 Absatz 2, 
60 Absatz  3 und 78 Absatz  2 des Gesetzes Nr.  59 vom 
12.  Mai 1949 (Rückerstattung feststellbarer Vermögens-
gegenstände an Opfer der nationalsozialistischen Unter-
drückungsmaßnahmen) der Militärregierung Deutsch-
land – Britisches Kontrollgebiet – (Amtsblatt der 
Militärregierung Deutschland – Britisches Kontrollge-
biet – Nr.  26  S.  152) in Verbindung mit §  1 der Verord-
nung über die Übertragung der Befugnis zum Erlass von 
Durchführungsvorschriften zum Gesetz der Militärregie-
rung Nr.  59 (Rückerstattungsgesetz) vom 15. Dezember 
2009 (GV. NRW. S.  857), jeweils in Verbindung mit §  1 

Absatz 2 des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 26. 
Januar 2010 (GV. NRW. S. 30) verordnet das Justizminis-
terium:

§  4 der Verordnung über die Zuständigkeit in Rücker-
stattungssachen vom 10. April 1984 (GV. NRW. S.  229), 
die durch Artikel 124 des Gesetzes vom 5. April 2005 
(GV. NRW. S.  274) geändert worden ist, wird §  3 und 
Satz 2 wird aufgehoben.

25
Artikel 2

Änderung der Verordnung zur Zusammenfassung 
der Entschädigungssachen

Auf Grund des § 208 Absatz 2 Satz 1 und 3 des Bundes-
entschädigungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil 
III, Gliederungsnummer 251-1, veröffentlichten bereinig-
ten Fassung, und der Artikel V Nummer 4 Absatz 1 und 
VI Nummer  7 des BEG-Schlußgesetzes vom 14. Sep-
tember 1965 (BGBl.  I S.  1315) in Verbindung mit §  1 
 Absatz  2 des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
26.  Januar 2010 (GV. NRW. S.  30) verordnet das Justiz-
ministerium:

§ 3 der Verordnung zur Zusammenfassung der Entschä-
digungssachen vom 7. Juni 1988 (GV. NRW. S.  244), die 
durch Artikel 101 des Gesetzes vom 5. April 2005 (GV. 
NRW. S.  306) geändert worden ist, wird §  2 und Satz  2 
wird aufgehoben.

301
Artikel 3

Änderung der Verordnung zur Übertragung 
von Landwirtschaftssachen

Auf Grund des §  8 des Gesetzes über das gerichtliche 
Verfahren in Landwirtschaftssachen in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 317-1, veröffent-
lichten, bereinigten Fassung in Verbindung mit §  1 Ab-
satz  2 des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 26. 
Januar 2010 (GV. NRW. S. 30) verordnet das Justizminis-
terium:

§  4 Satz  2 der Verordnung zur Übertragung von Land-
wirtschaftssachen vom 25. August 1977 (GV. NRW. 
S. 342), die zuletzt durch Artikel 126 des Gesetzes vom 5. 
April 2005 (GV. NRW. S. 274) geändert worden ist, wird 
aufgehoben.

301
Artikel 4

Änderung der Verordnung über die 
örtliche Zuständigkeit der Amtsgerichte in 
Verfahren nach dem Transsexuellengesetz

Auf Grund des § 2 Absatz 1 Satz 4 und des § 9 Absatz 3 
Satz  1 des Transsexuellengesetzes vom 10. September 
1980 (BGBl.  I S.  1654) in Verbindung mit §  1 Absatz  2 
des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 
2010 (GV. NRW. S. 30) verordnet das Justizministerium:

§  2 Satz  2 der Verordnung über die örtliche Zuständig-
keit der Amtsgerichte in Verfahren nach dem Transsexu-
ellengesetz vom 5. November 1980 (GV. NRW. S.  1025), 
die zuletzt durch Artikel 128 des Gesetzes vom 5. April 
2005 (GV. NRW. S. 274) geändert worden ist, wird aufge-
hoben.

301
Artikel 5

Änderung der Verordnung über die Zuweisung 
von Binnenschiffahrtssachen

Auf Grund des §  4 Absatz  1 des Gesetzes über das 
 gerichtliche Verfahren in Binnenschiffahrtssachen vom 
27. September 1952 (BGBl.  I S. 641), dessen Satz 1 und 
Satz 2 durch Artikel 99 des Gesetzes vom 2. März 1974 
(BGBl. I S. 469) geändert worden sind, in Verbindung mit 
§ 1 Absatz 2 des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
26. Januar 2010 (GV. NRW. S.  30) verordnet das Justiz-
ministerium:

§ 5 Satz 2 der Verordnung über die Zuweisung von Bin-
nenschiffahrtssachen vom 28. Februar 1984 (GV. NRW. 
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S.  205), die zuletzt durch Artikel 130 des Gesetzes vom 
5.  April 2005 (GV. NRW. S.  274) geändert worden ist, 
wird aufgehoben.

301
Artikel 6

Änderung der Verordnung über die Führung 
der Schiffsregister

Auf Grund des § 1 Absatz 2 Satz 1 und des § 65 Absatz 1 
Satz 1 der Schiffsregisterordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. Mai 1994 (BGBl.  I S.  1133), in 
Verbindung mit §  1 Absatz  2 des Justizgesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S.  30) 
verordnet das Justizministerium:

§ 5 der Verordnung über die Führung der Schiffsregister 
vom 28. Februar 1984 (GV. NRW. S.  206), die zuletzt 
durch Artikel 131 des Gesetzes vom 5. April 2005 
(GV.  NRW. S.  274) geändert worden ist, wird §  4 und 
Satz 2 wird aufgehoben.

301
Artikel 7

Änderung der Verordnung zur Übertragung von 
Entscheidungen nach den §§ 116, 117, 138 Abs. 2 des 

Strafvollzugsgesetzes auf das Oberlandesgericht Hamm

Auf Grund des § 121 Absatz 3 des Gerichtsverfassungs-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 
1975 (BGBl. I S. 1077), der durch § 179 des Gesetzes vom 
16. März 1976 (BGBl.  I S.  581) eingefügt worden ist, in 
Verbindung mit §  1 Absatz  2 des Justizgesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S.  30) 
verordnet das Justizministerium:

§  3 Satz  2 der Verordnung zur Übertragung von Ent-
scheidungen nach den §§ 116, 117, 138 Abs. 2 des Straf-
vollzugsgesetzes auf das Oberlandesgericht Hamm vom 
8. Januar 1985 (GV. NRW. S. 46), die zuletzt durch Artikel 
133 des Gesetzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 274) ge-
ändert worden ist, wird aufgehoben.

301
Artikel 8

Änderung der Verordnung über die Zusammenfassung 
der Baulandsachen

Auf Grund des § 219 Absatz 2 Satz 1 und des § 229 Ab-
satz  2 Satz  1 des Baugesetzbuches in der Fassung der 
 Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl.  I 
S. 2414) in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Justizgeset-
zes Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. 
S. 30) verordnet das Justizministerium:

§ 5 der Verordnung über die Zusammenfassung der Bau-
landsachen vom 21. Oktober 1994 (GV. NRW. S. 961), die 
durch Artikel 108 des Gesetzes vom 5. April 2005 (GV. 
NRW. S.  306) geändert worden ist, wird §  4 und Satz  2 
wird aufgehoben.

301
Artikel 9

Änderung der Verordnung über die maschinelle 
Bearbeitung der Mahnverfahren und Zuweisung 

an die Amtsgerichte Euskirchen und Hagen

Auf Grund des § 689 Absatz 3 Satz 1 und 2, des § 703 c 
Absatz 3 und des § 703 d Absatz 2 Satz 2 der Zivilpro-
zessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. 
Dezember 2005 (BGBl.  I S. 3202; I 2006, S. 431; I 2007, 
S. 1781), in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Justizgeset-
zes Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. 
S. 30) verordnet das Justizministerium:

§ 5 der Verordnung über die maschinelle Bearbeitung der 
Mahnverfahren und Zuweisung an die Amtsgerichte Eu-
skirchen und Hagen vom 28. Januar 1999 (GV. NRW. 
S.  43), die durch Artikel 101 des Gesetzes vom 5. April 
2005 (GV. NRW. S.  332) geändert worden ist, wird §  4 
und Satz 2 wird aufgehoben.

301
Artikel 10

Änderung der Konzentrations-VO-Auslandsschulden

Auf Grund des § 11 Absatz 3, des § 16 Absatz 2, des § 23 
Absatz 1 Satz 1, des § 25 Absatz 1, des § 26 Satz 1, des 
§ 28 Absatz 1 Satz 2, des § 29, des § 30, des § 71 Absatz 2 
Satz 4, des § 72 Satz 2 und des § 79 Satz 2 des Gesetzes 
zur Ausführung des Abkommens vom 27. Februar 1953 
über deutsche Auslandsschulden in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7411-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, in Verbindung mit §  1 
Absatz  2 des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
26. Januar 2010 (GV. NRW. S. 30) verordnet das Justizmi-
nisterium:

§  3 der Konzentrations-VO-Auslandsschulden vom 
27.  November 2001 (GV. NRW. S.  823), die durch Arti-
kel 66 des Gesetzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 351) 
geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„§ 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.“

301
Artikel 11

Änderung der Verordnung über die 
gerichtliche Entscheidung in Wertpapiererwerbs- 

und Übernahmesachen

Auf Grund des § 66 Absatz 3 Satz 1 und 2 des Wertpa-
piererwerbs- und Übernahmegesetzes vom 20. Dezember 
2001 (BGBl.  I S.  3822) in Verbindung mit §  1 Absatz  2 
des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 
2010 (GV. NRW. S. 30) verordnet das Justizministerium:

§  4 der Verordnung über die gerichtliche Entscheidung 
in  Wertpapiererwerbs- und Übernahmesachen vom 
15.  April 2002 (GV. NRW. S.  123), die durch Artikel 67 
des Gesetzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 351) geän-
dert worden ist, wird wie folgt gefasst:

„§ 4
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.“

301
Artikel 12

Änderung der Verordnung über die gerichtliche 
 Entscheidung in Rechtsstreitigkeiten nach §§ 1 und 2 

des Unterlassungsklagengesetzes

Auf Grund des §  6 Absatz  2 Satz  1 des Unterlassungs-
klagengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27. August 2002 (BGBl.  I S.  3422, 4346) in Verbindung 
mit § 1 Absatz 2 des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen 
vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S. 30) verordnet das Jus-
tizministerium:

§ 4 der Verordnung über die gerichtliche Entscheidung in 
Rechtsstreitigkeiten nach §§ 1 und 2 des Unterlassungs-
klagengesetzes vom 2. September 2002 (GV. NRW. 
S.  446), die durch Artikel 73 des Gesetzes vom 5. April 
2005 (GV. NRW. S.  351) geändert worden ist, wird wie 
folgt gefasst:

„§ 4
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.“

301
Artikel 13

Änderung der Verordnung über die 
Zusammenfassung der Aufgaben der Übermittlungsstelle 

nach § 1077 Absatz 1 Satz 1 der Zivilprozessordnung 
und § 10 Absatz 1 des Beratungshilfegesetzes

Auf Grund des § 1077 Absatz 1 Satz 2 der Zivilprozess-
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. De-
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zember 2005 (BGBl.  I S.  3202; 2006 I S.  431; 2007 I 
S.  1781), der durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. De-
zember 2004 (BGBl. I S. 3392) eingefügt worden ist und 
des §  10 Absatz  3 des Beratungshilfegesetzes vom 
18.  Juni 1980 (BGBl.  I S.  689), der durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 15. Dezember 2004 (BGBl.  I S.  3392) neu 
gefasst worden ist, in Verbindung mit §  1 Absatz  2 des 
Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 
(GV. NRW. S. 30) verordnet das Justizministerium:

Die Verordnung über die Zusammenfassung der Aufga-
ben der Übermittlungsstelle nach § 1077 Absatz 1 Satz 1 
der Zivilprozessordnung und §  10 Absatz  1 des Bera-
tungshilfegesetzes vom 7. April 2005 (GV. NRW. S.  445), 
die durch Artikel 6 der Verordnung vom 1. Dezember 
2010 (GV. NRW. S.  648) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1.  In §  2 wird das Wort „In-Kraft-Treten“ durch das 
Wort „Inkrafttreten“ ersetzt.

2.  § 3 wird wie folgt gefasst:

„§ 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.“

311
Artikel 14

Änderung der Verordnung über die Zuweisung 
von Familiensachen

Auf Grund des § 23 d des Gerichtsverfassungsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 
(BGBl. I S. 1077), dessen Satz 1 zuletzt durch Artikel 22 
des Gesetzes vom 17. Dezember 2008 (BGBl.  I S.  2586) 
geändert worden ist, in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des 
Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 
(GV. NRW. S. 30) verordnet das Justizministerium:

§ 2 Absatz 3 der Verordnung über die Zuweisung von Fa-
miliensachen vom 8. Juni 1998 (GV. NRW. S. 431), die zu-
letzt durch Artikel 104 des Gesetzes vom 5. April 2005 
(GV. NRW. S. 332) geändert worden ist, wird aufgehoben.

311
Artikel 15

Änderung der Verordnung über die Zusammenfassung 
der Entscheidungen über die sofortige Beschwerde 

gegen Entscheidungen der Vergabekammern

Auf Grund des § 116 Absatz 4 Satz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. Juli 2013 (BGBl. I S. 1750; 3245) 
in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Justizgesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S.  30) 
verordnet das Justizministerium:

§  2 Satz  2 der Verordnung über die Zusammenfassung 
der Entscheidungen über die sofortige Beschwerde gegen 
Entscheidungen der Vergabekammern vom 15. Dezember 
1998 (GV. NRW. S. 775), die durch Artikel 107 des Geset-
zes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 332) geändert worden 
ist, wird aufgehoben.

311
Artikel 16

Änderung der Verordnung über die Zusammenfassung 
von Geschäften des Bereitschaftsdienstes bei den 
Amtsgerichten des Landes Nordrhein-Westfalen

Auf Grund des § 22 c Absatz 1 des Gerichtsverfassungs-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 
1975 (BGBl.  I S. 1077), der zuletzt durch Artikel 20 des 
Gesetzes vom 23. Juli 2002 (BGBl.  I S.  2850) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Justizge-
setzes Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. 
NRW. S. 30) verordnet das Justizministerium:

§ 4 der Verordnung über die Zusammenfassung von Ge-
schäften des Bereitschaftsdienstes bei den Amtsgerichten 
des Landes Nordrhein-Westfalen vom 23. September 
2003 (GV. NRW. S.  603), die zuletzt durch Verordnung 

vom 9. Mai 2014 (GV. NRW. S. 286) geändert worden ist, 
wird § 3 und wie folgt gefasst:

„§ 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2004 in Kraft.“

631
Artikel 17

Änderung der Verordnung zur Übertragung 
von Befugnissen nach den §§ 57 bis 59 der 

Landeshaushaltsordnung im Geschäftsbereich des 
 Justizministeriums

Auf Grund des § 57 Satz 2, des § 58 Absatz 1 Satz 2 und 
des § 59 Absatz 1 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. April 1999 
(GV. NRW. S.  158) in Verbindung mit §  5 Absatz  2 des 
Landesorganisationsgesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. 
NRW. S. 421) verordnet das Justizministerium:

§ 5 Satz 2 der Verordnung zur Übertragung von Befug-
nissen nach den §§  57 bis 59 der Landeshaushaltsord-
nung im Geschäftsbereich des Justizministeriums vom 
7. Juni 2004 (GV. NRW. S. 442), die zuletzt durch Verord-
nung vom 27. September 2013 (GV. NRW. S.  562) geän-
dert worden ist, wird aufgehoben.

311
Artikel 18

Änderung der Zuständigkeits-VO Rechtshilfe

Auf Grund des § 1069 Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 Satz 1 
und des §  1074 Absatz  2, Absatz  3 Satz  1 der Zivil-
prozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3202; I 2006 S. 431; I 
2007 S. 1781), von denen § 1069 Absatz 3 Satz 1 durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 30. Oktober 2008 (BGBl.  I 
S. 2122) geändert worden ist, sowie des § 16 a Absatz 3 
Satz  1 des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfas-
sungsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 300-1, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, der durch Artikel 21 des Gesetzes vom 23. Juli 2002 
(BGBl.  I S.  2850, 2856) eingefügt worden ist, in Verbin-
dung mit §  1 Absatz  2 des Justizgesetzes Nordrhein-
Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S. 30) verord-
net das Justizministerium:

§  6 Absatz  2 der Zuständigkeits-VO Rechtshilfe vom 
6. Januar 2004 (GV. NRW. S. 24) wird aufgehoben.

2030
Artikel 19

Änderung der Beamten- und 
Disziplinarzuständigkeitsverordnung JM

Auf Grund des 

–  §  2 Absatz  3 und §  105 Satz  2 des Landesbeamten-
gesetzes vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224) in Ver-
bindung mit § 4 Absatz 1 Satz 1 des Landesrichterge-
setzes vom 29. März 1966 (GV. NRW. S.  217), der 
zuletzt durch Artikel 18 des Gesetzes vom 21. April 
2009 (GV. NRW. S 224) geändert worden ist, 

–  § 54 Absatz 3 Satz 2 des Beamtenstatusgesetzes vom 
17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010) in Verbindung mit § 71 
des Deutschen Richtergesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. April 1972 (BGBl.  I S.  713), 
der zuletzt durch § 62 Absatz 9 Nummer 1 des Geset-
zes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010) geändert wor-
den ist,

–  § 3 Absatz 1 der Verordnung über die Ernennung, Ent-
lassung und Zurruhesetzung der Beamtinnen und Be-
amten und Richterinnen und Richter des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 25. Februar 2014 (GV. NRW. 
S. 199),

–  § 9 Absatz 2 und des § 30 Absatz 2 des Sozialgerichts-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
September 1975 (BGBl. I S. 2535), von denen § 9 Ab-
satz  2 durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. August 
2001 (BGBl. I S. 2144) neu gefasst und § 30 Absatz 2 
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durch Artikel 1 desselben Gesetzes geändert worden 
ist,

–  §  15 Absatz  2 und des §  34 Absatz  2 des Arbeitsge-
richtsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 2. Juli 1979 (BGBl.  I S.  853), von denen §  15 
 Absatz 2 durch Artikel 1 Nummer 4 des Gesetzes vom 
30. März 2000 (BGBl.  I S.  333) und §  34 Absatz  2 
durch Artikel 1 Nummer  11 desselben Gesetzes je-
weils hinsichtlich des Satzes 1 geändert und hinsicht-
lich des Satzes 2 neu gefasst worden sind,

–  § 17 Absatz 5 Satz 2, § 76 Absatz 5 und § 81 Satz 2 
des Landesdisziplinargesetzes vom 16. November 
2004 (GV. NRW. S. 624),

–  §  3 Absatz  1 Satz  2 der Freistellungs- und Urlaubs-
verordnung NRW vom 10. Januar 2012 (GV. NRW. S. 2, 
ber. S. 92)

verordnet das Justizministerium:

§ 12 der Beamten- und Disziplinarzuständigkeitsverord-
nung JM vom 4. Dezember 2007 (GV. NRW. S.  652), die 
zuletzt durch Verordnung vom 12. Juli 2013 (GV. NRW. 
S. 459) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  In der Überschrift werden das Komma und das Wort 
„Berichtspfl icht“ gestrichen.

2.  Satz 2 wird aufgehoben.

301
Artikel 20

Aufhebung der Verordnung über die 
Ermächtigung des Justizministeriums zum 

Erlass einer Rechtsverordnung nach § 69 e Abs. 2 
des Gesetzes über die Angelegenheiten der 

freiwilligen Gerichtsbarkeit

Auf Grund des § 292 Absatz 2 Satz 4 des Gesetzes über 
das Verfahren in Familiensachen und in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2586) in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Jus-
tizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 
(GV. NRW. S. 30) verordnet das Justizministerium:

Die Verordnung über die Ermächtigung des Justizminis-
teriums zum Erlass einer Rechtsverordnung nach § 69 e 
Abs.  2 des Gesetzes über die Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit vom 12. Oktober 2004 (GV. 
NRW. S. 616) wird aufgehoben.

33
Artikel 21

Änderung der Verordnung über die Beschäftigung 
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit 

Befähigung zum Richteramt, Laufbahnprüfung für das 
Amt des Bezirksnotars oder Abschluss als Diplom-Jurist

Auf Grund des § 25 Absatz 2 der Bundesnotarordnung in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
303-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, dessen 
Satz  2 durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30. Juli 2009 
(BGBl.  I S.  2449) neu gefasst worden ist, und des §  1 
Nummer  4 der Verordnung zur Ausführung der Bun-
desnotarordnung vom 18. Mai 1999 (GV. NRW. S. 208) in 
Verbindung mit §  1 Absatz  2 des Justizgesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S.  30) 
verordnet das Justizministerium: 

§  5 Absatz  1 Satz  2 der Verordnung über die Beschäf-
tigung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit Befä-
higung zum Richteramt, Laufbahnprüfung für das Amt 
des Bezirksnotars oder Abschluss als Diplom-Jurist vom 
23. Juli 1999 (GV. NRW. S. 484), die durch Artikel 110 des 
Gesetzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S.  332) geändert 
worden ist, wird aufgehoben.

33
Artikel 22

Änderung der Verordnung über die Anrechnung von 
 Zeiten nach § 6 Abs. 3 Satz 4 Bundesnotarordnung

Auf Grund des § 6 Absatz 4 Satz 1 der Bundesnotarord-
nung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 303-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, der 

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 30. Juli 2009 (BGBl. I 
S.  2449) neu gefasst worden ist, in Verbindung mit §  1 
Nummer 1 der Verordnung zur Ausführung der Bundes-
notarordnung vom 18. Mai 1999 (GV. NRW S. 208) in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 2 des Justizgesetzes Nordrhein-
Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S.  30) 
verordnet das Justizministerium:

Die Verordnung über die Anrechnung von Zeiten nach 
§  6 Abs.  3 Satz  4 Bundesnotarordnung vom 17. August 
1999 (GV. NRW. S. 532), die durch Artikel 111 des Geset-
zes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 332) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „Verordnung über die Anrechnung von Zeiten auf die 
Dauer des Anwärterdienstes und auf die bisherige 
Amtstätigkeit“

2.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Angabe „§ 6 Abs. 3 Satz 3 BNotO“ wird durch 
die Wörter „§ 6 Absatz 3 Satz 2 der Bundesnotar-
ordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 303-1, veröffentlichten bereinig-
ten Fassung in der jeweils geltenden Fassung“ 
ersetzt.

 b)  In §  1 Nummer  4 wird das Wort „Erziehungsur-
laub“ durch das Wort „Elternzeit“ ersetzt.

3.  § 2 wird aufgehoben.

4.  Die §§ 3 bis 5 werden die §§ 2 bis 4.

5.  § 6 wird § 5 und Absatz 4 wird aufgehoben.

33
Artikel 23

Änderung der Verordnung über die Ausbildung der 
 Notarassessorinnen und Notarassessoren

Auf Grund des § 7 Absatz 5 Satz 2 der Bundesnotarord-
nung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 303-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, der 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. Januar 1991 
(BGBl. I S. 150) geändert worden ist, in Verbindung mit 
§ 1 Nummer 2 der Verordnung zur Ausführung der Bun-
desnotarordnung vom 18. Mai 1999 (GV. NRW. S. 208) in 
Verbindung mit §  1 Absatz  2 des Justizgesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S.  30) 
verordnet das Justizministerium:

§ 7 der Verordnung über die Ausbildung der Notarasses-
sorinnen und Notarassessoren vom 18. Oktober 1999 (GV. 
NRW. S. 577), die zuletzt durch Verordnung vom 14. März 
2011 (GV. NRW. S.  180) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

 „§ 7
 Inkrafttreten, Außerkrafttreten“.

2.  Satz 3 wird aufgehoben.

33
Artikel 24

Änderung der Verordnung über die gemeinsame 
Berufsausübung hauptberuflicher Notare

Auf Grund des § 9 Absatz 1 Satz 2 der Bundesnotarord-
nung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 303-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, der 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 31. August 1998 
(BGBl.  I S.  2585) neu gefasst worden ist, und des §  1 
Nummer 3 der Verordnung zur Ausführung der Bundes-
notarordnung vom 18. Mai 1999 (GV. NRW. S. 208) in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 2 des Justizgesetzes Nordrhein-
Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S.  30) 
verordnet das Justizministerium:

§ 5 Satz 2 der Verordnung über die gemeinsame Berufs-
ausübung hauptberufl icher Notare vom 19. Januar 2000 
(GV. NRW. S.  51), die zuletzt durch Verordnung vom 
3.  August 2007 (GV. NRW. S.  322) geändert worden ist, 
wird aufgehoben.
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301

Artikel 25

Änderung der Verordnung über die 
Tilgung uneinbringlicher Geldstrafen durch 

freie Arbeit und über die entsprechende 
Ermächtigung des Justizministeriums zum Erlass 

von Rechtsverordnungen

Auf Grund des Artikels 293 des Einführungsgesetzes 
zum Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (BGBl.  I S. 469, 
1975 I S. 1916, 1976 I S. 507), der zuletzt durch Artikel 
42 des Gesetzes vom 24. März 1997 geändert worden ist, 
in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Justizgesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S.  30) 
verordnet das Justizministerium:

Die Verordnung über die Tilgung uneinbringlicher Geld-
strafen durch freie Arbeit und über die entsprechende 
Ermächtigung des Justizministeriums zum Erlass von 
Rechtsverordnungen vom 7. Dezember 2010 (GV. NRW. 
S. 663) wird wie folgt geändert:

1.  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

 „Verordnung über die Tilgung uneinbringlicher 
 Geldstrafen durch freie Arbeit“.

2.  § 9 wird aufgehoben.

3.  § 10 wird § 9 und Satz 3 wird aufgehoben.

311
Artikel 26

Änderung der Verordnung über die 
Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft

Auf Grund des § 152 Absatz 2 Satz 1 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
9. Mai 1975 (BGBl. I S. 1077) in Verbindung mit § 1 Ab-
satz  2 des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 26. 
Januar 2010 (GV. NRW. S. 30) verordnet das Justizminis-
terium:

§  3 der Verordnung über die Ermittlungspersonen der 
Staatsanwaltschaft vom 30. April 1996 (GV. NRW. 
S.  180), die durch Verordnung vom 15. Februar 2005 
(GV. NRW. S.  144) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefasst:

„§ 3

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.“

2005
Artikel 27

Änderung der Verordnung über die zuständigen 
Stellen nach dem Gesetz zur Ausführung des 

Europäischen Übereinkommens vom 7. Juni 1968 
betreffend Auskünfte über ausländisches Recht

Auf Grund des § 5 und des § 9 Absatz 2 Satz 2 des Aus-
lands-Rechtsauskunftgesetzes vom 5. Juli 1974 (BGBl.  I 
S. 1433) in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Justizgeset-
zes Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. 
S. 30) verordnet das Justizministerium:

Die Verordnung über die zuständigen Stellen nach dem 
Gesetz zur Ausführung des Europäischen Übereinkom-
mens vom 7. Juni 1968 betreffend Auskünfte über aus-
ländisches Recht vom 16. Juli 1974 (GV. NRW. S. 760), die 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 5. April 2005 (GV. 
NRW. S. 274) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1.  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „Verordnung über die zuständigen Stellen nach dem 
Auslands-Rechtsauskunftgesetz“.

2.  § 2 Satz 2 wird aufgehoben.

313
Artikel 28

Änderung der Verordnung über die 
Bestimmung der  Zentralen Behörde nach dem 

Haager Übereinkommen vom 15. November 1965 über 
die Zustellung  gerichtlicher und außergerichtlicher 

Schriftstücke im Ausland in Zivil- oder Handelssachen 
und dem Haager Übereinkommen vom 18. März 1970 
über die Beweisaufnahme im Ausland in Zivil- oder 

Handelssachen

Auf Grund der §§ 1 und 7 des Gesetzes zur Ausführung 
des Haager Übereinkommens vom 15. November 1965 
über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher 
Schriftstücke im Ausland in Zivil- oder Handelssachen 
und des Haager Übereinkommens vom 18. März 1970 
über die Beweisaufnahme im Ausland in Zivil- oder 
Handelssachen vom 22. Dezember 1977 (BGBl. I S. 3105), 
von denen § 1 Satz 3 und § 7 Satz 3 durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 10. Dezember 2008 (BGBl.  I S. 2399) ein-
gefügt worden sind, in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des 
Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 
(GV. NRW. S. 30) verordnet das Justizministerium:

§ 2 Satz 2 der Verordnung über die Bestimmung der Zen-
tralen Behörde nach dem Haager Übereinkommen vom 
15. November 1965 über die Zustellung gerichtlicher und 
außergerichtlicher Schriftstücke im Ausland in Zivil- 
oder Handelssachen und dem Haager Übereinkommen 
vom 18. März 1970 über die Beweisaufnahme im Ausland 
in Zivil- oder Handelssachen vom 4. April 1978 (GV. 
NRW. S. 166), die zuletzt durch Artikel 142 des Gesetzes 
vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 274) geändert worden ist, 
wird aufgehoben.

7811
Artikel 29

Änderung der Verordnung zur Feststellung des 
Erbbrauchs

Auf Grund des Artikels 3 § 6 des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung der Höfeordnung vom 29. März 1976 (BGBl. I 
S. 881) in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Justizgesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. 
S. 30) verordnet das Justizministerium:

§  2 Satz  2 der Verordnung zur Feststellung des Erb-
brauchs vom 7. Dezember 1976 (GV. NRW. S.  426), die 
durch Artikel 204 des Gesetzes vom 5. April 2005 (GV. 
NRW. S. 274) geändert worden ist, wird aufgehoben.

321
Artikel 30

Änderung der Verordnung über das In-Kraft-Setzen der 
Vorschrift des § 6 des Grundbuchbereinigungsgesetzes 

im Gebiet Nordrhein-Westfalens

Auf Grund des § 6 Absatz 3 Satz 2 des Grundbuchberei-
nigungsgesetzes vom 20. Dezember 1993 (BGBl.  I 
S. 2182, 2192) in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Justiz-
gesetzes Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. 
NRW. S. 30) verordnet das Justizministerium:

§  3 der Verordnung über das In-Kraft-Setzen der Vor-
schrift des §  6 des Grundbuchbereinigungsgesetzes im 
Gebiet Nordrhein-Westfalens vom 13. Februar 2001 (GV. 
NRW. S.  69), die durch Artikel 86 des Gesetzes vom 
5.  April 2005 (GV. NRW. S.  351) geändert worden ist, 
wird aufgehoben.

203011
Artikel 31

Änderung der Verordnung über die Ausbildung 
und  Prüfung für die Laufbahn des 

Justizvollstreckungsdienstes des Landes 
Nordrhein-Westfalen

Auf Grund des § 6 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes 
vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224) verordnet das Jus-
tizministerium im Einvernehmen mit dem Ministerium 
für Inneres und Kommunales und dem Finanzministe-
rium:
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§  29 der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung 
für die Laufbahn des Justizvollstreckungsdienstes des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 7. Mai 1985 (GV. NRW. 
S. 408), die zuletzt durch Artikel 2 Nummer I der Verord-
nung vom 30. Juni 2009 (GV. NRW. S. 381) geändert wor-
den ist, wird wie folgt gefasst:

„§ 29
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.“

203011
Artikel 32

Änderung der Verordnung über den prüfungs-
erleichterten Aufstieg vom mittleren in den gehobenen 

Justizdienst des Landes Nordrhein-Westfalen

Auf Grund des § 6 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes 
vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224) verordnet das Jus-
tizministerium im Einvernehmen mit dem Ministerium 
für Inneres und Kommunales und dem Finanzministe-
rium:

§ 24 der Verordnung über den prüfungserleichterten Auf-
stieg vom mittleren in den gehobenen Justizdienst des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 16. Februar 1987 (GV. 
NRW. S. 69), die zuletzt durch Verordnung vom 17. Okto-
ber 2013 (GV. NRW. S.  614) geändert worden ist, wird 
aufgehoben.

203011
Artikel 33

Änderung der Rechtspflegerausbildungsordnung

Auf Grund des § 6 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes 
vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224) verordnet das Jus-
tizministerium im Einvernehmen mit dem Ministerium 
für Inneres und Kommunales und dem Finanzministe-
rium:

§  40 der Rechtspfl egerausbildungsordnung vom 19. Mai 
2003 (GV. NRW. S.  294), die zuletzt durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 20. März 2013 (GV. NRW. S. 195) geän-
dert worden ist, wird aufgehoben.

203011
Artikel 34

Änderung der Verordnung über die 
Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des 

Gerichtsvollzieherdienstes des Landes 
Nordrhein-Westfalen

Auf Grund des § 6 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes 
vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224) verordnet das Jus-
tizministerium im Einvernehmen mit dem Ministerium 
für Inneres und Kommunales und dem Finanzministe-
rium:

§  43 der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung 
für die Laufbahn des Gerichtsvollzieherdienstes des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 14. März 2005 (GV. 
NRW. S. 203, ber. S. 824), die zuletzt durch Artikel 19 der 
Verordnung vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 837) ge-
ändert worden ist, wird aufgehoben.

203011
Artikel 35

Änderung der Ausbildungsordnung 
mittlerer Justizdienst

Auf Grund des § 6 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. April 2009 
(GV. NRW. S.  224) verordnet das Justizministerium im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Inneres und 
Kommunales und dem Finanzministerium:

§ 50 der Ausbildungsordnung mittlerer Justizdienst vom 
12. September 2005 (GV. NRW. S. 804), die zuletzt durch 
Artikel 5 der Verordnung vom 1. Dezember 2010 (GV. 
NRW. S. 648) geändert worden ist, wird aufgehoben.

203011
Artikel 36

Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
Amtsanwälte

Auf Grund des § 6 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. April 2009 
(GV. NRW. S.  224) verordnet das Justizministerium im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Inneres und 
Kommunales und dem Finanzministerium:

§  32 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung Amtsan-
wälte vom 6. November 2006 (GV. NRW. S. 520), die zu-
letzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 20. März 2013 
(GV. NRW. S. 195) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1.  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

 „§ 32
 Inkrafttreten, Übergangsvorschriften“.

2.  Absatz 6 wird aufgehoben.

314
Artikel 37

Änderung der Verordnung über die Errichtung der Fach-
hochschule für Rechtspflege

Auf Grund des § 12 Absatz 1 des Fachhochschulgesetzes 
öffentlicher Dienst vom 29. Mai 1984 (GV. NRW. S. 303), 
der zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. März 
2005 (GV. NRW. S.  168) geändert worden ist, verordnet 
das Justizministerium:

§ 3 Satz 2 der Verordnung über die Errichtung der Fach-
hochschule für Rechtspfl ege vom 21. Juni 1976 (GV. NRW. 
S. 242), die durch Artikel 144 des Gesetzes vom 5. April 
2005 (GV. NRW. S. 274) geändert worden ist, wird aufge-
hoben.

315
Artikel 38

Änderung der Juristenausbildungsgebührenordnung

Auf Grund des § 65 Absatz 3 des Juristenausbildungsge-
setzes Nordrhein-Westfalen vom 11. März 2003 (GV. 
NRW. S. 135, ber. S. 431), der durch Artikel I des Geset-
zes vom 17. Oktober 2006 (GV. NRW. S.  461) angefügt 
worden ist, verordnet das Justizministerium im Einver-
nehmen mit dem Ministerium für Inneres und Kommu-
nales und dem Finanzministerium:

§  4 der Juristenausbildungsgebührenordnung vom 12. 
November 2006 (GV. NRW. S. 536) wird wie folgt geän-
dert:

1.  Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.

2.  Absatz 2 wird aufgehoben.

203011
Artikel 39

Änderung der Verordnung über die Ausbildung für 
die Laufbahn des Justizwachtmeisterdienstes des 

Landes Nordrhein-Westfalen

Auf Grund des § 6 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes 
vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224) verordnet das Jus-
tizministerium im Einvernehmen mit dem Ministerium 
für Inneres und Kommunales und dem Finanzministe-
rium:

§ 13 der Verordnung über die Ausbildung für die Lauf-
bahn des Justizwachtmeisterdienstes des Landes Nord-
rhein-Westfalen vom 24. April 1985 (GV. NRW. S.  436), 
die zuletzt durch Artikel 15 der Verordnung vom 8. De-
zember 2009 (GV. NRW. S. 837) geändert worden ist, wird 
wie folgt gefasst:

„§ 13
Inkrafttreten

Die Verordnung tritt am Tag der Verkündung in Kraft.“
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Artikel 40
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 24. September 2014

Der Justizminister
des Landes Nordrhein-Westfalen

Thomas  K u t s c h a t y

– GV. NRW. 2014 S. 647
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